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Allianz - Traktat
zwischen der

Fränkischen Republik

und der

Schweizerischen Eydsgenoßschafk.

^er Erste Consol der fränkischen Nepublick im
Namen deß fränkischen Volkes/ und die helvetische
Tagsatzung im Namen der neunzehn Cantone Lee
Schweiß/ von gleicher Begierde beseelt/die freund¬
schaftlichen Verhältnisse, welche zwischen beyden
Nationen bestehen, noch enger zu knüpfen, und die
Bundesbedtngungen, weiche dieselben beständig
vereinigten, auf Grundlagen wieder herzustellen,
welche für die Schweiß günstiger, und ihrer Fö¬
deral- Verfassung angemessener seyen, und deren
einziger Zweck auf den gegenseitigen Vortheil , Ver¬
theidigung und Sicherheit , und keineswegs auf
den Angriff gegen irgend jemanden gehe, —

Nachdeme der Erste Consul der fränkischen
Nepublick im Namen des üünktschen Volkes den
Generalen Ney , Bevollmächtigten Minister in der
Schweiß, ernennt hat , um mit denjenigen Gesand¬
ten, welche hiezu von der schweitzerischenTagsa»



tzunq bezeichnet worden/ ein neues Schutzbündtniß
zu unterhandeln/ und abzuscvlieffeu, so sind dieser
Minister und die von der Tagsatzung ernannten
Gesandten: Ludwig von Affry/  Landam-
mann der Schweiz/ und Schultheiß von Freyburg,
Hans Reinhard/  Bürgermeister von Zürich
und Gesandter seines Cantons; Frieder ich
Freudenreich/  Staats 'Rath von Bern und
Gesandter seines Cantons; Emanuel Jauch/
Pannerherr und Gesandter von Uri; Jakob
Zellweger / Landammann von Appenzell und
Gesandter seines Cantons; Carl Mü ller Fried-
berg/  Staats -Rath von St Gallen und Ge¬
sandter seines Cantons; Franz Anton Würsch/
Landammann und Gesandschafts-Ratö von Unter-
walden/ nid dem Wald/ nach Auswechslung ihrer
Vollmachten, über nachstehende Artikel überein¬
gekommen.

Art. r. Es soll zwischen der fränkischen Repu¬
blik und der Schweiß auf immer Friede und
Freundschaft statt haben: Deßgleicheu ein Schutz-
vündtniß zwischen beyden Nationen, das auf fünf¬
zig Jahre gelten soll. Dem ewigen Frieden, wel¬
cher im Jahr ifi6  zwischen bevden Staaten ge¬
schloffen worden, und der die Grundlagen der seit¬
herigen Bündnisse zwischen beyden Nationen aus¬
macht, wird in gegenwärtigem Traktat auf das
Bestimmteste gerufen, und ebenso der Bermitt-



lungs- Acte vom ;o. Pluviofe-es eilfken Jahrs
(19. Hornung 180;. )

Art. 2. Da eine der Wirkungen dieses Bünd¬
nisses dahin gehen soll/ zu verhindern, daß der
Unabhängigkeit und der Sicherheit der Schweitz
zu nahe getreten werde, so verspricht die franzö¬
sische Republik ihre stäte und gute Verwendung,
um der Schweitz ihre Neutralität zu verschaffen,
und um ihr den Genuß ihrer Rechte gegen andere
Mächte zu sichern.

Die fränkische Republik verpflichtet sich, im Fall
die Schweitz, oder irgend ein Theil derselben ange¬
griffen werden sollte, dieselbe zu vertheidigen, und
sie mit ihrer Macht und auf ihre Kosten zu unter¬
stützen, jedoch nur, wenn sie dazu von der helve¬
tischen Tagsatzung förmlich wird aufgefordert seyn.

Art. ?. Wenn das Gebiet der fränkischen Re¬
publik auf dem festen Lande, nach seinen dermali-
gen Gränzen, angegriffen oder überzogen würde,
und die fränkische Regierung zu dessen Vertheidi¬
gung eine grössere Anzahl Schweitzertruppen nöthig
glaubte, als diejenige ist, welche, nach der unter
heutigem Tag mit der schweitzertschen Tagsatzung
abgeschlossenen Capitulation, in ihrem Dienst seyn
wir- , so versprechen und verpflichten sich die Can-
tone, zehn Tage nach der Aufforderung, welche
sie von der fränkischen Regierung werden erhal¬
ten haben, eine neue Werbung freywiüiger Leute,



die sich anwerben lassen wollen, zu gestatten, den
Fall jedoch immer vorbehalten, -aß dte Schweiß
selbst in Krieg verwickelt, oder dle drohende Gefahr
tiiies eigenen Angriffs für sie vorhanden wäre.

Diefe neue Truppen- Werbung, welche auf
Kosten-er fränkischen Republik geschehen soll,
kann nicht über 8,000 Mann steigen, welche ein¬
zig zur Vertheidigung des Gebiets der fränkischen
Republik auf dem festen Lande gebraucht werden
sollen.

Diese Werbung soll nicht zu gleicher Zeit mit
derjenigen der Capitulattonsmäßigen fünften Ba¬
taillons statt finden können.

Art. 4. Die im vorhergehenden Artickul be-
meldten 8,000 Mann sollen in allen Rücksichten
auf eben den Fuß organisirc und gehalten werden,
wie die andern Schweißer-Regimenter, dte dann-
zumal Capltulationsmaßtq im Dienste sind, und
sie sollen, gleich jenen, der freyen Ausübung ihrer
Religion und eigenen Rechtspflege gemessen. Nach
geendigtem Krieg sollen- lese Corps in ihre Hey-
Math zurükgesendt werden, und vom Tag ihrer
Rückkehr in dte Schweiz gerechnet, den Sold eines
Monats beziehen.

Art. s. Es soll von keiner der unterhandeln¬
den Mächte irgend ein Durchmarsch über ihr Ge¬
bier, den Feinden der andern Macht gestartet wer¬
den; sie sollen sich einem solchen, nöthigen Falls



selbst mit bewafneter Hand widersetzen. Es soll
indeß das gegenwärtige einzig auf Schutz berech¬
nete Bündniß, die Neutralität beyder Theile weder'
gefährden noch beeinträchtigen.

Art. 6. Nachdem eine der unterhandelnden
Mächte, die Hülfe ihres Bundesgenossen angeruffen
hat, soll sie ohne dessen Vorwissen keinen Frieden
schliessen können, und sie soll ihn, wann er es
begehrt, in ihreWaaffen- Stillstands- oder Frie¬
dens-Verträge mit aufnehmen.

Art. 7. Die unterhandelnden Mächte verpflich¬
ten sich, keinerley Tractat, Vcrkommniß oder Ca-
pttulation einzugehen, welche dem gegenwärtigen
Bündniß entgegen wären; die mit der Italiäni¬
schen und Batavischen Rcpublick, mit Sr . Katholi¬
schen Majestät und dem Heiligen Stuhl geschlossenen
oder noch zu schltessenden Capitulationen, welche
die Bedmqnisse des gegenwärtigen Artikuls nicht
überschreiten, sind ausdrücklich vorbehaltê.

Act. 8. Um für die Zukunft jede Gränzsireitig-
keit zu Verbindern, soll zu einer Berichtigung der
Landmarchen zwischen Frankreich und den angrän-
zenden,mit gehöriger Befugniß von der Tagsatzung
versehenen Cantonen geschritten werden. Der ge¬
genwärtige Bestand der Gränzen wird hieöey znr
Grundlage dienen, und für die Abänderungen,
welche mau nothwendig erachten wird, um beyden
Ländern den Dienst der Zoüstädte zu erleichtern,



Tiro

und die freye Gemeinschaft zu erzielen, wird man
trachten, eben so gerechte als anständige Vergü-
tungen zu leisten.

Art. 9. Die fränkische Regierung wir- die
Ausfuhr alles desjenigen Salzes, dessen die Schweitz
Ledörfen wir- , aus ihren Salzwerken gestatten; —
Liese Ausfuhr, so wie auch der Transport, werden
Wie bisher von jeder Art Austage befreyt bleiben.
Die Schweitz verpflichtet sich, ihrerseits, jedes Jabr
sov/ooo Centner französischen Salzes zu nehmen.
Die Salzpreise und die Bedingungen-er Fracht
sowohl, als der Zahlungen werden durch freywillige
Ueberetnkunft zwischen den Cantonen und der Salz«
Regte bestimmt werden; diese Preise können aber
niemals höher für die Schweitz seyn, als ste es für
die fränkischen Bürger selbst sind.

Art. ro. Gleichmässig soll vorn 12. Prairial
bis zum 24. Brumaire jedes Jahrs (vorn isten
Brachmonat bis zum i rten Wintermonat) allen
Einwohnern der Schweitz in den an Frankreich
gränzenden Cantonen die freye Einfuhr der Landes-
produckten derjenigen Grundstücke, die sie in dem
Umkreise einer Stunde von den betreffenden Gräm
zen, auf dem Gebiet der fränkischen Republik be¬
sitzen mögen, gestattet seyn, und hinwieder das
mmliche den fränkischen Bürgern, welche Grund-
rigenlhum in der Schweitz besitzen.

Die Aus- und Einfuhr dieser Landesproduckte
soll frey seyn, und mit keinen Gebühren belegt



HL

werden können,wann die betreffenden Eigenthümer/
die von den dazu befugten Behörden beyder Mächte
geforderten Förmlichkeiten werden erfüllt haben.

Art. II . Zur Erleichterung-er Handelsver-
hältmsse beyder Mächte, wir- man für die nöthigen
Maaßregeln übereinkommen, um einen Verkehr zu
Wasser, vom Genfersee an bis zum Rhein und von
Genf bis zum schiffbaren Theil-er Rhone zu be¬
werkstelligen. Die hiezu erforderlichen Arbeiten
sollen zu gleicher Zeit ihren Anfang nehmen.

Art. ir . DieBürger beyder Republiken solle«
gegenseitig in Absicht auf Handelschaft und Ein-
Aas- und Durch-Fuhr-Befugniß auf den nemll-
chen Fuß behandelt werden, wie diejenigen der am
meisten begünstigten Nationen, und es soll in der
möglichst kurzen Zettfrtst ein Handels-Reglement
abgefaßt, und dem gegenwärtigen Traktat in Form
Von Zusatzartickeln beygefügt werden.

Von den fränkischen Bürgern, die sich in der
Schweiß niederlassen, oder daselbst einen Erwerbs-
zwetg, welchen die Gesetze den Inländern selbst ge¬
statten, ausüben wollen, soll keine schwerere Pflicht
oder Geldbedingung gefordert werden mögen, als
zu denen die Inländer selbst bey ihrer Niederlassung
gehalten sind.

Sie sollen, mit gehörigen Pässen versehen, in
der Schweiß ein- und ausgehen, und sich da nie¬
derlassen mögen, wenn sie vorher bey der fränkischen



Gesandtschaft ln der Schweiz das Zeugniß guter
Aufführung und Sitten, so wie die übrigen für die
Einschreibung erforderlicher Bewetsthümer, wer¬
den vorgelegt haben. In Betref ihrer Personen
und ihres Eigenthums wird man die nervlichen
Gesetze und Gebräuche befolgen, denen die In¬
länder unterworfen sind.

Die Schweißer sollen in Frankreich die gleichen
Vortheile geniessen.

Art. i ;. In persönlichen oder HandelSstrettig-
keiten, welche sich nicht gütlich und ohne richterliche
Dazwischenkunft beenden lassen, wird der Kläger
verbunden seyn/seine Sache unmittelbar vor dem
natürlichen Richter des Beklagten zu betreiben,
wofern nicht die Partheyen im Ort selbst, wo
der Vertrag geschloffen wurde, gegenwärtig oder
sonst in Ansehung eines Richters übereingekommen
sind, vor welchem sie sich verbindlich gemacht hät¬
ten ihre Schwierigkeiten zu schlichten.

Betrift aberchie Streitsache ein liegendes Gut,
so soll dieselbe vor dem Richter oder der Obrigkeit
des Orts verfolgt werden, wo jenes Eigenthum
gelegen ist.

Die Streitigkeiten, die sich zwischen den Erben
eines in derSchweitz verstorbenen fränkischen Bür¬
gers in Betref seines Erblaffes erheben könnten,
werde» vor den Richter des Wohnorts gebracht,
den der fränkische Bürger in Frankreich hatte, und



eben so soll es in Ansehung- er Streitigkeiten ge¬
halten werden, welche sich zwischen den Erben
eines in Fiankreich verstorbenen Schwettzers erhe¬
ben könnten.

Art. 14. Es soll von keinem fränkischen Bür¬
ger der einen Rechtshandel in der Schweiß, und
hinwieder von keinem Schweitzer, der einen
Rechlshandel in Frankreich zu betreiben hätte,
irgend eine Pflicht, Bürgschaft oder Hinterlage
gefordert werden, welche die Landesgesetze den
Inländern nicht ebenfalls auflegen.

Art. 15. Die Endurtheile in Civilsachen,welche
in Rechtskraft erwachsen, und durch die fränkischen
Gerichtssiellen ausgesvrochen sind, sollen in der
Schweitz als gültig vollzogen werden, und umge¬
kehrt, nachdem solche vorher mit-er Unterschrift
des betreffenden Gesandten, oder an deren Stelle
durch die dazu befugte Behörde jedes Landes ver¬
sehen worden sind.

Art. 16. Bey Fallimenten oder Bangneronten
von fränkischen Bürgern, welche Güter in Frank¬
reich besitzen, sollen, wenn schweitzerische und frän¬
kische Gläubiger vorhanden sind, und die schweitze-
rlschen Gläubiger zu Sicherung ihrer Hypothek die
Vorschriften der fränkischen Gesetze befolgt haben,
dieselben von den besagten Gütern bezahlt werden,
wie die fränkischen Hypothekar-Gläubiger nach der
Ordnung ihrer Hypotheken; und hinwieder wen»



Schweißer, welche Güter in -er schweitzertschen
Republik besitzen, fränkische und schweitzerische Gläu¬
biger haben, so sollen die fränkischen Gläubiger,
welche zu Sicherung ihrer Hypotheck die Vorschrif¬
ten -er schweitzertschen Gesetze befolgt haben, ohne
Unterschied nach der Ordnung ihrer Hypotheck den
schweitzertschen Gläubigern gleich gehalten werden.

Die einfachen Gläubiger betreffend, so sollen
solche ebenfalls ohne Rücksicht, welcher von beyden
Republiken sie angehören, auf den gleichen Fuß,
aber immer nach den Gesetzen eines jeden Landes
behandelt werden.

Art. 17. In allen peinlichen Prozeduren wegen
schweren Vergehen, welche entweder von den frän¬
kischen oder von den schwettzerlschen Rtchterstellen
untersucht werden, sollen die schweitzertschen Zeugen, >
welche in Person in Frankreich, und die fränkischen
Zeugen, welche in Person in der Schweiß zu er¬
scheinen vorgeladen werden, gehalten seyn, sich vor
-erGerichtsstelle, die sie vorgeladen hat, zu stellen,
unter den durch die betreffenden Gesetze beyder Na¬
tionen bestimmten Strafen. Die beyden Regierun¬
gen werden in diesem Fall den Zeugen die nöthigen
Pässe ertheilen, und sich mit einander verstehen,
um die Entschädigungen und Vorschüsse festzusetzen,
welche nach Verhältniß der Entfernung und des
Aufenthalts zu geben seyn werden. Sollte aber
der Zeuge als Mitschuldiger zum Vorschein kommen,
so soll derselbe auf Kosten der Regierung, die ihn



gerufen hätte / seinem natürlichen Richter über¬

wiesen und zurückgesendet werden.

Art . i8 . Wenn Personen/welche gerichtlich

des Staatsverbrechens / Todschlags / Vergiftung,

Mordbrennerey / Verfälschung öffentlicher Schriften,

Falschmünzerei ) / Diebstahls mit Gewalt oder Ein¬

bruch , schuldig erklärt worden , oder die als solche,-

zufolge - er von der rechtmäßigen Obrigkeit ausge¬

fertigten Verhaftsbefchle verfolgt werden / sich aus

dem einen in das andere Gebiet flüchten würden , so

soll ihre Auslieferung auf die erste Aufforderung

bewilliget werden.

Die in dem einten Land gestohlenen , und in

dem anderen vorgefundenen Sachen , werden ge¬

treulich zurückgestellt werden , und jeder Staat wird

bis zu den Gränzen seines Landes die Kosten der

Auslieferung und der Fracht tragen.

Bey weniger schweren Vergehen , die aber doch

Leivesflrafe nach sich ziehen können , verpflichtet sich,

jeder Staat , mit Vorbehalt derWiedererstattunaen,

welche zu leisten seyn werden , den Verbrecher selbst

zu strafen , und das Urtheil soll , wenn es einen

fränkischen Bürger betrift , der fränkischen Gesand-

schatt in der Schweiß , und umaekeb - t , wenn die

Strafe auf einen Schweißer Bürger fällt '! dem hel¬

vetischen Gesandten in Paris oder in Ermanglung
eines solchen , dem Landammann der Schweiß mit¬

getheilt werden.



Art. 19. Um die Verschlingen des Schleichhan¬
dels und die Schädigungen der an der Grenze lie¬
genden Waldungen zu verhüten, werden die Zoll-
und Forstverwaltungen, die in den schweitzertschen
Grenzkantonen aufgestellt werden, steh mit den frän¬
kischen Stellen verabreden, und unter Genehmigung
ihrer betreffenden Regierungen die Maaßregeln fest¬
setzen, um ihre Aufsicht zu vereinigen und sich ge¬
genseitig zu unterstützen.

Act. 2«. Sollte man in der Folge finden, daß
einige Artikel des gegenwärtigen Traktats Erläute¬
rungen bedürfen, so haben die unterhandelnden
Mächte sich ausdrücklich dahin einverstanden, durch
gütliche Uebcreinkunft die einer Auslegung bedür¬
fenden Artikel des Nähern zu bestimmen.

Art. 21. Die Ratifikationen des auf obsie-
hende Weise festgesetzten und beschlossenen Schutz¬
bündnisses, sollen zu Frevburg bis zum 9ten Bru-
maire des ir . Jabrs (isten Wintermvnati 8or)
und, wann es möglich ist, noch früher ausgewech¬
selt werden.

Der gegenwärtige Traktat ist in französischer
Svrache abgefaßt worden, und es sind von dem¬
selben zwey Doppel von gleicher Form und In¬
halt, das eine in französischer und das andere in fran¬
zösischer und deutscher Sprache ausgefertigt worden.

Dessen zur Zeugniß haben Wir,Bevollmächtigter
Minister der fränkischen Republik und die darzu



Unteneschnetr

von-er schweitzerischen Tagsatzung ernannten Ge¬
sandten uns unterzeichnet zu Freyburg am4 Ven-
-emiaire Jahr XU. der fränkischen Republik, (r/
Septembris 180z.)

Unterzeichnet:
GeneralNey.

^Ludwig von Affry.
»Hans Reinhard.
»Friedrich Freudenreich.

Lmanuel Jauch.
.Jacob Aellweger.
ßCarl Müller.
kF ranz Anton Würsch.



RaLifikaLioris - Urkunde
' in Betreff des

Allianz - Tractats.

2bir Bürgermeister/Klein und Grosse Rathe
des Kantons Zürich thun kund und geben anmit
zu wisse» / daß nachdem Wir uns heute den roten
Weinmonat 180 ; . in Folge eines Kreisschretbens
Seiner Excellenz des Herrn Landammanns der
Schweiß vom isten Weinmonat 180 ; . äusserer- ,
dentltch versammelt / um über die Defensiv-Allianz >
in Berathung zu tretten / welche zwischen der fran - >
zösischen Republik und der Schweiz den aasten
Herbstmonat 180z . in Freyburg von dem Herrn
General und bevollmächtigten Minister Ney im ,
Namen der französischen Republik / und den Herrn
Ludwig von Affry/  Landammann der Schweiß
und erster Schultheiß von Freyburg ; HansRetn-
hard / Bürgermeister und Deputierte , von Zürich;
Friederich Freudenreich/  Siaalsrath und
Deputierter von Bern ; Emanuel Jauch/
Pannerherr und Deputierter von Urv ; Jakob
Zellweger / Landammann und Deputierter von
Appenzell ; Carl Müller Frtedberg/  Staats-
rath und Deputierter von St . Gallen ; Franz !
An tont Würsch/  Landammann und Deputier - !
ter von Unterwalden nid dem Wald / im Namen

der



der schweizerischen Taqfatznng abgeschlossen und
unterzeichnet worden ist/ —

Wir in reifer Erwägung dieses für das gemein¬
same schweizerische Vaterland und unsern Kanton
insbesondere höchst wichtigen Gegenstands, —

beschlossen und verordnet haben:

Daß bemeldte Defensiv-Allianz zwischen der
französischen Republik und der schweizerischen Eids-
genossenschafk, so wie dieselbe den 27. Herbstmo¬
nat iZo;. von den beydseitigen Bevollmächtigten
in Freyburg abgeschlossen und unterzeichnet wor¬
den, von Uns tm Namen des Kantons
Zürich  ihrem ganzen Jnnhall nach angenom¬
men, gut geh  rissen und htemtt ratificiert
werde.

Gegeben in unserer Versammlung zu Zürich den
ic>. Wetnmonat i8sz . und durch die Unterschriften
-es HHerren Amtsburgermeisiers und unsers ersten
Staatsscbreibers, und die Beydrükung des Kan¬
tons- Siegels bekräftiget.

Der Amtsburgermeister,

Reinhard.
Der Erste Staatsschreiber-

La v a t e r°
I

d - 8.)
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Militär - Kapitulation,
zwischen der

Fränkischen Republik
und der

schweizerischen Eydsgenostschaft.

<̂ er erste Conful der fränkischen Republik, im
Namen des fränkischen Volks, und die helvetische
Tagsatzung im Namen der r9 Kantone der Schweiß,
von dem Wunsche belebt, die Capitulationen, welche
vormals zwischen beyden Staaten geschlossen wor¬
den, und welche die Organisation der im Dienste§
Frankreichs stehenden Regimenter festsetzten, zu '
erneuern, und in eine allgemeine Capitulation zu¬
sammen zu fassen,  haben zu dem Ende folgende
Bevollmächtigte ernannt: Der erste Consul der
fränkischen Republik, im Namen des fränkischen
Volks, den General Ney,  Bottschafter bey der
helvetischen Republik, und die helvetische Tagsa¬
tzung, die Bürger Ludwig von Affry,  Land-
ammann der Schweitz ersten Schultheiß und Gesand¬
ten von Freyburg,CarlPfyffer,  Gesandten von
Luzern; Johann Anton Herren schwand,
Gesandtschattsrath von Freyburg; Franz Jo-
sephAndermatt,  Gesandtschafcsrath von Zug;
Gottlieb von Muralt,  Gesandtschaftsrath



, isr

von Bern; Friedrich von Roll , Gesandt«
scbaftsrath von Solothurn, und Paul Anton
Loggen bürg,  Gesandtschaftsrath aus Bündten,
weiche aufden Grund, und nach Auswechslung chrer
Vollmachten, folgende Artickui abgeschlossen haben:

Art. i . Die fränkische Republik wird in ihrem
Dienste sechszehntausend Mann Schwettzer.Truppen
unterhalten. Die Anwerbung dieser Mannschaft
wird freywillig geschehen; nach Ablauf seiner
Dienstzeit erhält jeder Mann auf sein Begehren
einen unbedingten Abschied.

Art. s. Diese Truppen werden in vier Regi¬
menter, jedes von viertausend Mann vertheilt.
Falls die fränkische Regierung verlangt, daß diese
vier Regimenter stets auf completem Fuß seyen,
so soll für jedes ein zu dessen Rekrutierung be¬
stimmtes Depot von tausend Mann errichtet wer¬
den; diese Depots wird man in den der Schweiß
benachbarten Festungen, welche die fränkische Re¬
gierung zu bestimmen hat, zusammen ziehen.

Art. g. Die Regimenter werden bestehen:
Aus einem Etatmajor und vier Bataillons, jedes
Bataillon aus neun Compagnien, eine von Gre¬
nadieren und acht von Füsilieren, wie folget:

Grosser Staab.
r Oberst,
r zweyter Oberst,
r. Oberstwachtmkister.
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4 Bataillons- Commandanten.
4 Adjutantmajoren, wovon der erste Haupt¬

mannsrang von der zweyten; der zweyte
Hauptmannsrang von der dritten; der dritte
Lieutcnantsrang von der ersten, und der vierte
kieutenantsrang von der zweyten Klaffe hat.

4 Quartiermeister, worunter ein dem ersten
-Bataillon attaschierter Hauptmann von der
ersten Klaffe, und drey Zugegebene sich be¬
finden, von welch letztem der erstere Haupt¬
mannsrang von der zweyten, die übrigen aber
Lieutenantsrang von der ersten Klaffe haben.

4 Fahnenführer.
2 Feldprediger.
i Auditor.
4 Feldscharer, nemlich einer von der ersten,

einer von der zweyten, und zween von der,
dritten Klasse.

Sa. s6.

Kleiner Staab.

4 Adjutant- Unteroffiziere,
i Tambour- Major.
4 Caporal- Tambouren.

15 Musikanten, worunter» Chef.
4 Prvvosen.
» Schneidermeister,
i Cchusiermeister.
i Ueberstrümpf- Schneidermeister,
i Büchsenmachermeister.

Sa. 30.



Grenadier - Compagnie.
i Hauptmann.
i Lieutenant,

i zweyter Lieutenant,
r Unterlientenant.

i Feldweibel.
^ Wachtmeister.
1 Fvurrier.
8 Caporalen.

72 Grenadiere.
2 Tambouren.

Sa . 92.

Füsilier . Compagnie.
i Hauptmann.
i Lieutenant,

i zweyter Lieutenant,
r Unterlieutenant,

i Feldweibel.
4 Wachtmeister.
1 Fourier.
8 Caporalen.

92 Füsiliers.
2 Tambouren.

Sa . n2.

Art. 4. Ferner werden4 Compagnien Artil¬
lerie zu Fuß seyn, organifirt gleich denen der
fränkischen Republik, und nachstehender Maassen
iusammengesetzt:



i Haupkmann.
i zweyter Hauptmann.
i Lieutenant,
i zweyter Lieutenant,
i Feldweibel.
4 Wachtmeister.
1 Fourier.
4 Capcralen.
4 Feuerwerker.

12 Canoniers von der ersten > -
36 Canoniers von der zweyten/

2 Tambouren.
Ea. 68.

Diese Compagnien werden den vier Regimen«
tern nach ihren Nummer» i , i , ; und 4 atta-
schiert seyn. Im Kali- er Verstärkung der Schwei¬
zer- Regimenter wird auch diese Artillerie auf
den bestimmten Kriegsfuß verstärkt.

Art. s. Bey Ablauf der ersten Dienstzeit werden
für jede Grenadier-und Füsilier Compagnie acht Ge¬
freyte ernennt werden, welche die mit diesem
AncienetätSgrade verbundene Soldzulage gemessen.

Art. 6. Der Sold und die Verpflegung der vier
Schwettzer-Regimenter werden die gleichen seyn,
wie bey der französischen Linten-Jnfanterie. Eben
so werden die Canonier-Compagnien wie die fran¬
zösische Artillerie bezahlt werden. Da die Besol¬
dungen des elnem jeden Schwettzer-Regiment be¬
willigten zweyten Obristen und Majoren von-er



französischen Regierung noch durch keine Beschlüsse
bestimmt find , so wird Dieselbe sie vor Formie¬

rung der Listen bekannt machen . Die zu diesen

Truppenkorps gehörigen Militär - Personen wer¬
den die nemlicken Rechte auf die Retraitepension

haben , wenn sie die gesetzliche Zeit m » Dienst ge¬
standen sind , oder tm Dtenste der fränkischen Re¬

publik Wunden erhalten haben . Die Schweitzer-

Offiziers und Soldaten , welche in Frankreich oder

Ptemont gedient haben , können ebenfalls ihre vor

gegenwärtiger Capitulation geleistete Dienste in

Rechnung bringen , um die Retraite - Pension zu
erhalten , so bald sie sich über diese Dienste gehörig
ausweisen . Beyde können sie in ihrem Lande,

oder an dem Orte in Frankreich , den sie zu ihrem

Aufenthalt wählen , verzehren.

Art . 7. Die Schweißer , welche in diese Re¬
gimenter zugelassen werden sollen , müssen zischen

i8 und 40 Jahren alt , wenigstens / F ^ Z und

r Zoll , oder 1 Meter 678 Milimeter hoch seyn,
und keinerley Schwächlichkeit an sich haben . Sie

müssen sich verpflichten , der fränkischen Republik
viere Jahre lang treu zu dienen , nach deren Ver¬

lauf es ihnen frey steht , sich auf r , 4 , 6 oder 8

Jahre von Neuem zu engagieren.
Die fränkische Regierung wird , um die erste

Werbung zu erleichtern , in die Hand des Ver-

waltungsraths eines jeden Schweißer - Regiments

die Summe von 15,840 Franken für die volljäh-



lige Aufstellung einer jeden Grenadier »Compagnie
von 88 Mann , die Oberoffiztere nicht lnbegriffen,
ausbezahlen lassen.

Deßgletchen 19,440 Franken für die vollzäh.
lige Aufstellung jeder Füsilier - Compagnie von
io8 Mann , ebenfalls die Ofsiciere nicht tnbe»
griffen.

Deßgleichen 11,520 Franken für die vollzäh.
lige Aufstellung jeder A . ltllerie - Compagnie auf
den Fuß von 64 Mann , die Ofsiciere ungerechnet.

Und endlich 5,400 Franken für die ; o Mann
vom kleinen Staab eines jeden Regiments.

Diese stipulterten Summen werden von der
französischen Regierung drtttelwetse und im Vor»
aus an den Verwalrungsrakh jeden Regiments
bezahlt werden ; und zwar das erste Drittel vor
Errichtung der Regimenter , das zweyte Drittel,
wenn die Hauvtleute durch die Musterungen der In»
specktoren beweisen , daß sie den vierten Theil ihrer
Compagnien unter den Waffen haben , und das
letzte Drittel , wenn sie auf die gleiche Art aus»
weisen, - aß die Hälfte ihrer Compagnien beysam»
wen ist. Die Verwaltungsrälhe werten , mit ge¬
nauer Befolgung der über die Compcabilttät der
französischen Truppen vorhandenen Gesetze , Be¬
schlüsse und Verordnungen , den Hauptleuten die»
jeutgen Summen verabfolgen , welche sie zu Be¬
streitung des Handgeldes , der Werbungs - und



Transport-Kosten bis zu Ankunft-er Rekruten
an ihren Bestimmungsort/ nöthig glauben.

Die Rekruten rechnen ihren Dienst vom Tage
-er Anwerbung/ erhalten aber ihren Sold nur
vom Tage ihrer Ankunft auf dem durch die frän¬
kische Regierung für jedes Regiment bestimmten
Haupt- Depot. Die Hanptleute müssen/ von
den ihnen durch den Verwaltungsrath bewilligten
Werbgeldern den Tornister jedes Rekruten anschaf¬
fen oder kompletteren/ damit er mit allen für die
kleine Ausrüstung des Soldaten nöthigen Effeckten
versehen sey. Für jeden Mann/der fich von Neuem
anwerbe» läßt/ werden dem Hauptmann für zwey
Jahre 100 L. / für vier Jahre 200 L./ für sechs
Jahre ;oo L. bewilligt. In Rücksicht dieser Be¬
willigungen haben aber die Schweißer kein Recht
auf den erhöheten Sold/ welchen der französische
Soldat in gleichem Falle genießt. Die Haupt,
leuthe können auch aufs und8 Jahre anwerben,
und die französische Regierung wird sodann für
jeden Mann/ der sich für sechs Jahre verpflichtet,

L und für8 Jahre 400 L. vergüten. Im
Fall die Regimenter verstärkt, und auf s,ooo
Mann gebracht werden sollen, bekommt jedes Re¬
giment ein für allemahl, und am Tage, wo der
dießfälltge Befehl der französischen Regierung an
den Verwaltungsrath gelangt, die Summe von
200,000L. für jede rooo Mann, welche die Re>



gtrrrenter in kompletem Stand von 4000 Mann
zu erhalten bestimmt ist.

Art . 8 . Die für die Rekrutierungs - Masse be¬

stimmten Fonds werden , nach den im vorigen Ar - !

ticke! stipuiiertcn Dispositionen der Verwaltungs - ^

räche , unter die Hauptleute der Füsilier - Compag¬

nien vertheilt . Diese Hauptlente müssen ihre Com¬

pagnien stets in kompletem Stand halten ; und

wenn ein Füsilier in den Staab , oder zu den

Grenadieren versetzt wird , so werden die Kosten

seiner Anwerbung dem Hauptmann der Compagnie,

die er verläßt , vergütet , damit er ihn ersitzen kann.

Um die Rekrutierung zu erleichtern , werden jedes

Jahr für die Unteroffiziere und Soldaten jeder

Compagnie 6 halbjährige Urlaube , und für die

Offiziere einer bewlüiget.
Art . 9 . Ein Bataillon aus vier Grenadier -Com¬

pagnien bestehend , und Detaschementsweise aus

den verschiedenen Schweißer - Regimentern genoh-

men , nebst den nöthigen Offizieren des General-

staabs , — wird können zugelassen werden , einen

Tbetl der Garde der Regierung auszumachen , so¬

bald der Erste Consul den Zeitpunkt und die dar-

aufBezug habenden Veranstaltungen bestimmt hat.

Art . io . Die Stelle eines General -Obersten der

Schwerer wird wieder hergestellt ; dieser Offizier

wird die zu Paris befindlichen Schweißer komman - j

dieren , und über die andern die Aufsicht führen . Der ^

Erste Consul ernennt ihn . Ausserdem werden zwey
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Schweißer - Brigade - Generals seyn , welche über
den Unterricht , den Dienst , die Verwaltung und
die Krtegszuckt , der vier kapitulierten Regimenter
die Aufsicht führen.

Art . ii . Die Brigade - Generale , Obristen,
Oberstlieulenats , Bataillons - Chefs und Majors
wird der Erste Consul ernennen : Er wird über
diese Stellen zu Gunsten derjenigen Schwettzer-
Ofsiziere difponiren/welche er nach ihrem Dienst¬
alter und geleisteten Diensten für die würdigsten
hält.

Art . i2 . Die Haupleute , Ober - , Zweyte und
Unterlieutenants der Grenadiere wird der Erste
Consul , auf den Vorschlag des General -Obersten,
und auf den Vortrag des Kriegsministers , unter
den Offizieren vom nemlichen Rang des Regi¬
ments , zu welchem sie gehören , auswählen.

Art . i ; . Die Quartiermeister , Hauptleute,
Lieutenants und Unterlteutenants der Füsilier-
Compagnien , wird gleicher Gestalt der Erste Con¬
sul bey Formierung der Corps , auf den Vorschlag
der Kantonal - Regierungen , wählen ; nach dieser
ersten Ernennung aber werden die Hauptmanns¬
und Lieutenants - Stellen nach dem Dienstalter ver¬
geben werden.

Die Unterlieutenants werden von dem Gene¬
ral - Obersten , auf den Vorschlag der Hauptleute
jeder Compagnie ernannt ; allein die Hauptleute



dörfen zu dieser Stelle niemanden nehme « / der

nicht entweder aus ihren respectiven Kantonen,

oder Unteroffizier desjenigen Regiments ist , wozu fie

gehören » Ebenso werden die Quartiermeistcr von

dem General - Obersten / auf den Vorschlag der

gesummten Hauvtleute / uud auf den Vorlrag des

Kriegsministers / ernannt.

Art . 14 . Gleichergestalternenntder Erste Con-

sul / auf den Vorschlag des Obersten jedes Regt-

ments / welchen aber der General - Oberst qeneh-

mtgen / und der Kriegsminister oder Direktor

der Kriegsadministration übergeben muß , die Ad¬

jutantmajors / Fahnenführer , katholische und pro¬

testantische Feldprediger / Auditeurs und Feldschä-

rer . Der Auditor hat Hauptmannsrang / die Fah-

lienfnhrer werden aus den Unterofficiers genohmen.

Art . is . Die Adjutanten . Unteroffiziere,

der Tambourmajor / die Caporal - Tamboure » /

«nd Provosen jeden Regiments / werden von

dem Obersten / aufVorschlag der Bataillons -Chefs

ernannt ; ebenso die Unteroffiziere und Caporalen

-er Compagnien auf den Vorschlag der Haupt¬

leute / wenn solchen zuvor der Bataillons - Chef

genehmiget hat . Die Musikanten und Handwerker
werden vom Verwaltungsrath bestellt.

Art . 16 . Jedes Regiment hat einen Verwal-

tunqsrath/welcher nachstehender Massen zusammen¬

gesetzt ist : Der Oberst / oder Oberstlieutenant / als

Präfident , s Bataillons - Chefs , 4 Hauplleute,



s Unteroffiziers. Der Verwaltungsrath des zur
Garde der franzöfischen Regierung gehörigen Ba¬
taillons Schweißer«Grenadiere ist folgender Ge¬
stalt zusammengesetzt: Ein Bataillons - Chef,
Prästdent , i Hauptmann / i Lieutenant, i Unter-
lieutenant, i Unteroffizier. Der Verwaltnngs-
Rath der Artillerie. Compagnien besteht: aus dem
ersten Hauprmann , dem zweyten Lieutenant, und
einem Unteroffizier. Bey Formierung der Ver-
walkungsräthe wird man die über den gleichen
Gegenstand, in der franzöfischen Armee einge¬
führten Vorschriften beobachten.

Art . 17. Die Uniform dieser Regimenter wird
von der franzöfischen Regierung bestimmt werden.

Art. i8 . Die im Dienste Frankreichs stehen¬
den Schweißer »Truppen werden nur auf dem
festen Lande von Europa gebraucht werden.

Art. 19. Sie behalten ihre freye Religions-
Uebung und Justttzpflege, und die dazu gehörigen
Personen können für ihre Vergebungen und Dienst¬
fehler nirgends als vor den Schweißer - Mtlitair-
Gerichten zur Verantwortung gezogen werden.

Art. 2«. Die Schweizer- Truppen werden,
in Rücksicht auf Rang , und Dienstleistung, den
nemlichen Vorschriften und Reglements unterwor¬
fen seyn, welche bey den franzöfischen Truppen
eingeführt find, die Stipulation im ill. Art. aus-
genohmen.



Akt. ri . Auf den Vorschlag des Landam-
inanns der Schweiß, können ro junge Leute aus der
Eydsgenoßschaft, in die Politechnische Schule in
Frankreich aufgenohmen werden, wenn sie zuvor die
durch die Reglements über diesen Gegenstand vor¬
geschriebenen Prüfungen ausgehalten haben.

Art. rr . Die Schweitzerosfiziers können zu
allen in Frankreich bestehenden Stellen und Milt-
tatr - Würden gelangen.

Art. 2; . Sollten unvorqesehene Unstände,
vor Ablauf gegenwärtiger Capitulation die völlige
oder teilweise Verabschiedung der Schweißer-Re¬
gimenter nöthig machen, oder sollte bey Eintritt
dieses Zeitpunkts die französische Regierung sich
weigern, sie zu erneuern, so werden die Offiziere,
Unteroffiziere und Soldaten, welche sie ausmachen,
einen mit ihren Dtenstjabren, und den von
ihnen bekleideten Graden in Verhältniß stehenden
Reform-Gehalt bekommen.

Art. 24. Im Fall, daß die Schweiz sich in
Folge des Krieges von einer nahen Gefahr bedro¬
het sahe, verpsttebtet sich die französische Regierung,
auf förmliche Aufforderung der Helvetischen Tag¬
satzung, und zwar innert 10 Tagen nach dieser
Aufforderung, der Schweiz die Hälfte der kapi¬
tulierten Regimenter, oder wenn es die Umstände
gebieterisch verlangten, auch diese Regimenter ganz,
zur Hülfe zu senden. Von diesem Augenblick an
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würden aber der Unterhalt und die Besoldung,
die Marsch - und Transportkosten / der requirie¬
renden Macht zur Last fallen.

Art . rs . Gegenwärtige Militar -Capitulatlon
wird für 2s Jahr gültig seyn , nach deren Ver¬
lauf die kontrahierenden Mächte ste fortsetzen oder
aufheben können.

Zu dessen Urknnd haben Wir / der bevollmäch¬
tigte Minister - er französischen Republik / und
Wir / die Abgeordneten der helvetischen Tagsatzung,
gegenwärtigeCapitulation unterzeichnet / deren Ra¬
tifikationen innerhalb 20 Tagen / oder / wenn es
seyn kann / noch eher ausgewechselt werden sollen.

Doppelt ausgefertiget unter Uns / zu Frey-
burq den4ten Vendemtairedes XU . Jahres der
fränkischen Republik , ( r ? September 180 ; . )

Unterzeichnet :

General N ey.

sLudwtq von Affry.

r : ^ Carl Vfyffer.
A , Joh . Anton Herren schwand.

2 ^ Franz Joseph Andermatt.
» I Gottlieb von Muralt.

77 ^ Friedrich von Roll.
I . Laul Anton Toggenburg .'



RatifLkations - Urkunde
in Betreff der

Militär - Capikulatio«.

2ölr Bürgermeister, Klein und Grosse Rathe
des eydgenößisthen Kantons Zürich thun kund und

geben anmit zu wissen , daß , nachdem Wir uns
heute den roten Weinmonat 180 ; . in Folge eines
Kreisschreib ^ns Seiner Excellenz des Herrn Land«
ammannsderSchweitzvom ersten Weinmonat r8c >; .
ausserordentlich versammelt , um über die militä¬

rische Capitulation der schweizerischen Truppen im

Dienste Frankreichs in Berathung zu tretten , welche

zwischen der französischen Republik und der Schweiz
den aasten Herbstmonat r8oz . in Freyburg von

dem Herrn General und bevollmächtigten Minister
Ney im Namen der französischen Republik , und

den Herrn LudwiqvonAffry,  Landammann der

Schweitz , erster Schultheiß und Deputierter von

Freyburg , Carl P fyffer,  Deputierter von Lu-
zern , Johann Anton Herrenschwand,
Legattonsrath von Freyburg , Franz Joseph
Andermatt,  Leqattonsrath von Zug , Gott¬
lieb von Muralt,  Legattonsrath von Bern,

Friedrich von Roll,  Legattonsrath von So-

lothurn , und Paul Anton von Toggen-
bürg,
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Surg,  Legationsrath vom Canton Graubündten,
im Namen der schweitzerischen Tagsatznng abge-
schloßen, und unterzeichnet worden ist, —

Wir in reifer Erwägung dieses für das ge¬
meinsame schweitzerische Vaterland, und unserer:
Canton insbesondere, höchst wichtigen Gegen¬
standes, —

Beschlossen und verordnet haben:
daß bemeldte Militär- Capitulation der schweitze¬
rische» Truppen im Dienste Frankreichs, so wie
dieselbe den 27 sten Herbstmonat r8oz.  von den
beydseittgen Bevollmächtigtenin Frcyburg abge¬
schlossen und unterzeichnet worden, von Uns im
Namen des Cantons Zürich  ihrem ganzen
Innhalt nach angenommen , gutgeheissen,
und hiemit ratificiert  werde.

Gegeben in unserer Versammlung zu Zürich
den roten Weinmonat i8o ;. und durch die Unter¬
schriften des HHcrren Amtsburgermeistersund
unsers ersten Staatsschreibers, und die Bey-
drükung des Cantons- Siegels bekräftiget.

Der Am tsburgermeister,
(L-. 8. )

Reinhard.

Der Erste Ctaatsschreiber,
L a v a t e r.

K



«6

Ratifikation
des Beschlusses der Tagsatznng in Be»

teeff der künftigen Einrichtung de-
Postwesens.

^ie Weisung des kleinen Raths vom gestrigen Da»
tum samt ihren Beylagen/ in Betreff des Beschlus¬
ses der gemeiney- genößischen Tagsatzunq vom 2ten
August, in Bezug auf die künftige Einrichtung des
Postwesens, welcher hauptsächlich dahin geht, daß
die Central-Administration des Postwesens, selbst
auf den Fäll, daß die Ratifikation der Stand»aus¬
bleiben, oder verzögert würde, mit Ende des lauf»
senden Monats August aufgelöst seyn, und von
den V. betreffenden Canronen, Bern , Basel,
Zürich, Schaffhansen und St . Gallen sogleich
übernohmen werden soll, wurden verlesen, der
Antrag des kleinen Raths nach gehaltener erster
Umfrage einmüthig genehmigt, und dem zufolge
nachstehende Erkanntnuß ausgefällt:

Der grosse Rath des Cantons Zürich:  §

Nach Anhörung-es ihm unterm 17. dieß,
von dem kleinen Rathe hinterbrachten Berichts
und Gutachtens über den, von der Gemeineydsge-
nößtschen Tagsatzung zu Freyburg, über die künf»
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tige Einrichtung- es PostwefenS unterm rten - reff/
auf Ratifikation der Cantone hin gefaßten Be¬
schluß. In Betrachtung, daß derselbe, wenn er
schon den vorzüglich gewünschten Grundlagen,
welche die hiesige Gesandtschaft-Instruktion fest-
setzt, nicht entspricht, — dennoch der Jnsiruction
nicht zuwider lauft, und mit derselben darin
übereinstimmt, daß, da nunmehr durch jenen Be¬
schluß das Postwesen unter gewissen Modifikationen
cantonalifirt ist, die Post- Arrondlssements auf
den ehevorigen Fuß festgesetzt sind, — daß ferner
der gte §. des Beschlusses der Tagsatzung den
ausdrücklichen Vorbehalt enthält, daß durch die
allfähliqe Trennung der tntegrirenden Cantone
eines Arrondlssements von ihren mtrintegrirenden
Cantvnen, in Hinsicht auf die Benutzung sowohl
als die Verwaltung des Pestwcsens, weder an
den Postrouten noch Taxen, irgend etwas znm
Nachtheil der andern Cantone verändert werde,
wodurch dem xten§. des rsten Titels der Bun¬
desverfassung ein Genügen geleistet ist; und in Be¬
trachtung der entschiedenen Mehrheit der Cantous-
Vesandkschaften, welche zu dem Beschluß wirklich
gestimmt haben, und wodurch derselbe ohne den
wettern Beytritt anderer Cantone schon in Kraft

^ erwachsen wäre,! erkennt:
i . Der Beschluß der Tagsatzurig vomr >Auast-

- Monat, in Betreff des Postwesens, ist auch für
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-en hiesigen Stand , von der höchsten Behörde des¬
selben ratificiert.

2 . Diese Ratifikations - Erkanntnuß , soll der

hiesigen Eyrengesairdtschaft in Freyburq in die
Hände gelegt, und Wohlderselben nach anwohnen¬
der Klugheit überlassen werden, von dieser Rati¬
fikation in dem Zeitpunkt , den fie hiezu für den
schicklichsten erachtet, - en angemessenen Gebrauch !
zu machen.

Aünch, den iZ. Augfimonat iZoz.

Im Namen des großen Raths unterzeichnet:

Der präsidierende Bürgermeister , j

' E s ch e r,
V

Der Erste Staatsschreiker,

^ L a v a t e r.

. 'i

» ' - , 's.
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Ratifikation
der Artikel des Beschlusses der Tagsatzung,

durch welche der Eydsgenößische Münz¬
fuß festgesetzt wird.

ô cr grosse Rath, nach Anhörung des ihm,
von dem kleinen Rathe, unterm 8ten dieß hinter¬
brachten umständlichen Gutachtens über den, dem
gegenwärtigen Beschluß einverleibten Artikul des
Beschlusses der, zu Freyburg versammelt gewesenen
gemeineldgenößischen Tagsatzunq vorn rs . August
i8o; , durch welchen, auf Ratifikation der Stände
hin, der eydsgenößische Münzfuß festgesetzt wird,—
in Betrachtung, daß der, von der Tagsatzung
angenohmene Münzfuß nicht nur mit demjenigen,
welcher in der fränkischen Republik den daselbst
in Umlauf befindlichen Münzen zum Grund liegt,
sondern auch mit den bisherigen htestgen landes¬
üblichen Münzsorten in sehr schicklichem Verhält¬
nisse steht, und bey der Annahme desselben, auch
die künftige Ausprägung ähnlicher Münzsorten
keinen Hindernissen unterworfen ist, —

hat eininnthig beschlossen:
i . Der gedachte Artikel des Beschlusses der

Tagsatzung in Betreff des eydsqenößischen Münz¬
fußes, welcher also lautet: ,, Es solle der schwet-
„ zerische Münzfuß auf dem Schweizerfranken be-



„ ruhen, und dieser auf dem Fusse ausgeprägt
„ werden, daß jedes Stück 127 zZ Dean fet»
„ Silber/ und die Mark fein Silber ;6 > Fran«
„ ken betragen, und so der Schweitzerfranke, an«
„ derkhalb französischen neuen Franken am Werthe
„ gleich kommen würde," ist von Seite des hie»
sigen Standes gänzlich ratificiert.

2. Von dieser Ratifikation soll Sr . Excellenz,
Herrn Ludwig von Affry,  Landammann der
Schweiß, Kenntniß gegeben werden.

z. In Gewärtigung dessen, was die hiesige
Ehrengesandtschaft über den wettern Umfang dieses
Geschäfts dem grossn Rath hinterbringen wird,
ist die Anwendung gedachter Beschlusses-Arnkel auf
unsern Canton, dem kleinen Rathe überlassen.

Zürich, den ic>. Weinmonat igoz.

Im Namen des großen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,

Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



-4»

Gesetz
betreffend den Anfang des politischen Jahrs
und die Zeit der verfassungsmäßigen Er¬

neuerung der obersten Cantonsbehörden.

Art. i . politische Jahr ist für den
Kanton Zürich mit dem Civil- Jahr übereinstim¬
mend, und nimmt mit dem ersten Jenner seinen
Anfang.

Art. 2. Die alle zwey Jahr geschehende Er¬
neuerung eines Dritthetls des kleinen Raths und
des Oberqertchts wird zum erstenmal auf den er¬
sten Jenner i8of , und nachher jedes zweyte Jahr
auf eben die Zeit erfolgen.

Art. Die Wahl der neuen Glieder dieser
Behörden wir- von dem grossen Rathe jedesmal
im Lauf des vorhergehenden Monats December
vorgenohmen.

Art. 4. Die Bezeichnung der zwey zuerst aus-
trettenden Drittheile der gegenwärtigen Glieder
des kleinen Raths, sowie desObergertchts, wird
durch das Loos geschehen.

Zürich deni t̂en December igoz.

Im Namen des großen Raths unterzeichnet:
Der Amtsburgermeister,

Reinhard.
Der Erste Staatsschreiber,

La v a t e r.



betreffend den im Canton Fürich zu Han-
den der gegenwärtigen Verfassung und

Regierung vorzunehmenden
Huidigungs - Actus.

1. Unmittelbar nach Verfluß der gegenwär¬
tigen rauheren Jahrszett, und zwar in der zwey¬
ten Hälfte des nächstkönfttgen Merzmonats, soll
im ganzen Umfang des hiesigen Cantons ein
feyerlicher Huldtgungs-Actus zu Handen der ge¬
genwärtigen Verfassung und Regierung vorgenom¬
men werden, an welchem alle und jede Schwei¬
zerischen Activ-Bürger, die im hiesigen Camon
wohnhaft sind, Antheil zu nehmen haben.

2. Der zu lüftende Cankonseyd lautet folgen¬
der maaßen: „ Ihr werdet schwören, der Ver-
,, fassung des Kantons Zürich und des geinetn-
„ samen Etdgenößischen Vaterlandes getreu zu
„ seyn, zu seinem Schutz im Fall der Noth, Leib,
„ Gut und Biut willig zu verwenden, den Gese-
„ tzen und Verordnungen euerer verfaffuugsmäßi-
„ gen Obrigkeit pfttchtmäßigeu Gehorsam zu lei-

sten, zu Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Ord-
„nungund Eintracht jeder an seinem Ort mög-
„ lichft beyzutragen, und alles, was solche siören
„könnte, redlich an Behörde anzuzeigen, und
„ so die Ehre und die Wohlfart des allgemeinen



„ und besondern Vaterlandes nach bestem Vermö«
„ gen zu beförderen, und seinen Schaden zu wen-
-» den; Alles getreulich und ohn alle Gefahr. „

3. Da in jedem der vier Landbezirke, je nach
Maaßgabe der Volksmenge, der Beschaffenheit
der Kirchen, und der übrigen Lokalitäten , für
die Einnahme der Huldigung mehrere Unterab-
thetlungen erforderlich gemacht werden, die erst
nach eingezogenen genaueren Erkundigungen na»
her bestimmt werden können, — so wird der
Kleine Rath seiner Zeit dieser Abtheilungen hal¬
ber das Nöthige festsetzen.

4. In jeder zu bestimmenden Abtheilung
wird die Huldigung durch zwey Mitglieder des
Kleinen Raths , in Zuzug des Bezirksstatthalters,
so wie auch in denjenigen Amtskratsen , welche
einem Unterstatthalter zu specieller Besorgung
übergeben find, dieses Unterstalthalters , und end¬
lich eines Secretarit , — eingenohmen werden;
in der Meynung , daß in dem Stadtbezirk Zürrch
solches durch eines der beyden Standeshäupter
und em beygeordnetes Rathsglied , in gleichmäs¬
sigem Zuzug des Bezirksstatthalters und eines
Secretarit , geschehe.

s. In allen Pfarrkirchen jeder betreffenden
Abtheilung solle an dem der Huldigungs - Ein¬
nahme zunächst vorhergehenden Sonntag , theils

! die zu diesem Ende hin bereits entworfene, und
! seiner Zeit im Namen von Bürgermeister,



Klein »nd Grossen Rathen in Druck zu
gebende Hochobrigkeitliche Proklamation, —theils
eine/ die Zeit- und Ort - Bestimmung für den
Huldigungsact jeder betreffenden Abtheilung snt-
haltende besondere Erkanntnuß, ab der Kanzel
Verlesen werden.

s. Die Feyerlichkeit wird durchgängig mit
einem durch den Pfarrer des Versammlungsorts
zu verrichtenden zweckmäßigen Gebet ihren An¬
fang nehmen/ zu welchem Ende hin der Herr !
Antlstes seinen Amtsbrüderen eine dienliche An- ^
lettung zu geben, ersucht werden soll. Nach
Anhörung dieses Gebetes hallen die Regierungö-
Repräsentanten eine angemessene Anrede au die
Versammlung, worauf der Eid verlesen, und in ^
gewohnter Form abgenohmen und beschworen
wird.

7. Sollte wider Erwarten irgend jemand
ohne befriedigende Enkschuldigungsgründe unge-
horsamlich ausbleiben, so werden die Vollziehunqs-
beamteten davon ungesäumte Anzeige an die Justttz-
und Polijey-Commtßion zu weiterer Verfügung
machen. >

Die Vollziehung dieses Beschlusses liegt dem
kleinen Rath ob, so wie den von Demselben
mit der Einnahme der Huldigungen zu beauftra¬
genden Deputationen überlassen bleibt, gemein¬
schaftlich die erforderlichen Verabredungen zu
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Srzielung einer anständigen Gleichförmigkeit in
allen Abtheilungen/ in Absicht auf Polizey, and
andere Einrichtungen zu treffen.

Zürich, den r4ten December igo; .

Im Namen des großen Raths unterzeichnete
Der Amtsvurgermeister,

Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
? a v « t k k:

S!



Gesetz,
betreffend die Competenz - Ausscheidung

zwischen dem Grossen und dem Riemen
Rath in Bezug auf die Wahlen öffent¬
licher Stellen und Beamteten.

1. Grossen Rath kommt sowohl in
Kraft der Verfassung, als der bereits darauf
gegründeten gesetzlichen Bestimmungen zu: Die
Ernennung des Kleinen Raths, der Herren Bür¬
germeister, des Obergerichts, des Ehegertchts,
desKirchenraths, des Erztehungsraths, derCanz-
ley des Grossen Raths, und des obersten Wetbels;
und bleiben demselben alle ferneren Ernennungen
vorbehalten, welche auf den ganzen banton sich
beziehen, und nicht unter dem folgenden§. als
ausschließliches Attribut  des Kleinen Raths
begriffen und verstanden sind.

2. Dem Kleinen Rath steht das Recht zu,
nebst denjenigen Stellen, welche die Verfassung
demselben ausdrücklich zueignet, zn allen denje¬
nigen Beamtungen und Bedtenstungen zu ernennen,
welche sich auf das Administrationswesen des Can-
tons oderaufeinzelneGegenständedesselben beziehen.

Zürich, den igten December 1303.
Im Namen des großen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburger meister,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



betreffend die Organisation des Succurs»
Contingentscorps des Cantons Zürich.

i . ( § s solle fürdersamst eine aus auserlesenen

und frey angeworbenen Leuten bestehende Compa¬
gnie von hundert Mann Infanterie aufgestellt,
und mit geschickten Ober - und Unteroffizieren ver¬
sehen werden.

r . Diese Compagnie soll einen Theil - es me-
diationsmäßigen , Eydgenößischen Succurskorps,
an welches der hiesige Cantou 1929 Mann,
(nämlich 1656 Mann Infanterie , 55 Mann Ar¬
tillerie , Dragoner , i ; ? Scharfschützen , und
50 Mitglieder des grossen und kleinen Stabs ) bey¬
zutragen bat, — ausmachen , in der Meynung,
daß nach dieser Compagnie und durch dieselbe die
übrigen Continqents . Compagnien in zu bestim¬
mender Kehrordnung organisiert und formiert wer¬
den sollen.

Der Canton Zürich wird in drey Militar-
kraise von so viel möglich gleicher Bevölkerung,
und jeder dieser drey MilitarkrM in sechs Quar-
tiere von möglichst gleicher Stärke eingetheilt
werden.

4. In dem Bezirk eines jeden Quartiers ist
ein in demselben wohnendck Quartterscommandant
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aufgestellt, welcher alle und jede Mannschaft von
dem sechzehnten bis in das fünf und vierzigste
Altersjahr einschreibt, und in nachstehende drey
Classen eintheilt:

Erste Classe: Alle junge Mannschaft von
sechszehn bis und mit zwanzig Jahren.

Zweyte Classe: Die Mannschaft von zwan¬
zig bis und mit fünf und zwanzig Jahren.

Dritte Classe: Diejenige von fünfund zwan¬
zig bis und mit fünf und vierzig Jahren.

5. Aus der zweyten Classe, nämlich der zwan-
zig bis fünf und zwanzig jährigen Mannschaft,
wird die für das Succursconttnqent erforderliche
freywilltge Mannschaft für die Infanterie-Com¬
pagnien gezogen, diejenigen aber aus der gleichen
Classe, welche steh für den Dienst der Artillerie,
Cavallerie, und Scharfschützen anbieten, wer¬
den besonders eingeschrieben.

6. Das Conttnqentseorps des Cantons soll
unter der Aufsicht und Leitung eines Obersten sie.
hen, und von den übrigen Miliztruppen gänzlich
abgesondert seyn und bleiben.

7. Die Mannschaft pes Continqentscorps wird
auf vier Jahre unter diesem Corps zu dienen ver¬
pflichtet, und soll während dieser Zeit allen an
sie ergehenden Aufforderungen und Verfügungen
sich willig unterziehen. Nach Verfluß dieses Ter¬
mins aber stehet es jedeck Einzelnen frey, sich un-

*
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ter eine der nicht zum Contiugentscorps gehöri¬
gen Mllizcompagnien einschreiben zu lassen, inso-
ferne er nicht freywillig länger unter dem Luc-
rurscorps dienen will.

8. Ein bey dem ContingentscorpS Eingeschrie¬
bener mag, nach angezeigten gültigen Gründen,
an seiner Stelle einen anderen, in allen Rücksich¬
ten zum Dienst tauglichen, aber nicht in die Classe
der zwanzig- bis sünfund zwanzig-jährigen Mann¬
schaft gehörigen Mann aus dem hiesigen Cankon
dem Quartierscommandanten vorschlagen, welcher
aber über eine solche Austausckmng nicht aus sich
verfügen kann, sondern den Consens des Ober¬
sten des Conrmgentscorps einholen soll.

y. Falls sich nicht genug Freywillige zu dem
durch die Vermiltlungs-Akte bestimmten Connn-
genkseorps vorfinden sollten, — so wird durch
das Loos bestimmt, wer aus dem übrigen Theil
der in dir zweyte Classe gehörigen Mannschaft,
z»Ergänzung des ContingentscorpS in dasselbe solle
eingeschrieben werden. Jedoch werden hierbey ge¬
setzlich zu bestimmende Ausnahmen vorbehalten.

10. Aus dem über das vollzählige Contin-
gentscorps vorschießenden Ueberrest der Mannschaft
der zweyten Classe, werden so viele Compagnien
organisiert, als die Anzahl der vorschiessenden
Mannschaft mit sich bringen mag Diese Reserve-
Compagnien aber werden in zwey Abtheilungen
klassificiert: Die erstere Abtheilung begreift dir



vorschiessenLe Mannschaft von zwanzig bis und

mit drey und zwanzig Jahren : Die letztere Ab¬

theilung aber die vorschießende Mannschaft , welche

das drey und zwanzigste , aber noch nicht das

fünf und zwanzigste Jahr zurückgelegt Hat. Ist es

um Er gänzung des Contingentscorps zu thun , so

muß sich die erste Abtheilung zuerst dem Loos

unterziehen ; würde aber die Anzahl der Mann¬

schaft dieser Abtheilung nicht hinreichen , um das

Contingentscorps zu kompletteren , so soll auch die

Mannschaft der zweyten Abtheilung das Loos ziehen^

ii . Die Executton und nähere Ausarbeitung

dieser allgemeinen Bestimmungen wird dem kleinen

Rath aufgetragen , welchem obliegt , dem grossen

Rath mit möglichster Beförderung die nähern ge-

schlichen Bestimmungen über die Bewaffnung und

Kleidung des Contingentscorps , über die theore¬

tische und praktische Bildung der Truppen , aus

denen das Contingentscorps bestehet, — über

Militär - Gesetze und Disciplin , über die innere

Administration und Comptabilität dieser Trup¬

pen , und über alle anderen hierein einschlagenden

Punkte , indem Entwurf einer vollständigen Mili¬

tär - Ordonanz zur Sanction vorzulegen.
Zürich den 23. December 1303.

Im Namen des grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.
Der Erste Staatsschreiber,

K a v a t e r.
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Gesetz,
betreffend die CompetenZen der Gerichts-

stellen und derDollziehnngsbeamten , in
Absicht auf Zuchtpolizey- und Criminal-
Fallen.

^ »-ach reifer Untersuchung hat -er Grosse
Ratb, durch die auffallenden Mangel, und eben
so unzweckmäßigen, als harten Bestimmungen des,
von oer vormaligen helvetischen Regierung, unter
dem4. May 1799. abgefaßten peinlichen Gesetz,
buches, welches, durch die nachherige Verfügung
der helvetischen Gesetzgebung selbst, seine gesetzliche
Kraft und Wirkung verloren hat, und da dasselbe
überdieß auf unsere Kantonaleinrichtungcn, unter
der gegenwärtigen Verfassung, nicht mehr paßt,
sich bewogen gesehen, die Veranstaltung zu treffen,
daß ein neues, den Bedürfnissen unsers Kantons
besser angepaßtes peinliches Gesetzbuch mit mög-
liebster Beförderung abgefaßt werde. Bey dieser
Lage der Sachen, und da die organischen Kau-
tonsgesetze die Kompetenz der Zunskgerichte, der
Bezirksgerichte, des Obergerichts, so wie der
Vollziehungsbeamten, in Absicht aufAuchtpolizcy.
und Crimtnalfälle, unbestimmt gelassen haben,
die betreffenden Gerichte und Vollziehungsbeamten
auch in Ansehung der Criminalprocedur selbst,
btsdahtn von aller Anleitung entblößt waren, so

L



ist eine sorgfältige Bestimmung aller dieser Compe-
lenzen dringend nothwendig, damit die Criminal-
iustiz, auf eine für die Sicherheit und Wohlfahrt
sämtlicher Kantonsbürger angemessene Weise, ver¬
waltet werden könne.

Der Grosse Rath verordnet daher über die
Competenzen der Gerichtsstellen, und der Vollzie¬
hungsbeamten in Criminalsachen, folgendes:

Zunftgertchte.
z. I. Au den Polizey'Vergehen und Freveln,

welche laut§. y. des Gesetzes über die Oraaniia-
tion der Aunfqerichte, — diese Gerichte letztM-
ftanzlich zu bestrafen haben, gehören:

3. Frevel im Holz , im Feld , in Miesen , in Wein¬

bergen, oder an Bäumen, in so fern der verur¬
sachte Schaden die Summe von 6 Franken nicht
übersteigt.

b. Aagd- und Fischenzen-Frevel von gleichem Belang,
mit Ausnahme der Falle, für welche besondere
Jagd- und Fischenzen-Verordnungen eine höhere
Busse bestimmen würden, als die zunstgerichtliche
Kompetenz zuläßt.

c. Kleine Diebereyen von gleichem Belang, wenn ste j
ohne einigen Zwang oder Gewalt verübt worden
sind, und mit den besondern Ausnahmen im§. 7- b-

6. Veruntreuung in Arbeit empfangener Effekten von
gleichem Belang.
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e. Betriegereyen, wiez. B. Aufnehmen von Waaren
unter falschem Namen, von gleichem Belang.

5 Betrug beym Gebrauch von Maassen und Gewich¬
ten, von gleichem Belang, in so fern die Maaße
und Gewichte selbst nicht verfälscht worden sind.

§. Verkauf verbotener Getränke, oder schlechter und
verdorbener Nahrungsmittel.

b. Fürkauf mit Lebensmitteln, nach den dießfalligen
Verordnungen.

i. Blosse Raufereyen, ohne irgend eine wirkliche Ver¬
wundung.

K Unbeharrliche Scheltungen und ehrrührende Ver-
laumdungen, in Bezug auf Privatpersonen.

l.  Unordentliches und ärgerliches Betragen an Sonn-
und Festtagen.

m. Uebersitzen und ähnliche Unordnungen in Wirths¬
und Schenkhausern.

». Spiel zu unerlaubten Zeiten, und kleine nächtliche
Unfugcn.

o. Verwahrlosungen des Feuers.
x. Beschädigungen von Menschen, oder Eigenthum

jeder Art, durch blosse Unvorsichtigkeit, mit den
Ausnahmen im§. 4. r.

g. Uebertrettungen der verschiedenen Sanitätsverord¬
nungen, nach den dießfälligen gesetzlichen Bestim¬
mungen, so weit die ZunftgerichtlicheStraffom-
petenz reicht.

r. Unvorsichtiges Reiten und Fahren.
». Vernachläßigung oder Beschädigung der Strassen,

Brunnen oder Gebäude, mit Vorbehalt der Straf-
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kompetenz, welche etwa noch, in diesen lind an¬
dern ähnlichen Polizei)-Rücksichten, den Cemeind-
rathen eingeräumt werden könnte.
§. r . So oft es sich aber ereianet, daß Poli-

zeyvcrgehen und Frevel von obiger Art und Natur,
entweder durch besondere Gesetze mit einer höher»
Strafe beleqt werden, oder wegen besonders ara«
vterender Umständen, (wie z. B- die Verödung
einer Dieberey durch einen Hausqenossen, oder
die Wiederdolnna des gleichen Vergehens durch
die nemliche Person) eine höhere Strafe verdie¬
nen, als die gesetzliche Strafkowpetepz der Iunft-
gerichte von8 Franken Geldbuße, oder zwentäaiaee
Einsperruirg mitqiedr, — so liegt den Zunftgerich«
ten besonders ob, solche eintretende Falle an die
Bezirksgerichte ohne Anstand zu überweisen.

§. z. Die obigen Kompetenz-Bestimmungen
für die Zunstaerichte sind auch für den Gemeind-
rath der Stadt Zürich festgesetzt, da derselbe, laut
dem Srqanisations- Gesetz für die Zunftgerichle,
in Absicht auf Polizeyvergehen und Frevel, t»
gleichen Rechten, wie diese Gerichte, steht.

Bezirksgerichte.
§. 4- Die Bezirksgerichte urtheilen als ZrM-

Pollzeprichter und in Bezug auf höhere Kriminal-
falle, über

Alle Frevel im Hol;, im Feld, in Wiesen, in
Weinbergen, an Bäumen, und über alle Jagd- und



Fischenzen- Frevel, wenn der verursachte Schaden
die Summe von 6 Franken übersteigt, oder die
in dem§. b. bestimmte Ausnahme statt findet.

b. Einfache, ohne Gewalt verübte Diebstähle, deren
Betrag sich auf mehr als 6, und weniger als 160
Franken belauft, mit den Ausnahmen im §. 7 t>.

c. Veruntreuung in Arbeit empfangener Effekten;
und Betriegereyen von jeder Art, besonders auch
beym Gebrauch von Maassen und Gewichten,
wenn der zugefügte Schaden mehr als 6 , und
weniger als 160 Franken betragt.

ä, Verrückung von Gütermarchen.
e.  Betrügliche Handlungen in Bezug auf die öffent¬

lichen Abgaben, wie z. B. Salzcemrrbaudc, Aus¬
weichung schuldiger Jolle, u. s. f. , — NM7) l-wL-.
fälligen Gefeiten, und in sofern der Schaden die
Summe von 16a Franken nicht übersteigt.

f. Verfälschungen von Schuldbriefen, Wechseln,Brand-
oder Steuerbriesen, Testamenten, Rechmmgcn,
Jeugniffen, Kundschaften, Pässen, und andern
Urkunden, wenn der dadurch gestiftete Schaden
nicht 160 Franken übersteigt.

8 Veruntreuung anvertrauten Vogt- Waisen- und
Armenguts, oder andrer anvertrauten Gelder und
Effekten von gleichem Belang, mit der Aus¬
nahme im §. 7. k.

U. Getraide- Wucher von gleichem Belang.
i. Schlaghändel, ohne mörderischen Anschlag oder

Waffen, und wobey nur solche Verwundungen
statt gehabt haben, die weder gefährlich für das
Leben sind, noch, dem Befinden der Aerzte zu-
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folge , — Verlust / Verstümmlung , Lähmung eines
Gliedes , oder ähnliche unglückliche Folgen für die
Gesundheit nach sich ziehen müssen.

k . Beharrliche Scheltungen.

l.  Aufwieglungen oder Umtriebe zu Störung der
öffentlichen Ruhe , z. B . heimliche und unordent¬
liche Zujainmenkünste , Ausbreitung gefährlicher
Gerüchte u. s. f.

m . Schmähschriften oder Schmähreden gegen die Lan¬
des - Regierung oder die obrigkeitlichen Beamteten.

n . Beharrlicher Ungehorsam gegen die Befehle der
Vvllziehuiigsbeamteten.

o . Errichtung von Lotterien ohne obrigkeitliche Be¬
willigung / und verbottene Hazardspiele.

x Mißbrauch der Religion zu Eaukeleyen / Lachsne-
rey / Echatzgräberey und Goldmachcrkünsten.

g . Wichtigere Uebertrettungen der Sanitatsverord - ,
nungen / nach den dießfälligen gesetzlichen Besinn - >
mungen . ' ^

r . Beschädigungen von Menschen oder Eigenthum
jeder Art durch blosse Unvorsichtigkeit / wenn
solche entweder den Verlust eines Gliedes / oder
ähnliche nachtheilige Folgen für die Gesundheit/
oder aber einen Schaden von mehr als 12 Fran¬
ken Werth an Eigenthum / nach sich gezogen haben.

§. 5. In allen übrigen Zuchtpoltzey- oder
Kriminal - Fällen / wo in Kraft gesetzlicher
Verordnungen/ oder nach dem Ermessen des Rtch«
ters / eine höhere Strafe bestimmt werden muß /
als die den Bezirksgerichten tnappellabel zu- !
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kommende von 24 Franken Geldbnffe, oder sechs-
tägiger Gefangenschaft, — kann sowoh! der Vcr-
urtheilte, als der Geschädigte, und der öffentliche
Ankläger, an das Obergerichl appelliren.

§. 6. Inzwischen werden die Bezirksgerichte, bis
zu Einführung eines neuen peinlichen Gesetzbuches,
in keinem Fall höhere, als die nachstehenden Stra-
fen, entweder einzeln, oder in angemessener Ver¬
bindung mit einander erkennen, als:

->. roo Franken Geldbuße.
d. zwöchige Gefangenschaft bey Wasser und Brod.

Verbieten der Schenkhäufer.
6. Stellung vor den beschlossenen oder offenen Kir-

cheiistillsiand.
^ e. Ausschliessung von allen Gemeindsanlässen und
s Wahlrechten.

f. Verweisung auf Haus und Güter.
x. Oeffentliche Schandausstellung.
K. Züchtigung mit höchstens 20. Rutheustreichen an

der Stud.
i. Derurtheilung in ein Zucht- oder Arbeitshaus bis

auf2 Jahre.

Finden die Bezirksgerichte in einzelnen Fäl¬
len, wegen besonders gravierenden Umständen
eine höhere Strafe erforderlich, so sind solche Fälle

! an das Obergericht zu überweisen.
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O b e r g e r i ch t.
§ 7. Neben denjenigen CriminalfäLen, die

an das Obergertcht, als den höhern Criminal«
richten, appelliert werden können, gehören unmit¬
telbar vor dasselbe:

». Diebstähle mit Gewalt, nächtliche Einbrüche und
Strassenraub.

l>. Entwendung von Fabrikwaaren ab der Bleiche,
von grossem oder kleinem Vieh ab der Waid, vvm
Pflug im Feld, oder von Effekten, die auf Eü-
terwagen oder Schiffe geladen waren.

c. Einfache Diebstahle, Veruntreuungen von Effek,
ten, Geldern oder Instrumenten, Eetricgercyen,
Verfälschungen und Getraidcwucher, wenn der
zugefügte Schaden mehr, als 160 Franken, beträgt.

ä. Falschmünzerey, oder Münzverbrechen aller Art.
e. Verfertigung falscher Maasse und Gewichte.
f. Untreue Verwaltung von Staats - Einkünften, oder

Beraubung öffentlicher Kassen durch öffentliche
Beamtete. ^

x. SÄlaghändel mit mörderischem Anschlag oder I
Waffen, und wobey entweder ein Todschlag er¬
folgt ist, oder, nach dem Befinden der Aerzte,
Verlust, Verstümmlung, Lähmung eines Gliedes,
oder ähnliche unglückliche Folgen für die Gesund- j
heit verursachet worden find.

K. Hochverrath und alle eigentlichen Staatsverbrechen.
i. Mord, Vergiftung, Kindermord.
K. Selbstmord und unverletzlicher Lodschlag. ' !
l. Blutschande, Nothzucht, Abtreibung der Leibes-

frncht, Aussetzen von Kindern.
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m. Morbbrenncrey oder vorschliche Brandstiftungen.
n. Meineid oder Eidbruch, und falsche Eidschwörung.
o. Mieth- und Gaben- Geben und Nehmen, ( richter¬

licher Behörden,) und Bestechung der Advokaten
durch die Gegcnparthey.

x. Verbotene Werbungen.

Allgemeine Vorschriften für die eich-
terltchen Behörden.

§ 8. Jede falsche oder unerwiesene Anklage wird
von derjenigen richterlichen Behörde bestraft , bey
welcher sie , — nach obigen Kompetenz - Bestim¬
mungen , angebracht werden mußte.

§. 9. Alle Thetlnehmer an Krlminalverbrechen,
wie z. B . die Verheeler gestohlener Effekten , —
so gering auch der Grad ihrer Slrafbarkeit seyn
mag, — werden , wegen des vorhandenen Zusam¬
menhangs ihrer Vergehen mit den Hauptverbre-
chen , und wegen der erforderlichen Abstufung in

i den Strafurtheilen , — von derjenigen richterlichen
Behörde beurtheilt , welche über die Hauptthäter
sentenziert , es sey dann , daß diese Behörde selbst
die Rückweisung an eine untere Gertchtsstrlle dien»
ltch finden würde.

Vollziehungsveamtete.

§. io . Anzeige oder Laidung , Präkognition,
Uebsrweisung an den gehörigen Richter , Voll.
streckung der Strafstntenzen , in Bezug auf alle



Zuchtvoltzey- und Kriminalfälle, liegen, unter
nachfolgenden Bestimmungen, den obern und un¬
tern Vollzieht»»gsbeamteten ob.

§. i r. Die nächste Aufsicht, in Bezug auf alle
vorfallenden Polizeyvergehen und Krtminalverbre-
chen, ist den Gemeindsammännern aufgetragen.
An diese werden sich auch die Ktrchensttkstände
mit allsälltgen Anzeigen von solcher Art wenden.
Doch bielbt denselben das Recht der Latdung bey
höherer Behörde vorbehalten. j

§. ir . Ist ein Polizeyvergehen, oder ein Kri-
minalverbrechen dem Ammann einer Gemeinde hin¬
länglich bekannt geworden, so verzetgt er dasselbe,
wenn es in die Zunftgerichtliche Kompetenz ein¬
schlägt, sogleich dem Präsidenten des betreffenden
Zunfcgertchtcs. Wenn aber dieses Vergehen oder
Verbreche» von höherer Natur ist, so wird der
Ammann solches ungesäumt seinem betreffenden
Bezirks- oder Unterstatthaller zu weiterer Verfü¬
gung, bekannt machen.

§. r ; . Sobald ein Polizey- oder Kriminal- !
vergehen von höherer Natur einem Bezirks- oder !
Unterstakthalter gehörig angezeigt ist, wird der¬
selbe ungesäumt, nach gesetzlicher Vorschrift, mit
Zuzug des betreffenden Zulistgertchtspräfidenten,
(oder, in Abwesenheit desselben, eines Zunftrich-
ters, oder wenigstens des Gemeindammanns) die
nöthigen Präcognttions-Verhöre an dem Ort,



wo solches erforderlich ist/ vornehmen, und über¬
haupt alle Verfügungen treffen, die zu Einleitung
der gehörigen Beweise gegen den Thäter, und all-
fählige Mitschuldige, so wie zu Verhütung-er
nachtheiltgen Folgen des begangenen Verbrechens,
in soweit solches noch möglich ist, — beytragenkönnen.

§ 14. Zu dem Ende kömmt den Bezirks- und
Unterstatthaltern das Recht der Berhaftnehmung
überhaupt,und besonders auch das Recht der Jnven-
tarisirunq und Obsignatton der Effekten flüchtiger
Verbrecher zu. In minder wichtigen Fällen kön¬
nen sie die Angeklagten zu hinlänglicher Kautions-
leistung anhalten, auch, wenn es die Umstände er-
fordern, Waaren und Effekten derselben mit Arrest
belegen, Hausvisitationen verfügen, u. s. f.

§. ix. Da es aber sehr dringende Kriminal¬
fälle geben kann, wovon die Bezirks- oder Unter-
statthalter nicht zeitlich genug benachrichtigt wer-

Eden könnten, um selbst die nothwendigsten vor-
; läufigen Verfügungen zu treffen, — so ist auch

den Gemeindsammännern, in solchen besondern
Fällen, gestattet, provisorische Arrestattonen von
Verbrechern oder Effekten vorzunehmen, jedoch in
der bestimmten Meinung, daß davon, ohne allen
Zeitverlust, dem höher» Dollziehungsbeamteteu,
zu weiterer Verfügung, Anzeige geschehe.
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§. i6 Nach erfolgten gehöriger Pracognttion
solle,»die Bezirks- und Unterstatthalter alle hohem ^
Polizey- und Kriminal-Verbrechen, ohne weiter»
Anstand, nach Anleitung obiger Kompetenz-Be¬
stimmungen, entweder an die Bezirksgerichte,
oder an das Obergericht selbst, mit den dazu ge¬
hörigen Akten überweisen, auch die allfähligen
Arrestanten ungesäumt diese«Behörden über lieferen.

§. 17. Die Vollstreckung der Zunftgerichtltchc»
Straf-Sentenzen kömmt unrnittelbar den Amman-
nern der betreffenden Gemeinden, und d,e Voll¬
ziehung der, von den Bezirksgerichten ausge¬
fällte» Straf-Urtheiie den betreffenden Bezirks- und
Unterstattbaltern zu, welche sich zu dem Ende,
«ach erhaltener gesetzlicher Mittheilung, ebenfalls
der Gemeinds-Ammänner bedienen werden. Das
Obergerichk theilt seine Straf-Sentenzen dem klei¬
nen Rathe mit, welchem die Verfügungen zu Exe¬
kution derselben zukommen.

§ i8 . Alle betreffenden böhern und niedern
Gerichtsstellen, so wie die sämtlichen Vollzielrungs-
Beamtcn, erhalten in Bezug auf die Prakognt-
ttvn und die Procedur in Kriminalfällen über¬
haupt, eine besondere Anleitung, welche sie sorg¬
fältig beobachten werden.

§. rz. Sollten sich übrigens Polizey- oder
Kriminalsälle ereignen, die unter den Kompetenz-
Bestimmungen in gegenwärtiger Verordnung nicht



enthalten waren , — so werden die betreffenden
Vollziehungs - Beamteten die nöthige Anleitung,
in Rücksicht auf die Uebcrweisung solcher Fälle
an die kompetierliche Behörde , bey dem verord'
rieten Jusiitz . und Polizey - Kollegio einholen.

Zürich, den 15. December rgoz.

- Im Namen des Grossen Raths unterzeichnete

Der Amtsburgermetster,

Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



2 Gesetzliche Vorschrift
für die Gerichtsftellen und Vollziehungs-

Beamten über die Criminal -Prozeßform.

-̂ >er Grosse Rath findet aus wichtigen Beweg¬

gründen für nöthig , den sämtlichen Gerichts-

Trtbunalien und Voüziehuugs - Beamtunqen die

gegenwärtige Verordnung über die Procedur in

Criminalsällen , als ein Reglement in die Hand

zu legen , nach welchem sie sich, bis ein neues,

den Bedürfnissen und der Loealitat unsers Landes

angemessenes peinliches Gesetzbuch eingeführt seyn

wird , zu benehmen haben.

Der höchste und allgemeine Zweck der

peinlichen Gesetzgebung ist , der Schutz des Ei¬

genthums und der persönlichen sowohl , als der

allgemeinen öffentlichen Sicherheit und Ruhe.

Der besondere Zweck - er peinlichen Gesetz¬

gebung ist dreyfach : nämlich,

r . Behinderung des Fehlbaren, der bürgerlichen Ge¬
sellschaft und ihren einzelnen Mitgliedern weiter zu
schaden.

2. Mo mögliche Verbesserung des sittlichen Zustandes
desselben.

L. Warnung und Zurückschreckung andrer, durch
Beyspiele und Anschaulichkeit, um den Verbrechen



aus eine, tief in das menschliche Herz greifende,
und in die Sinnen fallende Weise zuvorzukommen.
Das Mittel, jenen allgemeinen, und diese be-

sondern Zwecke zu erreichen, sind wirksame, auf
den Zweck wohl berechnete, mit den Graden der
Fehlbarkeit in richtigem Verhältnisse stehende
Strafen.

Um zu der Entdeckung der Fehlbaren oder
Verbrecher, und zu einer gerechten Anwendung
der gesetzlichen Strafen zu gelangen, ist es noth¬
wendig, daß der Crtmtnal- (peinliche) Prozeß
nach bestimmten Regeln sorgfältig eingeleitet und
fortgeführt werde. Zu diesem Ende hin wird
den sämtlichen Vollztehungs-Beamten und Ge-
richtsstellen nachstehende Vorschrift gegeben:

Der Criminal-Prozeß besteht:

a. Aus dem Jnformations- ( Untersuchungs-)
Prozeß überhaupt,

d. Dem Jnauisitions- ( eigentlichen Verhör.)
und dem exccutorischen. (Vollführungs-) Prozeß.

->. Der Jnformations-Prozeß theilt sich in den Pra-
cognitions- ( Einleitungs-) und den besondern In¬
formativ- oder Untersuchungs-Prozeß, und eignet
sich für die bompetenz der Vollziehungs-Beamten
sowohl, als der Richter.

l, Der Inquisition-̂ Prozeß hingegen muß nur allein
von dem Richter geführt werden.
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Dieser sowohl, als -er Informations-ProzeZ
dienet dazu, das Vergehen/ oder die Unschuld
des Beklagten zu erwahren.

s. Durch den execnlorischen Prozeß wild der Beklagte
entweder losgesprochen, oder zu gerechter Straft
verurtheilt. Er begreift die, von dein Richter aus¬
gefällte Sentenz, (Urtheil) , und die Vollziehung der¬
selben durch die executive(vollziehende) Gewalt.

Da der Jnformations-Prozeß die gedoppelte
Bestimmung hat,

1. Ctos zu dem Inquisitions- oder eigentlichen Ver¬
hör-Prozeß zu liefern,—

2. Die Aussagen und Angaben des Inguisilen, d. i.
eines, als des Verbrechens verdächtig, oder beklagt,
ins Verhör Gezogenen, zu erwahren, und da erste¬
res, nämlich die Präeognition, vor allem aus, dem
Vollziehungs- Beamten, jedoch nur summarisch,
oder im Allgemeinen; die Vervollständigung der
Präeognition hingegen, und der eigentliche In¬
formativ- so wie dann besonders der Jnquisitivns-
Prozeß dem Richter obliegt, —

so ist es nothwendig, daß die dießfälligen Pflich¬
ten des Vollziehungs-Beamten und des Richters
genau bestimmt und ausgemarchet werden.

Obliegenheiten des Dollziehungs-Beamten bey
der Einleitung des Informativ. Prozesses.

Der Präcognittons-Prozeß kömmt in erster
Instanz dem betreffenden Bezirks- oder Unter-

statt'



statthattet, und, in dringenden Fällen, dem Ge-
meindsammann in derjenigen Gemeinde zu, wo
das Vergehen begangen worden ist. Der betref¬
fende Vvllziebvnüs-Benmte soll nämlich:

s. Unverzüglich einen umständlichen Verbal-Prozeß
über das verüble Verbrechen, vermittelst Anhörung
des Klägers und der, bey der That gegenwärtig
gewesenen Personen, und sorgfältigen Nieder-
schreikens ihrer Aussagen, und ein Präcognitivns-
Verhör ( Vorverhör) mit der oder den beklagten,
oder des Verbrechens verdächtigen Personen über
das Verbrechen aufnehmen, woben, im Allge¬
meinen, auch Geburt, Heimat, Erziehungs- und
Erwerbs-Ark des Jnquisiken angegeben werden
müssen.

b. Die Schuldigen, welche auf der That betreten
werden, oder auch diejenigen Personen, welche
nach den vorhandenen Jndieien, ( Anzeigen und
beweisenden Umstanden) in hohem Grade verdäch¬
tig sind, je nach Erfinden, entweder mit Haus¬
arrest belegen, oder wirklich in Verhaft setzen, und
im Fall der Hauptthater, oder Mitschuldige ent¬
wichen seyn sollten, sogleich die nöthigen Anstalten
zu ihrer Verfolgung treffen, und möglichst genaue
Data zu ihrer Cignalisterung sammeln.

c. -Wo Gefahr in Verzug ist, die gestohlenen Sachen
wo möglich alsobald wieder zur Stelle schaffen,
und daher die genaueste Hausvisitation vornehmen,
Effekten und Sachen mit Arrest belegen und
vbsignieren( besiegeln.)

M
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6. Sogleich, nach eingelegter Klage, das sogenannte
Corpus Deüeti, d. i. bey Mißhandlungen sowohl
das Mißhandelte, als die allsahlig dabey gebrauch¬
ten Instrumente, bey Each- oder dinglichen Ver¬
brechen aber, sowohl den Gegenstand des Ver¬
brechens, als die dazu gebrauchten Mittel unter- i
suchen, und vrrinrieren( erwahren) , und wie
zum Theil schon im vorhergehenden§. vorgeschrie¬
ben worden, alles materielle( dingliche) mit
Arrest belegen, ( in Beschlag nehmen.)

Erläuterung: Bey Schlaghäudeln, oder
Mißhandlungen überhaupt, muß auf Veranstal¬
tung des Vollzichrrngs-Beamten, von den Ge¬
schworenen Aerzten, oder einem erfahrnen, unpar-
tbeyischen, in der Nähe befindlichen Difirikts-
Aezt, ein Visum und Reperkum( ärztliche, als
Fundament für den Richter bestimmte Untersu¬
chung, Bericht und Befinden) aufgenommen, — >
bey Falschmünzern die Geldsorten. und wo mög- ^
lich auch die dazu gebrauchten Werkzeuge einge¬
zogen, und in Beschlag genommen, — bey An¬
legen von Feuer, bey Vergiftungenu. s. w.
die Materialien untersucht und ebenfalls in Be¬
schlag genommen werden.

L. Der Vollziehungs- Beamte soll ferner alle Indi-
cicu( Anzeigen und Umstände) die in Ansehung
des Verdachts für, oder wider den Jnquisit
sprechen, in seinen Amtsbericht aufnehmen.

k.̂ Dic, nach Beschaffenheit des Verbrechens etwann
vorkommenden Lvcal- ( örtlichen) Umstände an¬
zeigen und beschreiben.
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Obliegenheiten der Gerichtsftellen bey Fort¬
setzung des Informativ - Prozesses.

Die Gerichtsftellen , in deren Gerichts - Bezirk
das Verbrechen begangen wird , ober welche ftch
mit der Untersuchung und Beurtheilung desselben,
in Abficht auf seine Beschaffenheit gesetzlich zu
befassen haben , sollen vor allem aus , den Prä-
coqnitlvns - Prozeß , den der Vollztehungsbeamte
nur summarisch zu führen Hat , in allen seinen
Theilen vervollständigen , und die Information
fortsetzen. Durch umständlichere Verhöre und Be-
richtseinziehnng die Lücken oder Widersprüche,
welche ftch in den Verbalprozessen und Pracogni-
tions - Verhören der Vollzichungsbeamten zeigen,

, so vollständig als möglich ergänzen , das was sich
bis dahin ergeben bat , durch die sorgfältigste An¬
wendung aller in ihrer Compekenz liegenden Mit¬
tel zu konstatieren ( erwahren ) trachten , und zu
dem Ende:

s. Allfahlige Zeugen verhöre», in sofern nicht gesetz¬
liche Rücksichten solches hindern.

l>. Den Jnquisit über seine Herkunft, Erziehung, Er¬
werb, Schicksaleu.s. f. naher verhören, und hierüber
sowohl, als über seinen ehevvrigen Wandel nähere
Erkundigung einziehen.

o. Sich über örtliche und geschichtliche Gegenstände
und Umstände, besonders wann der Jnquistr zu sei¬
ner Rechtfertigung das Alibi( die Abwesenheit von
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dem5 tte des Verbrechens, zu der Zeit, da es ver¬
übt worden) anführt, möglichst ins Helle setzen.

6. Bey Diebstählen ausfindig machen, wo das Ent¬
wendete sich befinde, oder wo und wie es abgesetzt
worden sey.

e. Die erforderlichen Erkundigungen wegen der all-
säbligen, aus den Verhören sich ergebenden Ver¬
bindungen des Inquisiten mit andern Diebs-Con-
sorten( Diebsgehilsen) einziehen.

k. Ueber alle Jndicien und Umstände überhaupt,
welche nur einigermaasten über das Vergehen ficht
geben, und den Inquisiten zumE'estandniß führen
können, die sorgfältigsten Erkundigungen und Be¬
richte einziehen.

8 Das von dem Inquisiten angeführte Alibi dadurch
zu konstatieren trachten, daß sie

r. In Ansehung des -Orts, den der Inquisit als sei¬
ne« Aufenthalt, zu der Zeit, da das Verbrechen
begangen worden, nennt, durch amtliche Erkun- ,
digungen, die möglichst genauen und vollständi¬
gen Data ( Angaben) sammeln.

2. Das Resultat dieser Angaben, ( was sich aus

diesen Angaben hauptsächlich ergiebt) mit den
Aussagen des Inquisiten vergleichen.

L. Die allfähligen Widersprüche herausheben, und

ch Zu Aufheiterung dieser Widersprüche, die wei¬
ter erforderlichen Verhöre aufnehmen, und die !
Berichtseinziehung fortsetzen.
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Obliegenheiten der Gerichtöstellen bey Füh¬
rung des Inquisitions -Prozesses.

Die Gerichtsstellen sollen:
8. Die Verhaftungen von Personen, und den Be¬

schlag von Sachen, welche sie erforderlich finden,
die aber von den Vvllziehungsbeamten nicht bereits
veranstaltet worden wären, unverzüglich vorneh¬
men lassen,

b. Mit dem Jnquisiten selbst, nach Anleitung der
vorhandenen Informativ-Akten, die gehörigen ge¬
schichtlichen Verhöre vollständig aufnehmen.

o. Damit der ordentliche regelmäßige Gang der Pro¬
zedur nicht gestört, und der Verhörprozefi nicht
auf eine höchst nachteilige Weise überstürzt werde,
soll nicht eher zu den Coufrontations- (Gegeneinan-
dersiellungs-) Verhören mit dem Jnguisiten im An¬
gesicht. des Klägers oder der Jeugen, und mit die¬
sen, im Angesicht des Jnquisiten, geschritten wer¬
den, bis die individuellen( einfachen) Verhöre so
weit erschöpft sind, daß im Geschichtlichen kein
Faden mehr aufgenommen werden kann, um durch
die Fortsetzung der einfachen Verhöre, die sich
ergebenden Widersprüche zu lösen, bis sogleich
die ganze Prozedur ins Stocken gerathet: Erst
alsdann darf und soll zu den Consrontationen ge¬
schritten werden.

Die Confrontations-Verhöre treten hiernächst ein:
r. Wann zwischen den Mitschuldigen offenbare und

beharrliche Widersprüche über die Thatsache selbst
obwalten, oder



2. Widersprüche über solche Jndici'en, die nahen
oder sogar unmittelbaren Bezug auf das Haupt-
Factum( Thatsache) selbst haben, in den Verhö¬
ren des, oder der Deponenten(Verhörten) liegen.

Z. Wenn die Consrontationenmit dem Inhaftierten,
von dem Kläger, oder von den Zeugen selbst, zu
Rechtfertigung ihrer Person vor dem Richter, oder
zu Erwahrung ihrer Aussagen, angerufen wird.

Wenn materielle ( Sach -) Beweise in den Haa¬
ren des Richters liegen , so ist dem sorgfältigen
Ermessen desselben überlassen , die dteßfälligen Ge¬
genstände dem Jnguiflke » in dem schicklichsten Au¬
genblicke , zu Bewirtung seines Geständnisses , vor
die Augen zu halten , und soll deßwegen auch
dieser Gelinkt gegen den Juauisitm nicht etwa
voreilig gethan werden.

Nach vollendeten gütlichen Verhören treten,
wenn durch dieselben die Wahrheit von dem In-
quistten nicht erhalten werden kann , die peinli¬
chen Verhöre ein , durch welche der Jnamstlloiis-
Prozcß beendiget wird.

Der Grosse Rath bat , nach sorgfältiger Be-
herztgung dieses Gegenstandes , und nachdem er
ein - und ausländische Erfahrungen hierüber zu
Rath gezogen , sich von der traurigen Nothwen¬
digkeit der peinlichen Verhöre überzeugt , und zu
möglichster Vereinigung des Hauptzweckes der
öffentlichen Sicherheit und der Handhabe der



Gerechtigkeit, mit den Grundsätzen wahrer Mensch¬
lichkeit, — den Gericktsstelien über diese» Theil
des Jnauisitions-Prozcffes folgende Anleitung zrt
geben nothwendig befunden:

In Crimtnalprozeffen, besonders bey schweren
Verbrechen, erheischt das Recht, daß die Be¬
weise gegen den Beklagten einen solchen hohen
Grad von Vollständigkeit an sich haben, daß nicht
nur die Wahrscheinlichkeit, sondern selbst die
Möglichkeit seiner Unschuld gänzlich ausgeschlossen
werde. Zu diesem Ende hin ist es erforderlich,
daß der Jnguisit nicht nur überwiesen, sondern
der That auch selbst geständig sey, und zwar so,
daß er durch ein rundes, möglichst vollständiges,
und bis zum Ende seiner Verhöre wiederholtes Ge-
ständniß seine That bejahet habe.

Wenn also alle gütlichen Verhöre erschöpft sind,
der Beklagte aber der That nicht geständig ist,
so wird, jedoch nur wenn einer der folgenden
Fälle eintrittst, zu den peinlichen Verhören fort¬
geschritten:

i . Wenn der Jnguisit( Verhaftete) auf frischer
That ketretten worden, und dennoch beharrlich
laugnet.

s. Wenn Zeugen, oder solche Anzeigen gegen ihn
, vorhanden sind, die förmlichen Beweisen gleich¬

kommen, mithin der Jnguisit zwar als überwie¬
sen anzusehen, aber der That nicht geständig ist.



3, -Wenn der Inqnisit aus deutliche und entschei¬
dende Fragen zu antworten sich beharrlich weigert,

ch Wenn er über wesentliche Umstände, die unmit¬
telbaren Bezug auf das Vergehen selbst haben,
in offenbaren Widerspruch verfällt, oder in seinen
Aussagen über solche Umstände gänzlich varirt,
(über die gleichen Umstände ganz ungleiches äußert)
oder wenn erwiesene Lügen auf dem Ingnisiten
beruhen,

Z. Meng er das Verbrechen bereits sreywillig ein¬
gestanden hat, nachher aber repartiert, ( das
Geständniß zurück mhmt) und auf der Zurück¬
nahme beharrt,

6. Wenn der Jnquisit wegen vorher verübten schwe¬
ren Verbrechen schon in den Händen der Justitz
sich befunden hat, oder durch seine Verhöre, durch
Diebslisten, oder durch Signalements als ein
Räuber oder Mörder, oder alv zu einer solchen
Bande gehörend, zum Vorschein kommt.
Der erste Gras der peinlichen Verhöre be¬

steht in verschärfter Gefangenschaft.
Der Zweyte Grad besteht in der Züchtigung

desI iqnistlen mit der Ruthe an der Stud.
Diese beyden Grade liegen in der Competen;

-er Bezirksgerichte, und sollen die Verhörrichter!
nicht änderst, als auf einen Beschluß des Ge¬
richts, und mit möglichster Rücksicht auf die Ge¬
sundheit des Arrestanten davon Gebrauch machen.

Das Dbergericht bedient sich in Criminal-
fällen, die seiner Competen; unterworfen sind,



auf obige Wüst / - er gleichen Mittel des peinli-
chen Verhörs , welche der vorhergehende Artikel
den Bezirksgerichten eignet . Wenn aber in wich¬
tigen Fällen durch diese Mittel das Geständniß
des Iriquifiten nicht bewirkt werden kann , und
das Ooergericht verschärften Jnquifitionsmtttel
nothwendig findet , so wird dasselbe die Regierung
hierüber berichten , und ihre Weisung einholen.

Zu Voliführung der Criminalprozedur findet
der Grosse Rath die Beybehaltung eines öffent¬
lichen Anklägers , sowohl bey dem Obergertcht,
als bey den Bezirksgerichten nothwendig.

Bey den Bezirksgerichten wird der öffentliche
Ankläger , auf einen gedoppelten Vorschlag dersel¬
ben , aus ihrer Mitte , von dem Kleinen Rathe
gewählt ; für das Amt eines öffentlichen Anklä¬
gers bey dem Obergericht aber , wegen der hö-
Hern Wichtigkeit seines Berufs , eine besondere
Person von dem Kleinen Rathe aufgestellt.

Nach Vollendung des Informativ - und des
inquisitorischen Prozesses trtttet das Amt des öf¬
fentlichen Anklägers und der executorische Pro¬
zeß ein.

Da die , nach dem bisherigen helvetischen
peinlichen Gesetzbuch festgesetzte Vorfrage : Ob
Criminal -Anklage gegen den Deltnauenten ( Ver¬
brecher ) statt habe ? , auf das blosse Fundament
der Präcognttions -Berhöre nicht mit hinlänglicher
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Begründnifi entschieden, sondern durch einen
solch vorzeitigen Entscheid leicht ein Schuldiger
freygesprochen, und ein Unschuldiger in den Zu« !
stand der Criminal-Ankiage erkennt werden kann,
so soll diese Frage dem Richter erst alsdann vor¬
gelegt werden, wenn er die Verhör-Akten als
vollständig, mithin als so wett gediehen erklärt
hat, daß mit hinlänglichem Fundament zum
Urtheil geschritten werden könne.

Wann dann aber die Frage, ob Criminal-
Anklage stakt habe?, von dem Richter bejahend
entschieden worden ist, so soll er mit der Prozedur
einhalten, alle Prozeß-Akten dem öffentlichen An¬
kläger zustellen, derselbe zum Behuf feiner Aints-
Verrtchtungen die Hauptumstande in den Verhör-
Akten, in eine geschichtliche Darstellung zusammen¬
stellen, auch eine solche von dem Schreiber des
Gerichts für dasselbe verfertiget, und diese, nach¬
dem sie von den Verhörrichtern gebilligt worden
ist, dem Gerichte vorgelegt werden. Dem Ver- !
brecher steht es frey, aus dem Personale des Ge- ^
rlchtcs selbst, oder aussert demselben, einen Ver¬
theidiger seiner Person zu wählen, zu welchem
Ende hin, weder der öffentliche Ankläger, noch
der Vertheidiger, bey Allsfällung des Urtheils,
dem Gerichte beyßtzen kann, sondern die deßhal-
ben erledigten Plätze in dem Gericht, für den ob-
schwebenden Fall, mit zween Suppleanten besetzt
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werden sollen . Sobald das Gericht und der öf-
fentliche Ankläger durch die geschichtliche Darstel¬
lung aus den Prozeß - Acten , und durch die Ein¬
sicht und Verlesung der Akten selbst / über den
Crtminalfall unterrichtet find , soll von dem Ge¬
richt die Frage entschieden werden : ob der Fast
von der Natur sey , daß er sich für die Competenz
dieses Gerichts eigne?

Wird diese Frage von dem Gerichte , bey wel¬
chem der Crtminalfall eingeklagt worden ist , be¬
jahend entschieden , und hat das Gericht demzu¬
folge das Urtheil wirklich ausgefällt , so steht es
dem öffentlichen Ankläger , so wie dem Beklagten,
oder dem , von ihm gewählten Vertheidiger , frey,
das Urtheil an das Obergericht zu appellieren.

Die Bezirks « und Unterstatthalter sollen den
betreffenden Bezirks - Gerichten bey allen Crimi-
nal - Urtheilen beywohnen , und darüber wachen,
daß die gesetzlichen Formen von denselben in kei¬
nen Theilen verletzt werden.

Indem endlich der Grosse Rath von den Voll-
ziehungs - Beamten und Gerichts - Tribunalten er¬
wartet , daß sie diese Vorschrift über die Crtmt-
nalprozeßform sorgfältig beobachten werden , em¬
pfiehlt derselbe zugleich den sämtlichen Gerichts-
stellen , bey allen Criminal - Prozessen , den Ju¬
stizgang , so viel es immer die Umstände gestatten,



zu beschleunigen, damit der Delinquent nicht mr«
nöthiger Weise in dem Kerker schmachten müsse«
und auch dadurch den Forderungen einer sorg-,
faltigen und menschlichen Justitz ein Genügen ge¬
schehe.

Zürich, den 16. Christmonat r8°3.

Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet;

Der Amtsburgermeister,

R rin ha  r d.

Der Erste Staatsschreiber-
L a v a t e r-



Gesetzliche Verordnung,
betreffend die Gerichts-Gebühren.

l.

Gerichts . Gebühren des Obergerichts.

i . Gebühren, welche in die Staats«
kasse ffiessen.

s . Für einen Spruch über einen Gegenstand von 64
bis Z2v Franken , 6 Franken.

b . Für einen Spruch über einen Gegenstand von zro
bis 640 Franken , 8 Franken.

c . Für einen Spruch über einen Gegenstand von 640
bis Zsno Franken , 12 Franken.

ö . Für einen Spruch über einen Gegenstand von
L2V0 bis 6400 Franken , 16 Franken.

e . Für einen Spruch über einen Gegenstand von
6 ^ 0 Franken bis auf jede höhere Summe,
24 Franken.

k. Sey einem Vorstand , und für ein Urtheil über
eine Ancidentak - ( Zwischen oder Neben - ) Frage,
4 Franken.

x Ein commissionaliter akgefaster gütlicher Vergleich
in einer schon ans Recht gekommenen Sache , soll
dem Obergericht zur Ratifikation vorgelegt , und
dafür die Hälfte der , für einen rechtlichen
Spruch von gleichem Betrag bestimmten Rö¬
stens - Taxe bezogen werden.
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K- In kocal- oder andern Streitigkeiten, die keinen
bestimmten Werth haben, und keiner bestimmten
Schätzung fähig sind, wird es dem Ermessen
des Richters überlassen, eine, dem Gegenstand
angemessene Taxe, die aber, nach obigen Bestimmun-
gen, in keinem Fall unter6 Franken, und nie
über 24 Franken betragen kann, zu bestimmen.

i. Für den Cprnch in einem Revisivns-Begehren,
nach Verhältniß des Werths des Prozesses, es
werde Revision ertheilt, oder abgeschlagen, die
Hälfte von obigem Spruchgeld.

2. Augenscheins - Gebühren , welche
den betreffenden Richtern und dem
Schreiber zukomme »:.

In Voraussetzung, - aß jeder Augenschein von
; Richtern nebst einem Secretair vorgenommen
werde, soll einem Richter des Tags sür alles und
jedes io Franke » gebühren; sollte aber ein Au¬
genschein in einer Entfernung vorgenommen wer¬
den. welche die Richter nöthigen würde , an die¬
sem Orte länger als einen Tag zu verweilen, für
jede Uebernachtung noch 5 Franken.

Das Gleiche gebührt dem Secretair.

Emolumente ' Gebühre »») für den Prä - ^
sidentcn des Dbergerichts.

Für jede Besieglung, die von seiner Compe-
tenz abhängt , was sür ein Act es immer seyn !



möge, soll der Präsident zu seinen Handen zu
beziehen haben, 4 Batzen.

4. Citations - und Abwar tsgebührm,
welche den Meibeln oder Abwarten
des Obergerichts zukommen.

s. Jede Parthey, sie bestehe aus wenigem rdcrmeh-
rern Personen, so oft sie ans Lbergericht, eine
Commißion desselben, oder auf einen obergcricht-
lichen Augenschein eitirt wird, hat jedesmahl an
Weibelgebühren, znbezahlen, in allem6 Batzen.

b. Für einen Augenschein gebührt dem Abwart von
den Partheyen zusammen, für einen Tag6 >>ran¬
ken, und für jede Uebernachtungz Franken.

11 .

Gerichts - Geböhren - er Bezirks-
Geri Äte.

i . Gebühren, welche in die Staats¬
kasse sliessen.

s. Für einen Spruch über einen Gegenstand, dessen
Werth' nicht über 64 Franken betragt, z Franken.

K. Für einen Spruch über einen Gegenstand von
l 64 bis 640 Franken, 4 Franken,
j c. Für einen Spruch über einen Gegenstand von
j 640 bis Z2oo Franken, 6 Franken.

ö. Für einen Spruch über einen Gegenstand von
Z200 bis 6400 Franken, io Franken.

«. Für einen Spruch über einen Gegenstand von



6̂ 00 Franken bis aus jede höhere Summe,
i6 Franken.

k Bey einem Dorfrand, und für ein Urtheil übet
eine Jncibental- ( Zwischen- oder Neben-) Frage,
2 Franken.

x. Ein commissionaliter abgefaßter gütlicher Vergleich
in einer schon aus Recht gekommenen Cache, soll
dem Bezirksgericht zur Ratifikation vorgelegt, und
dafür die Hälfte der, für einen rechtlichen
Spruch von gleichem Betrag bestimmten
Röstens-Taxe bezogen werden.

K, In kocal- oder andern Streitigkeiten, die keinen
bestimmten-Werth haben, und keiner bestimmten
Schätzung fähig sind, wird es dem Ermessen
des Richters überlassen, eine, dem Gegenstand
angemessene Taxe, die, nach obigen Bestimmun¬
gen, in keinem Fall unter3 Franken , und nie
über i6 Franken betragen kann, zu bestimmen,

i. Für den Spruch in einem Revistons-Begehren,
nach Verhältniß des Werths des Prozesses, es
werde Revision ertheilt, oder abgeschlagen, die
Hälfte von obigem Spruchgeld.

!c. Wenn eine Parthey aus der Stelle, oder nach
genommener Bedenkzeit, die Apellation interponiert
und prosequirt, bezahlt siei Franken, 6Bayen-

s. Augenscheins- Gebühren, welche
den betreffenden Richtern und dem
Schreiber Zukommen,

s. Für einen Augenschein bezieht jeder Richter in
der Stadt, wie auch der Schreiber, r Franken-

b. Bey



b. Bey einem Augenschein hat jeder der Richter auf
dem Lande/ und der Schreiber/ für alles und
jedes/ zu beziehen:
Für einen halben Tag/ z Franken.
Für einen ganzen Tag/ 6 Franken.
Und wann er übernachten muß/ 9 Franken.

Was übrigens die Entschädniß und die
Schreib-Taxen für die Bezirksgerichtschrei'
der betritt/ so wird hierüber von der Regierung
in der Folge ein Reglement festgesetzt werden.

Emolumente (Gebührend für die Be¬
zirks . Gerichts - Präsidenten.

Für jede Besieglung/ die von seiner Compe-
ten; abhängt/ was für ein Act es immer seyn
möge/ soll der Bezirks Gerichts-Prästdent zu sei¬
nen Handen zu beziehen haben/ r Batzen.

4. Emolumente ( Gebühren ) für die
Bezirks - Gerichts - weibel auf der
Landschaft.

Jede Person/ welche vor das Gericht/ vor eine
gerichtliche Commission/ oder auf einen Augen¬
schein citirt wird/ bezahlt für die Citation3
Rappen/ ( 2 ß.)

b. Der Gerichtswerbel mag sich zu Bestellung der
Citationen/ der Gemeindsammanner der betref¬
fenden Gemeinden bediene»/ in welchem Fall die

N



Eemeindsammänner jene8 Rappen zu beziehenj
haben, wobey jedoch denselben keine Beschwerde
von Botenlöhnen zufallen, sondern diese von den ^
Gerichtsweibcln bezahlt werden sollen. Wird
aber die Citation von dem Gerichtsweibel selbst
besorgt, so hat dieser die Mations-Gebühr von
8 Rappen zu beziehen.

e. Indessen sind in jedem Fall die Gerichtsweibel
für die pünktliche Besorgung der Citationen ver¬
antwortlich. Hiefür, und für Abwart bey dem
Gericht, oder einer gerichtlichen Commission,
haben sie zusammen von einer jeden Parthey, sie
besiehe aus einer, oder mehrern Personen, 6
Batzen zu beziehen.

ä. Bey einem Augenschein gebührt dem Abwart
für einen halben Tag, von den Partheyen zu¬
sammen, es Batzen. ,
Für einen ganzen Tag, z Franken.
Und wann er übernachten muß, 5 Franken.

s. Jemanden von dem Ort der Gerichtssitzung in
Arrest zu führen, 4 Batzen.

k. Jemanden des Arrests zu entledigen, 4 Bayen.
§. Einen Arrestanten zum Verhör, und wieder ins

Gefängniß zurückzuführen, 2 Batzen.
li. Der Vollziehung eines Strasurtheils beyzuwohnen,

in dem Hauptort, 8 Batzen,
ausser demselben, 16 Bayen.



5. Emolmnente ( Gebühren ) für den
Bezirks - Gerichts > Meibel in dem
Stadtbezirk.
Für die Citationen , und für Abwart vor Gericht,
oder einer gerichtlichen Cvmmißion , bezicht der
Etadtgcrichtsweibel die gleichen Gebühren , wie
die Weibel der Bezirksgerichte auf der Land¬
schaft , und sind deßwegen die , in dem vorher¬
gehenden Titel , in den §. §. s . b . und c. enthal¬
tenen Bestimmungen , auch in Ansehung des Stadt-
gerichtsweibels zu befolgen.

b . Bey einem Augenschein abzuwarten , von den
Partheyen zusammen , i Franken.

c . Jemanden in Arrest zu führen , 4 Batzen.
ö . Jemanden des Arrests zu entledigen , 4 Batzen.
« . Einen Arrestanten zum Verhör , und wieder ins

Gefängniß zurück zu bringen , s Batzen.
k. Um der Vollziehung eines Ctrafurtheils beyzu- '

wohnen , 8  Batzen.

!Il.

Gebühren für die Zunft - Richter « nd
die Friedens - Richter.

Da die Zunft . Richter und die Friedens -Rich-
ter von dein Staate kein Einkommen beziehen,
so ist es nothwendig , daß ihnen durch angemessene
Gerichtsqebühren für ihre richterlichen Bemühun¬
gen eine angemessene Entschädigung zustieße, welche
folgrndermassm bestimmt wird:



i . Gebühren für die FunftgerLchte.
Für einen, von dem Zunftgericht ausgefällten
Spruch über einen Gegenstand voni bis ro Fran¬
ken, i Franken.

b. Für einen Spruch über einen Gegenstand von io
bis 20 Franken, 2 Franken.

c. Für einen Spruch über einen Gegenstand von 20
bis 30 Franken, z Franken.

6. Für einen Spruch über einen Gegenstand von 30
bis 64 Franken, 4 Franken.

e. In Local- oder andern Streitigkeiten, die keine»
bestimmten Werth haben, und keiner bestimmte«
Schätzung fähig sind, wird es dem Ermessen des
Richters überlassen, eine dem Gegenstand ange¬
messene Tare, die, nach obigen Bestimmungen,
in keinem Fall unterr Franken, und nie über
4 Franken betragen kann, zu bestimmen.

k. Für eine gütliche Vermittlung eines Streites, es
sey, daß sie von dem Zunftgerichr, oder, unter
der Ratifikation desselben, von einer Commission
des Gerichts zu Stand gebracht worden sey, wird
die nämliche Taxe bestimmt, wie für einen
Spruch. Bey jedem Zunftgerichte werden diese
Spruchgelder unter die sämtlichen fünf Richter
vertheilt.

x. Für jede Cvmmißtvnal-Untersuchung jedem Rich¬
ter i Franken.

t>. Bey einem sich ereignenden Augenschein soll jeder
Richter im Ganzen zu beziehen haben, 2 Fran¬
ken. Wann aber die Partheyen verlangen wür¬
den, oder der Richter selbst es für gut fände,
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daß das ganze Zunstgericht den Augenschein vor«
nehmen, und dort zugleich der Spruch abgefaßt
werden soll, so hat jeder Richter zu beziehen,
2 Franken , das Spruchgeld mit einbegriffen.

i. Wenn eine Parthey auf der Stelle , oder nach
genommener Bedenkzeit, die Appellation interpv-
niert und proseguiert, bezahlt sie dem Zunftgericht
8 Batzen , welche Appellations- Gelder unter die
Richter vertheilt werden.

r . Emolumente ( Gebühren ) für die
Zunftgerichts - Präsidenten.

Für jeden richterlichen Spruch , oder Vergleich,
welchen der Zunftgerichts - Präsident mit seiner
Unterschrift und Pettschaft bekräftigt , zahlt jede
Parthey , sowohl Kläger als Beklagter , demselben
i Batzen.

Gchreibtaxen für die Zunftgericht«
schreiber.

s. Für das Protocollieren jedes Spruchs , je nach
dem Werth des streitigen Gegenstands, nach der,
für die Zunftgerichte bestimmten Abstufung,
3 , 4 , 5 oder 6 Batzen.

b. Für einen Protokolls- Extract , wie für das Ein-
protokolliren, z , 4 , 5 , oder 6 Batzen , nach der
gleichen Abstufung.

c. Für eine Appellation an das Bezirksgericht, r6
Batzen.

ä. Für eine einfache Weisung, 4 Batzen.



c. Bey jeder Commissional-Untersuchung, r Franken.
k. Bey einem sich ereignenden Augenschein/ im Gan¬

zen, 2 Franken.

4 . Gebühren für die Zunftgerichtsweibel.

s. Für eine Citation, Erscheinung vor Gericht, oder
einer gerichtlichen Commißion, oder bey Augen¬
scheinen, zahlt jede Parthey , sowohl Kläger als
Beklagter, 2 Batzen.

b Bey einem Augenschein abzuwarten, von den Par¬
theyen zusammen, r Franken.

c. Für Abwart vor Gericht, oder einer gerichtliche«
Commißion, von jeder Parthey , 2 Batzen.

5 . Anwendung und Bestimmung der,
von den Zunftgerichten gesprochenen
Bussen.

Die Zunftqerichtschreiber führen ein genaues
Derzeichntß über die, von den Zunftgertchten ge¬
sprochenen Bussen, und legen darüber alle halbe
Jahre den Zunflgcrichlen Rechnung ab.

Die eine Hälfte der Bussen soll sogleich dem
Armcngut derjenigen Gemeinde zugestellt werden,
in welcher die, in die Büß »erfüllte Person wohn¬
haft ist; die andere Hälfte aber soll in eine btzson-
dere Kasse geworfen, und daraus nothwendige
Loealbedürfnlsse der Zunftgertchte, als Gefangen-
schaftskösten, für den Gefangenschaftswärter, für
Transportierung der Gefangenen vor den Rich»



ler u. f. w. wenn nämlich die FeWaren , we«
gen Armuth nicht selbst zu bezahlen im Stand
sind, bestritten werden. Die sm kreierten halb«
jährlichen Rechnungen über diese Einnahmen und
Ausgaben von Bussen/ sollen von den Zunftge«
richten dem betreffenden Bezirks- oder Unterstatt«
Halter zur Einsicht und Unterzeichnung zugestellt,
und von dem letzter» alljährlich der Justitzkommis«
sion das Resultat beyder Halbjahr- Rechnungen
jedes Zunftgerichts einbertchtet werden.

s. Gebühren für die Friedensrichter.
s Für einen jeden zu Stand gekommenen Vergleich

ohne Localbesichtigung, was solcher immer betreffe,
soll der Friedensrichter, für alles, so ihm laut
dem Gesetz zu thun obliegt, i Franken zu be¬
ziehen haben, welche Bezahlung dem Friedens?
richter überlassen seyn soll, nach Gutbefinden«nd
nach Maaßgabe der Umstände, entweder einer
Parthey allein, oder beyden aufzulegen.

K. Ware aber der Vergleich auch mit Localbefich-
tigung verbunden, so soll der Friedensrichter über
das im §. s. Bestimmte hinaus, 6 Batzen zu
beziehen haben.

c. Wann ein Friedensrichter zwar in einer Streit¬
sache unterhandelt, zwischen den Partheyen aber
keinen gütlichen Vergleich zu Stand gebracht hat,
so soll er für seine Bemühung, und Ausfertigung
der Ueberweisung zu beziehen haben, 6 Batzen.



6>Hat es ein, bereits von dem Friedensrichter
beaugenscheinigtes streitiges Locale betroffen, r
/ranken.

e. Für einen auszustellenden Schein oder Zeugniß,
ohne weitere Bemühung, soll der Friedensrichter
zu beziehen haben, 2 Batzen.

7. Gebühren für die Weibe! der Frie«
densrichter.

Für eine Citation und Erscheinung vor den
Friedensrichter soll der Weibel von jeder Parthey
zu beziehen haben, r Batzen.

IV.

Diesen Bestimmungen der Gerichts-
gebühren werden für die sämtliche» Gerichts¬
stellen noch folgende Vorschriften beygefügt:
r. Sollen, der Regel nach, alle erloffenen Gerichts-

kosten der unterliegenden, und vorzüglich einer,
als prvceßsüchtig und trölerhast zum Vorschein
kommenden, Parthey auferlegt werden, es wäre
dann, daß der Richter hierüber aus besondern
Gründen eine andere Verfügung zu treffen für
gut finden würde.

8. Alle richterlichen Akten sollen auf Stempelpapier
ausgefertigt, und dasselbe von den Partheyen be¬
zahlt werden.

z. Sollen die Gerichtspräsidentendie weitläufigen
und aufhaltenden Geschwatze der Advocaten be-



hindern, und die letztem nöthigenfalls ernstlich
zurechtweisen.

4. Wenn eine Parthey ohne ehehaste Ursache den
ihr bestimmten Tag abschlagt, und nicht aus
Recht kommt, so soll es dem Richter überlasten
seyn, sie mit einer angemessenen Busse zu Han¬
den des Richters, und Entschädniß für die Ge-
genparthey, zu bestrafen.

5. Wenn eine Parthey vor dem Richter erscheint,
von welcher allgemein bekannt ist, daß ste einer¬
seits der Prozeßsucht nicht ergeben, sondern viel¬
mehr, den Weg des Rechts einzuschlagen, ge¬
zwungen worden, — und anderseits, daß sie
arm und dürftig, oder Allmosengeuvßig ist, so
wird der Richter, einer solchen Parthey einen
Theil, oder, je nach den Umstanden, auch die
ganze Kostenssumme schenken.

Zürich, den 15. December 1303.

Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



Gesetz,
betreffend das dem Gamrats - Collegium

und dem Gtrassen-Departement einZu-
räumende Grrafrecht.

i . ^ ) er Kleine Rath ist von dem Grossen
Rathe beawältigt, den beyden administrativen Col-
legten, nämlich dem Sanitäts- Collegium lin¬
dem Strassen- Departement, welchen die Hand¬
habung wichtiger, poltzeylicher Landcsverordnun-
gen obliegt, ein beschränktes Strafrecht gegen solche
Fehlbare zu ertheilen, welche die oberwähnten
Verordnungen übertretten.

r. Das Maximum dieses Strafrechts besteht
in einer Geldbuße von ir Schwecher-Franken ge¬
gen den einheimischen, undr-i-Franken gegen den
fremden Fehlbaren.

g. In wichtigern, die obbestimmte Straf-Com-
petenz übersteigenden Fällen, soll das Betreffende
der beyden genannten administrativen Collegien
den Fall bey dem betreffenden Bezirksgericht an¬
hängig machen, und befugt seyn, von dem Fehl-
baren, tnsoferne er ein Fremder ist, annehmliche
Caution und Rechtsvertröstung zu fordern.

Zürich, den rZ. December cZoz.
Zm Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermeister,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



Gesetz,
betreffend die Form und Rosten des

Rechtstriebs.

Art. i . E ) er Rechtstrieb soll central sey»
und sich direkte von der Hauptstadt aus, in dem
ganzen Canton verbreiten, zu welchem Ende ht«r
in der Hauptstadt des Cantons eine Central-Canz,
ley aufgestellt bleibt, welche bestehen soll, aus
einem Oberauffeher( Rathscheeiber) und vier Un-
terbeamten( Schuldenbötten) von denen ein jeder
sich mit einem der vier Landbeztrke zu befassen hat.

Art. r . Die Central-Canzley steht in Bezug
auf verbriefte und pfändbar versicherte, zinstra¬
gende Capitalien unter der Aufsicht, Leitung und

! Verantwortlichkeit ihres Chefs, -es Rathschreibers.
Art. Die vier Unterbeamten( Schulden-

bötte) sind tn Bezug auf die durch sie gehende»
hohen Rechtskriebe tn verbriefeten und Pfandbar
versicherten, zinstragenden Capitalien und Schul¬
den, dem Rathschreiber untergeordnet. Für die
Verrichtungen derselben ist der Nathfchretber ver¬
antwortlich, und ihre Protocolle sollen dem Rath¬
schreiber jedesmal auf sein Begehren zur Einsicht
vorgelegt werden.

Art. 4. Bey dieser Central>Canzley können
Fremde und Einheimische um verbrtefete und Pfand-



bar versicherte, zinstragende Capital- Schulden
und derselben Zinse den Rechtstried begehren. Die
Betreibung wird durch den Nachschreiben gesche¬
hen, und in höher» oder Auffahls-Rechten von
diesem fortgesetzt, durch die Schuldenböcte gehen.

Art. s. Der Rathschreiber besorget von sich aus
allein den RecdtStrieb für den Bezirk Zürich, un¬
ter denjenigen Bestimmungen, welche für den gan¬
zen Canton festgesetzt sind, mit Ausnahme der
Wechsel- Schulden, welche um des schnelleren
Rechlstriebs willen, durch den Bezirks-Gerichts-
Weibe! besorgt werden sollen; die Gleichförmig¬
keit des schnellern Rechtstriebs in kaufmännischen
Anforderungen, und bey den unverschieblichen
Executions. Maßregeln für verfallene Wechselzah-
lungen soll durch ein künftiges Gesetz näher be¬
stimmt, und inzwischen die bisherige Observauz
angewendt werden.

Art. 6. Nach den hiernachst festgesetzten For¬
men und Bestimmungen werden die Gemeinds-
Ammänner in ihrer Eigenschaft als Vollziehungs¬
Beamte die Ausführung des Rechtstrieb in den
Landgemeinden besorgen, und in Fällen, wo es
ihnen selbst nicht möglich wäre, denselben unter
ihrer persönlichen Verantwortlichkeit durch den
Weibel des Gemeindraths exeguieren lassen.

Act. 7. Ein jeder Credttor soll sogleich bey
dem Begehren des Rechtstriebs die Natur seiner
Forderung anzeigen, und zwar bey laufende»



Schulden, wie hoch der Betrag derselben sey;
bey verbrieften Schulden aber, ob er für Zins
oder Capital treibe, und bey den Zinsen ordent¬
lich bestimmen, ob für einen oder mehrere Zinse
getrieben werden soll, welches dem Debitor bey An¬
kündigung des ersten Botts bekannt gemacht wird.
Bey der Eingabe von Zinsen von verbrtefetenSchul¬
den, soll folgendes Formular gebraucht werden.

Herr Rathschreiber ist ersuchtN. N. um
. . . . als . . . . Zins von . . . Capital
zu treiben.

Den . . . r8. . . .
» » » r- rr r,

Art. 8. Der niedere und- er hohe Rechts-
trieb um verbriefete und pfändbar verstcherte Schul¬
den und Zinse soll auf folgende Weise geschehen
und nach beygesetztem Tarif bezahlt werden.

Die Warnung oder das erste BottL6 ß.
Davon beziehti. Der Rathschreiber. . . . 4 ß.

2. Der Eemeindsammann. . 2 ß.
6ß.

b. Das zweyte Dott, so in 14 Tagen auf das
erste folget, s 6 ß.

Davon beziehti. Der Nachschreibt. . . 4 ß.
2. Der Gemeindsammann. . 2 ß.

6 ß.



c. Das dritte Bott , so wieder in r4 Lagen folget.

A8 . Dieses Bort folgt als der sogenannte Scheck-
jede/, womit die Auffalls-Nechte angekündet werden.

S IV ß.
Davon bezieht i . Die Notariats - Canzley . . 3 ß.

2. Der Cchuldenbott . . . . 5 ß.
3. Der Gemeindammann. . . 2 ß.

10 ß.

L Der erste Ruf , so in 14 Lagen auf den Schrek-
zedel folgt, Z 13 ß.

Davon beziehti . Der Präsident pr. die Bewilligung.
r ß.

r . Die Notariats - Canzley . . z ß.
3. Der Gcmelndainmannfürs

Anfänden und Verlesen . . 3 ß.
4. Der Cchuldenbott . . . . 6 ß.

13 k.

«. Der zweyte Ruf , welcher in 8 Tagen folget
r> ' 3 ß-

Davon bezieht r . Der Präsident . i ß> >
2. Die Notariats - Canzley . . 3 ß- ^
3. Der Eemeilidsammann . . 3 ß- ^
4. Der Cchuldenbott . . . . 6 ß.  ^

iz ß.

f. Der dritte Ruf , so wieder in 8 Tagen folgt
s 13 ß.

Davon bezieht 1. Der Präsident . i ß-

2. Die Notariats - Canzley . . 3 ß- ^
3. Der Gemeindsammann . . 3 k-
4. Der Cchuldenbott . . . . 6 ß.  j

-z ß. !



x Der Anschlag für den Rathschreiker
Dem Rarhschreiber. . . . . . . s ß.

Summa ganzer Austriekskösten i fl. sz ß.
K. Die Verrechtfertigungs- und Verweisungsko-

sten bey den Auffalls-Verhandlungen.
Für den Echuldenbott pr. Abwart . . i fl.
Demselben für jeden Creditor, der ihm die

Procur übertragt. so ß.
Ebendemselben xr. jede Verweisung. . . 10 ß.
Der Canzley für jede Verweisung. . . 5 ß.

8. Der Rechtetrieb um laufende Schulden
durch die Schuldenbötte geschieht nach folgenden
Bestimmungen.

s. Die Warnung oder das erste Bvtt.
s 6 ß.

Davon beziehti. Der Schuldenbott. . . . ^ K.
s. Der Gemeindammann. . . 2 K.

6^ 1
b. Das zweytê ott, so in Tagen folget, und

wobey dem Debitor angezeigt wird, daß in 14
Lagen die Pfändung erfolge, wenn der Crebi-
tvr inzwischen nicht befriedigt wird

ü 6 ß.
Davon beziehti. Der Schuldenbott. 4 ß.

s. der Eemeindsammann. . . 2 ß.
6 ß

c. Der Pfandschein wird in r-s Tagen nach dem
zweyten Bott «»gekündet, und sogleich oder



des folgenden Tags werden bey dem Debitor
die erforderlichen Pfande eingeschrieben, in
Schätzung und 'unpartheyische Verwahrung
genohmen.

Kosten 25 ß.
Davon beziehtr. Der Gerichts-Präsidentx>r. die Be¬

willigung. iß.
2. Die Notariats-Canzley. . . 3 ß.
3. Der Schuldenbott. 6 ß.
ch Der Gemeindsammann pr.

Pfandeinschreiben und Cchazen. 75 ß.
25 ß.

Summa für Austrieb- und Pfandungs-
Kofien. 37  ß.

ü. Die Pfandversilberung folgt in 74 Tagen
nach der Pfandeinschreibung.

PfandversilberungskostenL30 ß.
Davon bezieht7. Der Gerichts-Präsident. . 7 ß.

2. Der Eemcindammann. . . 75 ß.
3. Der Gemeindraths-Weibel. 7s ß.

30 ß-
S. Der Rechtstrieb um lauffende Schulden

durch die Gemeindsammänner(nach dem io §.)
geschieht wie durch die Schuldenbötte nach fol¬
gender Kostenbesttmmung.

r. Die Warnung oder das erste Bott. . 2 ß.
2. Das zweyte Dvtt oder die Ankündi¬

gung des Pfandens. 2 ß.
3. Pfandschein und Psandeinschreibung. . 75 ß.

Summa ganzer Austrieb- und Psandungskosten. 79 ß.
-l-



Pfanbversilberung, 50 ß.
Davon beziehti. Der Gerichts-Präsident. . i ß.

2. Der Gemeindsammann. . . 15 ß.
Z. Der Eemeindraths-Weibel. 14 ß.

20 ß.

Art. 9. Gegen llauide Forderungen haben
gar keine Rechtsvorschläge statt; hat aber der
Debitor rechtliche Etnwendungs-Gründe, so mel¬
det er steh bey dem Zunft- oder Bezirks-Gerichls-
Präsidenten, welche, nach geprüften Gründen einen
Rechtsvorschlag zu bewilligen, nach folgender
Competenz-Bestimmung befugt sind. Die Be»
fügniß des Zunftgerichts-Präsidenten erstreckt sich
istens in lauffenden Schulden und um derselben
Zinse, auf die Fälle, wo die Forderung die Summe
von 64 Franken nicht übersteigt: -ttens in ver-

> brtefeten, oder pfändbar versicherten Schulden,
und derselben Zinse, auf diejenigen Fälle, wo
das Capital selbst die Summe von 64 Franken
nicht übersteigt: ?tens in Zinsstreitigketten bis auf
64 Franken, wo es lediglich um die Frage zn
thun ist, ob mehr oder weniger Zinse ausstehen,
wo es der Debitor mit Quittungen beweisen kann,
und also nur das Quantitativ der geforderten
Zinse streitig, und die Ursache des begehrte»
Rechtsvorschlaqs ist. Die Befügniß der Bezirks»
Gerichts-Präsidenten umfaßt alle höher gehende
Bewilligungen. Beydsetttge Präsidenten werden

O



aber wohl untersuchen, ehe sie Rechtsvorschlage
ertheilen. In allweg muß ein Rechtsvorschlag
vor Empfang des rten Botts geschehen, nach
welchem ohne Vertröstung des Rechts für die For¬
derung und Kösten durchaus kein Rechtsvorschlag
mehr ertheilt werden darf. Nach dem Schretzedel
können in keinem Fall fernere Rechtsvorschläge he»
williget werden; auch sollen die Rechtsvorschläge
von den Dollziehungs-Beamten, durch welche die
Schuldbetreibung gehet, den betreffenden Credito-
ren durch den Nachschreibet und die Schuldenbötte
angezeiget werden, in der bestimmten Meinung,
daß diese letztem bey ihrer Verantwortlichkeit dem
erhaltenen Auftrag unverweilt ein Genügen leisten,
und diese Rechtsvorschlage ohne wettere Kösten in
die Hände der Creditoren gelangen machen. Sollte
dem Debitor von dem Präsidto eine Nothgant
bewilliget werden, so bleibt es deswegen bey den
bestehenden Gesetzen, in der Meinung jedoch, daß
alle solche Nothganten unter der Lettunq des Ge¬
mein- -Raths, und in Beyseyn des Gemeind-
ammanns vorgenommen, und ungesäumt vor
allen andern Ganten gehalten werden.

Art. 10. Für alle lauffenden Schulden, die
ein Creditor aussert seinem Zunftbezirk, — so wie
für diejenigen lauffenden Schulden, welche er innert
seinem Zunftbezirk zu fordern bat, insofern letztere
den Betrag von 64 Franken übersteigen, stehet eS
ihm frey, die Betreibung des Debitors durch den



Schuldenbott oder den betreffenden Gemeindsam-
ma„„ zu veranstalten. Für lanffende Schulden
hingen unter und bis auf 64 Franken, soll der
Credilvr seinen mitzünftigen Debitor nur durch
den Genieindsammann betreiben.

Art. ii . Um alle lanffende Schulden soll erst
das Pfandrecht gebraucht, und auf Beacbren
nur dann mit den Auffahls-Rechten fortgefahren
werden, wenn der Creditor mit den Pfänden nicht
gänzlich hat bezahlt werden können. Für die
Unkosten gegen einen solchen Debitor, der an den
Aussaht getrieben, und hinter welchem nichts ge¬
sunden wird, soll der Creditor das Recht vertrösten.

Art. ir . Die ersten und folgenden Rüffe sollen
unter Verantwortlichkeit»«aufgehalten verkündet
werden, wenn der betreffende Creditor für seine
Anforderung nicht befriediget ist. Bey dem zwey¬
ten Ruff soll die Auffah'.sbeschreibung durch die
Notariats-Canzlcyen aufgenohmen, kann aber in
minder wichtigen Fällen den Grmeiudsammännern
aufgetragen werden.

Die niedern und hohen Botte sollenj.de
Woche, bis Freytag Abends, in die Hände jedes
betreffenden Gemetndammanns gelegt, und von
diesem bis Samstag Abends dem Debitoren ver¬
kündet werden.

Art. i ; . Die erlassenen Kosten sind in jedem
Fall von dem Debitor bey Vorweisung des Ab-



stellzeduls, oder des Rechtsvorschlags, dem Rath.
schreibet, oder seinen Bötten, oder den Gemetnd«
Ainmännern, welche den Schuldentrieb ausüben,
t» bezahlen; — nur in Fällen, wo auf dem
Debitor keine Pfande, und so auch die Kosten
nicht gefunden würden, sollen die Kosten von
dem Creditor bezahlt werden.

Art. 14. Der Rathschreiker und die Schul«
denbötte sollen gehalten seyn, der Justitz-Com«
mißion zu Handen der Cantons-Regierung, und
die Gemeiudsammanner durch die Gemeindsräthe
ihrem betreffenden Bezirks« oder Unterstatthalter
zu Handen der Justitz-Commißton, um die ihnen
amtlich anvertrauten Gelder und Verrichtungen
zween habhafte Bürgen zu stellen, in der Meinung,
daß die Bürgschaft der Gemetndsammänner, von
den Gemetndsrätben mit ihren Bemerkungen an
die betreffenden Bezirks« oder Unterstatthalter,
und von diesen, mit ihrem Bericht und Befinden
begleitet, an die Iustitz- Commißion eingesandt
werden soll.

Nichts destoweniger bleiben dem Rathschrei«
ver dte Schuldenbötte, und die GemeindSammänner
den Debitoren sowohl als den Credttoren verant«
wörtlich, und können für ihre Handlungen vor
Gericht gezogen, und zum Ersatz angehalten wer«
den, für so viel, als der durch ihre Versäumniß,
oder Ntchtbefolgung der gesezlichen Vorschrift ver«
«rsachte Schaden beträgt. !



*0Z

Art. if . Der Rathfchreiber, die Schulden-
bötte, und die Gemeindsammänner sind der Iu-
stitz. Commißion untergeordnet; in Ansehung der
erste» ist bey allfälligen Beschwerden sich gerade
an diese Commission zu wenden, hingegen der
letzter» halber mag es zuerst an die Bezirks-
Statthalter, und von diesen an die Iuststz. Com¬
mission geschehen. Die Zurechtweisung beyder
aber ist der Justitz-Commtßion übertragen, die¬
selbe wir- auch die Ausgleichung der, zwischen
dem Rathschretber und den Schuldenbötten be¬
stehenden Ungleichheiten, so wie die nähere An¬
leitungen zur Ausführung besorgen, und veran¬
stalten, daß diese neue Ordnung des Rechtstriebs
ehest möglich in Ausübung gebracht werde.

Art. i6. Nach diesen Bestimmungen ist der
Rechtstrieb, der Formen und Kosten halber in
Zukunft zu behandeln; übrigens soll es, in An¬
sehung der Auffahls- und Pfändungs-Rechten,
so wie auch der Blumenscheine halber, bey den
einstweilen bestehenden gesetzlichen Verfügungen,
insofern nicht neue gesetzliche Bestimmungen etn-
tretten werden, sein Verbleiben haben.

Zürich, den 17. December,8<>z.
Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreikrr,
8 a » a 1 e r.



Gesetz,
über eine Bevogtigungs -Ordnung für den

Canton Zürich.

Von denjenigen Personen , wel¬
chen Vormünder oder Vögte be¬
stellt werden müssen.

§. i . Unter der unmittelbaren Vorsorge und
Ausgeht des Staats stehen alle diejenigen Per¬
sonen, welche für fich selbst zu sorgen nicht im
Stande sind, insofern ihnen nicht die väterliche
Vorsorge zu statten kommen kann.

§. 2. Diejenigen, welchen der Staat die mit¬
telbare Sorge für seine Psieqebcfohlnen in allen
ihren Angelegenheiten aufträgt, hetssen Vormün¬
der oder Vögte.

§. z. Die Vorsorge der Vormundschaft erstreckt
sich und fällt:

3. auf alle und jede minderjährige und un¬
mündige Waisen, männlichen und weiblichen Ge¬
schlechts, welche das rsste Jahr ihres Alters noch
nicht angetretten, und ihre Eitern oder auch nur
ihren Vater durch den Tod, oder auf andere Weise
verlohren haben.

K. Auf alle diejenigen Personen beyderley Ge¬
schlechts/welche durch allgemein anerkannte schwere



Leibs - unk Gemüthskraukbeit zu Besorgung ihrer

selbst oder ihres Haabs und Guts unfähig sind,

tusoferne sie nicht unter der Aufsicht eines Vater-

oder Ehemanns stehen.

c . Auf alle diejenigen beyderley Geschlechts,
welche ihres Leichtsinns und Liederlichkeit halber

-er vormundschaftltchen Vorsorge bedürfen , oder

gar von dem compelterltchen Richter als Ver¬

schwender anerkennt find.

6 . Auf a »e diejenigen beyderley Geschlechts,

welche feil einem ganzen Jahr Landes abwesend

sind , ohne daß derselben Aufenthalt bekannt seyn

würde : es wäre dann , daß ein solch Abwesender

selbst jemanden zu Besorgung seiner Angelegenhei¬

ten bestimmt , und dazu die gesetzliche Befugniß

gehabt hätte.

§. 4 . Würden unmündige oder minderjährige Kin.

der Mutterhalb , d. t. durch den Verlurst
ihrer Mutter verwaist , so bleibt der Vater ihr

natürlicher Vogt oder Vormund , jedoch , daß es

(nach dem deutlichen Inhalt des Erbrechts rter

Theil §. i . und 9 . ) bey ihren nächsten Verwand¬

ten von väterlicher Seite stehen solle , für das un¬

ter die Verwaltung des Vaters fallende Vermögen

von demselben Sicherheit zu fordern ; weßwe-

gen sie sich bey der ersttnstanzltchen Bormund¬

schaftsbehörde ihrer Gemeind ( siehe Abschnitt 6.

§. n .) zu melden haben, welche thnenj im Fall



mit aller erforderlichen Anleitung und Hülfe an
die Hand gehen wird. — Sollten aber die Ver¬
wandten es versäumen, aus sich selbst für aüfäh-
ltg benöthigte Sicherheit zu sorgen, so liegt es in
der Pflicht jeder crsttnstanziichen Vormundschafts-
Behörde/ wann selbige eine solche Stcherhetts-
Dorsorge, je nach etntretlenden Fällen/ nothwen¬
dig erachten würde/ entweder den Vater zur Si¬
cherung des mütterlichen Vermögens anzuhalten/
oder/ wenn er diese nicht leisten könnte/ das den
Umständen Angemessene zu verfügen.

§. 5. Würden unmündige oder minderjährige
Kinder Vaterhalb d. i. durch den Verlurst
ihres Vaters verwaist/ so liegt es in der Pflicht
der hinterlassenen Mutter und der hinterlassenen
nächsten väterlichen Verwandten/ und wenn die
Mutter auch verstorben wäre/ in den Obliegen¬
heiten der nächsten väterlichen Verwandten/ den
sich ereigneten Todesfall dem Präsidenten der erst-
tnstanzlichen Vormundschafts-Behörde ihrer Ge¬
meinde innert den nächsten8 Tagen anzuzeigen/
damit selbige die erforderliche Einleitung zu den
vormundschaftlichenAnstalten unverweilt treffen
könne. — Sollten aber die hinterlassenen Verwand¬
ten des Verstorbenen diese Anzeige unterlassen/ wo¬
für siej doch in solchem Fall verantwortlich zu
machen sind/ so hat jedes Mitglied der vormund-
schaftltchen Behörde die Verbindlichkeit auf sich,
von einem solchen ihm bekannt werdenden Todesfall



dem Präsidenten derselben Anzeige zu mache»/ auf
welches hin die gedachte Behörde die erforderlichen
Anstalten eben so treffen wird/ als wenn der To¬
desfall durch die Verwandschaft wäre angezeigt
worden. Im Fall ein Hinterlaß in einer Ge-
meinde stirbt/ und dieser Fall in die Cathegorte
dieses§. fällt/ — liegt es dem Gemeindrath
derselben ob/ dessen Vermögen zu untersuchen,
und das Inventarium als Resultat der Unter»
suchung dem Gemeindrath derjenigen Gemeinde,
in welcher er Gemeindsbürger war/ unverwetlt
zu übersende«/ welch letzterer die Curatel dieses
Vermögens über fich zu nehmen und zu besor¬
gen bat. Stürbe aber in diesem Fall die Ehe¬
frau und würden die Kinder Mutterhalb verwaist,
so hat die waisenamlliche erstinstanzliche Behörde
derjenigen Gemeinde, wo der Todesfall fich ereig¬
net, solchen jener des HetmathsorlS des hinter¬
lassenen Ehemanns und Kinder zu angemessener
Verfügung etnzubertchten; eben so hat fich die wai-
senamtliche Behörde derjenigen Gemeinde, wo der
Htntersäß wohnhaft ist, zu benehmen, wann, sei¬
ner, oder der Seintgen halber, irgend ein ande¬
rer der vorerwähnten Fälle eintretten würde, wel¬
cher die Bevogtigung nach sich zieht.

§. 6. Wenn es um Bevogtigung einer Person
zu thun ist, welche, nach dem§. ;. Uee. b. we¬
gen schwerer körperlichen oder Gemüths«
krankheit für sich selbst zu sorgen unfähig ist,



so liegt es ebenfalls in der Pflicht derjenigen ihrer

nächsten Aavcrwandren , weicherm Fall der Dürftig¬
keit die gesetzliche UinerhaltungspsiiMk einer solchen

Person auf sich hätten , bey der vormundschaftlt-
che» Behörde ihrer Gemeinde sich hiefär zu mel¬
den , welche jeden vorkommenden zweifelhaften I

Fall mit Zuziehung eines sachkundigen Arges ge¬
nau untersuchen wird , ob der körperliche oder

Gemükhsjlisiand der betreffenden Person würklich

so beschaffen sey , daß derselben B vogliqunq eui-
tretten muffe. — Würbe dann dieses sich wirklich

ergeben , so hat die crstinstanzltche Behörde ihren
Bericht und Banden der verordneten warftnamt-
ltchen Stelle ( viä . Abschnitt 6 . Z. rg . ) ihrer

Bezirksabtbetlung , nebst dem Antrag zur Bcvog-

tiqunq einzusenden , und derselben Genehmigung
oder anderweitige Verfügung darüber einzuholen.

§. 7- In Fällen , worin eine ringsinnige , lie¬

derliche Person ( §. ?. Ure. c. ) bcvvgttqt oder

wohl gar als Verschwender öffentlich erklärt
werden solle , wird die vvrmundschaftltche Ge-

nmndsbehörde , auf Tlusnchen der nächsten Anver¬

wandten , oder auf pstlchrmäßige Weisung des Still¬

standes , oder wenn , im ermangelndem Fall ir¬

gend einer Anzeige , selbige sonst bey ihrer Pflicht
es nöthig erachten sollte , eine solche Person vor

sich bescheiden, sie verhören , durch nachdrückliche

Vorstellungen mit vereinter Zusammenwürkung
des Stillstands dem Uebel Einhalt zu thun suche» ,



> und wenn dann, anstatt Besserung, dieselbe in
ihrer Liederlichkeit und Ringstnn verharrte/ den
Fall der waisenaintlichen Behörde/ nebst ausführlt-
chem Bericht und Antrag zu Bevogltgung und
öffentlicher Verrufung/ überweisen/ welche dann,

! im Genehmigungsfall des gemachten Antrags/ die
Bevoqtigung erkennt/ den Fall der Prodtgalitäts-
Erklärung aber an das Bezirksgericht einbertchlet,
und desselben richterlichem Spruch(mit Vorbe¬
halt der Appellation an das Obergertcht für den
klagenden und beklagten Theil) die angesuchte
öffentliche Verruffung überläßt.

§. 8. Wenn Abwesende(§. Litt. 6.) für
ihr zurükgelassenes Vermögen/ und was ihnen
bey Ecbfällen oder sonst an Vermögen zufalle«
würde/ zu dessen und ihrer sonstigen Angelegen¬
heiten Besorgung selbst jemanden bestellt hätten,
oder/ daß in Ermanglung dieser Vorsorge/ ein
Vormund oder Vogt für fiez« verordnen erfor¬
derlich wäre, so ist es in jedem Fall Pflicht-er
nächsten Verwandten, der vormundschaftlichen
Gemeindsbehörde davon Anzeige zu machen, da¬
mit im Fall der Abwesende jemanden selbst be¬
stellt hätte, die Erklärung der Verwandten an
das Protokoll genohmen, wenn der Abwesende
aber Niemanden bestellt hätte, demselben ein Vor¬
mund von der vormundschaftlichen Gemetndsbe-
hörde geordnet werden könne. In Ansehung-er



Mittlen selbst bleibt es bey der Ao. 1775 ge-
machten Erläuterung des Erbrechtes.

§. 9. Es wird gestattet, daß, wenn in selt¬
neren Fällen die nächsten Anverwandten einer ver-
waisten Familie, die Vormundschaft derselben
ohne waiftnamtliche Aufsicht, zu übernehmen be-
gehren würden, sie sich dteßfalls allervorderst bey
dem betreffenden Gemeindrath melden und ihm
den erbetenen Vogt anzeigen mögen. Der Ge«
meindrath hat sodann die Pflicht, den eintrettenden
Fall an das Waisenamt des Bezirks einzuberich.
ten, und demselben den von der Verwandschaft
erbettenen Bogt vorzuschlagen. Dem Waisen»
Amt siehet es alsdann zu, zu untersuchen, in
wiefern die, die Vormundschaft übernehmen wol¬
lenden Verwandten, und der von denselben vorge¬
schlagene Vogt, sein Zutrauen, sowohl in Rück¬
sicht ihrer Fähigkeit, als ihrer Rechtscbaffcnheit
und ihres Vermögens, verdienen. Wenn keine
gegründete Einwendungen gegen diese Eigenschaf¬
ten statt haben, so bestätiget das Waisenamt den
zur Uebernahm der Vormundschaft von den Ver¬
wandten selbst erbettenen Vogt, und macht es
ihm dann zur Pflicht, einerseits nach Anleitung
des Testaments, wenn ein solches vorhanden ist,
ein genaues Inventarium zu Handen der Ver¬
wandten aufzunehmen, welches in Handen der¬
selben aufbehalten werden soll, und anderseits
jährliche Rechnung von seiner Verwaltung den



Verwandten abzulegen. Don dem Augenblik an,
da diese Verwandten die Vormundschaft überneh¬
men, liegt ihnen die Garantie ev, und sind sie
für allen und jeden Schaden, welcher der ver¬
waisten Familie aus ihrer oder des Vogts Nach¬
lässigkeit und Versäumniß zuwachsen würde, in
dem Maaffe verantwortlich, daß sie mit ihrem
Haab und Gut einer für alle und alle für eine»
gut zu stehen haben.

Unter den vorbemeldten Bestimmungen mag
auch einer Wittwe mit vaterhalb verwaisten Kin¬
dern die Besorgung ihres väterlichen Vermögens
unter Aufsicht eines Curators bewilliget werden.

L. Don der Anordnung und Pflich¬
ten der vorm undschaftlichen
Behörden.

§. io. Die Vorsorge für unmündige oder
minderjährige Waisen und alle diejenigen Perso¬
nen, welche, laut vorhergehenden Abschnitts, in
dem Fall der Vormundschaft sich befinden, wird
in allen Gemeinden unsers Kantons, theils den
verordneten Gemeindsrathen , theils einem,
in jeder, ihrem besondern Bezirks- oder Unter¬
statthalter angewiesenen Abtheilung der fünf Be¬
zirke, verordneten waisenamt aufgetragen;
welche Waisenämter aber unter der Oberaufsicht
des kleinen Raths, oder seiner verordneten Com-



Mission des Innern siehe«: , und an welche die
Watsenamtliche Stelle in schwierigen Fällen sich
zu wenden Hat.

2. GemeLndrathe.
§. n . Der Gemeindrath jeder Ge¬

meinde ist in allen vormundschaflllchen Fallen j
die erstinftanZljche Behörde , von welcher die
folgenden Verfügungen ausgehen.

§. rr . In jedem die Vormundschaft nach
sich ziehenden Fall ist dem Gemeindrath derjenigen
Gemeinde, zu welcher die zu bevormundschaftende
Person als Bürger oder Bürgerin gehört, nach
Vorschrift der vorhergehenden §. 4 , 6 , 7
und 8 , davon Anzeige zu machen.

§. r ; . In jedem, die Vormundschaft nach
sich ziehenden, oder durch das Waisenamt dazu
bestimmten Fall , hat der Gemeindsrath , auf er¬
haltene amtliche Anzeige, ohne Unterschied der
Personen oder Fällen , die Beschreibung der Der-
laffenschaft, oder des Vermögens an Liegendem
und Fahrendem , Schulden und Wiederschulden,
zu verordnen. Diese sollen in allen Fällen in
Beyseyn eines Mitglieds des Gemeindraths na¬
hes Gemeindrathschretbers, genau und vollständig
aufgenommen, und ein ordentliches Inventarium
gestellt werden. Sobald die Beschreibung oder
Inventarium vollführt ist, soll solches dem Ge¬
meindrath vorgelegt, und je uach eintretendem



Fall in Beyseyn- er allenfalls noch lebenden Wittwe
i und hinterlassenen nächsten väterlichen Verwand»

ten, verlesen und dieselben vernobmen werden,
ob sie solche richtig befinden, oder was daran
zu berichtigen seyn möchte? Arn dieses hin er»
namset der Gemeindrath den Vormund oder

j Vogt , wobey in jedem Fall auf rechtschaffene,
verständige, des Zutrauens sowohl des Gemeind»
raths als der Bcvogteten würdige Männer, und,
nach Maaßgabe der Person und Natur des Guts,
vorzüglich auf solche, unter den väterlichen Ver¬
wandten, wenn es aber unter diesen hieran man¬
geln sollte, ohne alle weitere Rücksicht auf die
tauglichsten und besten in der Gemeind das Augen»

l merk zu richten ist.
Die Ernamsung des geordneten DogtS oder

Vormunds wird sogleich den anwesende» Ver¬
wandten angezeigt, und von ihnen vernohmen,
ob sie gegen die Person einige begründete Einspra¬
che zu machen haben? In diesem Fall soll der
Gemeindrath die gemachten Einwendungen uopar-
theyisch und pstichtmäßig prüfen, und das Ange¬
messene nach den Umständen verfügen. — Wenn
indessen der Gemeindrath seiner Ernennung, die
Verwandten aber ihrer Einwendungen beharre»
würden, so ist den letzteren überlassen, Innert
den nächsten acht Tagen ihre dießfälltge Beschwerde
vor der Waiftnamtlichen Behörde einzuklagen,

. Welche ohne Anstand das erforderliche verfügen solle.



Die Ernennung eines Vogts oder Vormunds
solle Indessen in jedem Fall der watsenamtlichen
Behörde durch die Gemeindräthe einbertchtet,
und ihrer Bestätigung unterworfen werden, bey
welcher Gelegenheit von der, auf Veranstaltung
des Gemeindraths gezogenen Inventur, dem
Waisenamte in jedem Fall ein Doppel zur Ein¬
sicht mitgetheilt werden soll.

tz. Der Gemeindrath laßt dem ernennten
Vogt oder Vormund ein Verzetchniß von allem,
was seiner Besorgung übergeben wird, in einer
vollständigen und getreuen der Vermö¬
gensbeschreibung seines Pupillen durch den Ge-
meindsschreiber zustellen, und sich von dem Vogt
oder Vormund um seine Verwaltung, je nach
Beschaffenheit und Grösse des Vermögens, all¬
jährlich, oder wenigstens alle zwey Jahre, auf be¬
stimmte Zeit Rechnung ablegen, und solle darin»
ketnerley Verzögerung oder Nachläßigkeit geduldet
werden.

§. if . Den Vögten oder Vormünderen wtrd
überlaffen, ihre Vogt- oder Haushaltungs-Rech¬
nungen selbst zu stellen, wofern sie dazu die hin¬
längliche Geschtckltchkett besitzen; würden sie aber
dieses selbst zu leisten, oder die Rechnung durch
jemand der nächsten Ihrigen, oder einen vertrau¬
ten Freund stellen zu lassen nicht im Stande seyn,
so sollen sie ihre Rechnungen durch denGemetnds-
schretber stellen lassen. Jede
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Jede Rechnung solle gedoppelt geschrieben wer¬
den, worvon die eine in der Hand des Gemetnd-
raths verbleiben, die andere aber dem Vogt zu¬
kommen solle.

§. is . Ehe eine Rechnung vor dem Gemein--
ratb abgenommen wird, soll selbige acht Tage
vorher dem Präsidenten des Gemeindraths eingehän¬
digt werden, während welcher Zeit es denjenigen,
welche die Rechnung abzunehmen haben, so wie
den Bevogteten und ihren nächsten Verwandten
unbenommen ist, die Rechnung selbst einzusehen.
Ist selbige von dem Vogt selbst gestellt, so soll
sie von dem Präsidenten und noch,einem Mitgliede
des Gemeindraths durchgegangen und geprüft wer¬
den. In beyden Fällen, wo Unrichtigkeiten oder
Undeutlichketten bemerkt würden, sind selbige dem
Rechnungsstetler zu richtigerer Ausfertigung zurück
zuweisen, und nachher dem Präsidenten wiederum
zuzustellen.

§. 17. Jede Rechnung soll in Gegenwart deS
je nach eintrettendcm Fall, schon vorher benamseten
nächsten Anverwandten verlesen, und ersttnstanzlich
abqenohmen, ehe aber darüber von dem Gemeind-
rath geurtheiit wird, — der Bericht der Verwand¬
ten über den Vormund oder Vogt, dessen-Ver¬
waltung und die ihm zur Besorgung anvertrauten
Personen angehört werben. Eben so ist der Vor¬
mund in seinem Bericht über den moralischen
und ökonomischen Zustand seiner Psiegekefvhlenen,

P



und endlich sind diese Letzteren selbst, insofern es
ihnen Alters und Leibsyalber möglich ist, in ihren
allfähligen Wünschen und Anliegen zu vernehmen.
Wobey es sich von selbst versteht, daß die Ab.
nähme der Rechnungen, die Berichtsabstattnng,
und das Ablegen von Zeugnissen in Abstand der
interessierten Parthey geschieht.

§. i8. In Gegenwart des Vogts und der Ver¬
wandten solle der Gemeindrath des fernern be¬
rathen, und nachher in derselben Abstand abschlies-
sen, was zum Glück und Wohlstand der Pflege¬
befohlenen, und zur Aeufnung ihres Vermögens
erforderlich und zweckmäßig erachtet wird; beson¬
ders aber bey Berathung über jede Veränderung
des Güterbestandes, Capitalanleihungen oder Geld-
entlehnungen, Vauangelegenheitenu. s. w>, und
was sonst je dergleichen vorfallen möchte, solle
derselbe mit gewissenhafter Vorsicht zu Werke gehen,
vorzüglich aber auch auf die sittliche Erziehung
und Unterricht der, seiner Sorge anvertrauten
Waisen feine getreue Aufsicht verwenden. In jedem
wichtigen oder thme zu schwer vorkommenden Fall
aber soll sich der Gemeindrath an die waisenamt-
ltche Behörde wenden, derselben den Fall in einem
bestimmten Bericht vorlegen, und ihren Entscheid
oder Verfügung gewärtigen.

§. ry. Alle zu Rechtsstreitigkeiten sich eignende
Gegenstände, wenn selbige nicht durch den Ge«
metndrath, oder die waisenamtltche Behörde, noch



durch den betreffenden Friedensrichter gütlich aus.
gemittelt werden können, sollen nach der Natur
des streitigen Gegenstandes, entweder an das com-
petierliche Zunft-oderBezirksgerichtzum rechtlichen
Entscheid gebracht werden.

§. 20. In Fallen offenbarer bctruglicher Treu»
Verletzung der Vormünder oder Vögte, solle nie»
mahlen gütliche Ausmittlungstattfinden; sondern
wenn dergleichen fich ereigneten, hat der Gemeind-
rath, nach sorgfältiger Vor-Untersuchung, der
waisenamtlichen Behörde davon pflichtmäßtge An¬
zeige zu machen, von wo aus die Klage dem be-
treffenden Bezirksgericht zu der dem Fall ange¬
messenen weiter» Verfügung überwiesen wird.

§. Li. Den Beschluß über die Abnahme jeder
Rechnung, und was darbey des wettern verfügt
wird, hat der Gemeindschretber genau und aus¬
führlich in den Abfcheid der beyden Rechnungen,
und in das Waisenvrotokoll einzutragen. Es wird
deßwegen jedem Gemeindschreiber zur Pflicht ge¬
macht, ein besonderes Waisenprotokoll zu führen,
in welches die Namen und das Alter der unter
Vormundschaft stehenden Personen, der verordne¬
ten Vormünder oder Vögte, derselben Abände¬
rung, die Abnahme der Rechnungen mit dem
summarischen Resultat ihres Bestandes, dem Voc¬
oder Hinterschlag, und die darüber ausgefällten
Beschlüsse, die Entlassung der Vormundschaft, und
«in vollständiges Verzeichruß aller von jeder Vor-



niundschaft her in den Schirmkasten aufgenom¬
menen Schuld-Kauf-und anderer Instrumenten
oder Baarschaft, aufgenommen und enthalten seyn
solle.

tz. »r . In jeder Gemeinde, und zwar an dem
Hauptort, wo der Gemeindrakh seine Versamm-
lungen haltet, solle für Bogt- und Waisengut
ein Gchirmkaften angeordnet, und an sichere,
wo möglich feuerfeste Stellen aufgestellt, und der¬
selbe wenigstens mit drey Schlüsseln verwahrt
werden, worvon der einte in Handen des Ge-
metndrathsprasidenten, der zweyte in Handen des
Gemeindammanns, und der dritte in Handen ei¬
nes Mitglieds des Gemeindraths liegen solle.

In den Schirmkasten sollen aufbewahrt werden:
1. Alle Gült- und Schuld-Instrumente, In¬

ventarien, Rechnungen und andere wichtige
Urkunden der Waisen oder anderer Bevor«
mundschafteten, — und diese Instrumente
sollen alljährlich wegen oft darin» vorgehen¬
den Abänderungen, in Entgegenhaltung deS
Waisen-Protokolls und der letzten Rechnun¬
gen, entweder durch den ganzen Gemeindrath,
oder wenigstens durch eine von ihm aus seinem
Mittel zu ernennende Commißton genau revi¬
diert werden.

2. Die Vermögens-Antheile abwesender unter
Vormundschaft gesetzter Personen; und falls



dergleichen Antheile den rechtmäßigen Erben
-es Abwesenden, nach Jnnhalt des Gesetzes,
aushtngegeben werden müssen, so sind hin«
wieder die von den Erben psttchtmäßig aus'
zustellenden Bürgschafts-Scheine eben dahin
sorgfältig zu verwahren.

§. rg. Jede Person, welche mit jedesmahlt-
! gem Vorwissen und Genehmigung der watsenamt«

lichen Behörde von dem Gemeindralh der Vor»
mundschaft entlassen, und welcher, nach Anerkennt-
niß der letzten und vorgehenden Rechnungen, ihr
Vermögen zu Handen gestellt wird, solle gehalten
seyn, den wirklichen Empfang desselben eigenhän¬
dig, oder so fie dessen nicht fähig wäre, durch
einen von ihr bevollmächtigten Verwandten in dem
Waisen-Protokoll, und auf dem ihr in solchem
angewiesenen Hof zu bescheinigen. — In denjeni¬
gen Fällen aber, wo ( nach§. 9.) die Vorsorge
sar die Waisen von den Anverwandten übernom¬
men worden ist, sollen diese letzteren, wenn fie
bey erlangter Volljährigkeit der Mündlinge die
Entlassung der Vormundschaft von dem Waisen-
amt anbegehren, — ehe und bevor sie entlasse»
werden können, sich gegen das Waisenamt erklären,
ob und in wie weit ste mit der Verwaltung des
Vogts zufrieden seyen, oder nicht. Bejahenden
Falls mag sodann dem Mündling sein Vermögen
nacĥ beschriebener Form extrahiert werden.



K. waisenamt.
§ 14. Damit die Pflegebefohlenen desto sicherer

seyn mögen, daß auf ihre Angelegenheiten und
vormundschaftliche Vorsorge alle Aufmerksamkeit
verwendet werde/ — so solle in jeder/ einem be¬
sondern Bezirks- oder Unterstatthalter untergeord¬
neten Beztrks-Adtheilung eine watsenamtliche Be¬
hörde unter der Benennung„ Maisenamt"
angeordnet werden/und dieses bestehen: aus dem
betreffenden Bezirks- oder Unterftatthal-
ter , und zweyen aus der Bezirks -Abthei¬
lung gewählten allgemein bekannten, recht¬
schaffenen sachkundigen und im Rechnungs¬
wesen wohlgeübren Männern / welche aus
alle« Classen der Bürger/ fie seyen Mitglieder des
grossen Raths/ oder öffentliche Beamtete jeder
Art / oder auch blosse Privatmänner/ je nach vor¬
züglicher Tauglichkeit durch freye Wahl vorge¬
schlagen, und gewählt werden können.

Als Canzley werden jedem dieser Waisen-
ämter diejenigen beygeordnet/ welche
in jedem betreffenden Bezirke aufgestellt sind,
und endlich wird der Weibel des betreffenden
Statthalters als Weibel bey dem Waisenamte ge¬
kraucht.

§. 25. Der Bezirks- oder Unterstatthalter ist
jederweilen von Amtswegen dem Waisenamte bey-
Scordnet, und desselben Präsident. Die Wahl
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der beyden übrigen Mitglieder geschieht, nach den
obigen Bestimmungen, (§. 24.) von dem Kleinen
Rathe.

§. 26. Das Waisenamt versammelt fich, so
oft es der Zusammenfluß der Geschäfte erheischt,
an verschiedenen, von dem Statthalter zu bestim-
menden und den Partheyen den Weg soviel mög¬
lich abkürzenden schicklichen Orten in dem betref¬
fenden Bezirk.

§. 27. Es beschäftiget fich mit Revision und
Untersuchung der von den Gemeindräthen in erster
Instanz abgenommenen Haushairungs- und Vogt-
Rechnungen: Wann diese zu bestimmten Zeiten
von dem Gemeindrath abgenommen, und dem
betreffenden Statthalter eingesandt sind, trittet das
Waisenamt auf die Einladung des Präsidenten zu¬
sammen, und untersucht jede Rechnung mit ihren
Belegen und Beylagen; wobey niemand weiterS
vorzubcschetden ist, es wäre dann, daß das Wai¬
senamt einigen Anstand fände, oder Unrichtigkei¬
ten bemerkte, in welchem Fall es den Präsidenten
des betreffenden Gemeindraths, nebst dem betref¬
fenden Vogt und den Verwandten des Bevogtelen
vor sich bescheiden läßt, um über die zu machen¬
den Bemerkungen den benöthigten Aufschluß zu
geben; oder daß der Vogt oder die Verwandten
des Bevogteten über den Beschluß des Gemein--
raths,die Rechnung betreffend, Beschwerden vor¬
zubringen hätten.
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§. 28. Es beschäftigt sich ferner mit allen den.
jenigen Gegenständen, weiche von der erstinstanz-
lichen Behörde des Gemctndraths ihme( laut vor«
hergehender Artikel) zu höherer Verfügung über¬
wiesen werden sollen.

§. 29. Jede richtig befundene Rechnung wird
von dem Waiftnamt ratificiert, und als solche
von der betreffenden Notariats- Canzley unter«
schrieben. Dieser liegt zugleich ob, ehe die wai«
senamtliche Behörde die in ihren Kanzleykrais ge¬
hörigen Rechnungen ratificiert, eine gehörige Cen¬
sur darüber vorzunehmen, und über das summa¬
rische Resultat, die Ratifikation, und die von dein
Waiftnamt gefaßten Beschlüsse, ein genaues und
ordentliches Pro.okoll zu führen.

Z. zo. So wie jedes Waiftnamt dcr Com¬
mission des Innern zu Handen des Kleinen Raths
alljährlich im Lauf des Monats Jenner von drr
Vollführunq seiner Geschäfte einen rimsrändlicheil,
amtlichen Bericht eingeben solle; eben so werden !
selbige diesem Bericht die pfitchkmäßige Anzeige
beyfügen, ob und wie? — die ihrer Aufsicht»n- !
terstehende» Gemeindräthe die Besorgung der vor« !
mundschaftlichen Angelegenheiten sich haben ange.
legen seyn lassen, und bey eigener Verantwort- !
ltchkeit nichts verschweigen, wann hie oder da !
ein Gemeindrath, gegen alle freundschaftlichê
Zurechtweisung, Versäumniß, Nachläßigkeit oder !



Partheylichkeit in seiner Pflichterstattung sich
würde zu Schulden kommen lassen.

§. ; i . In allen wichtigen und ihme zu schwer
vorkommenden Fallen ist jedem Watsenaml über¬
lassen, sich an die Commißton-es Innern zu
wenden, welche mit erforderlichem Rath ihme
entweder selbst an Hand gehen, oder den in -er
Frage liegenden Gegenstand dem Kleinen Rath
zur Verfügung überweisen wird.

e . Von den Pflichten der Vormün - er
und Vögte.

§. zr. Kein Bürger -es hiesigen Cantons,
der nicht schon eine Vormünder- oder Vogtstelle
auf sich bat, kann sich einer ihm aufgetragenen
Vormundschaft ohne besondere erhebliche Ursache
entziehen, sondern ist verpflichtet, solche für we¬
nigstens vier Jahre, wenn es der Fall -es Be-
vogteten so lange erheischt, auf sich zu nehmen.

§ Jeder bestellte Vormund oder Vogt
soll sich bey Antritt seines Amtes ein vollständi¬
ges Inventarium oder Uebergaöe-es ihm zur
Besorgung anvertrauten zustellen lassen. S . §. 14.

§. ;4. Es ist seine Pflicht, dafür zu sorgen,
daß die (lt. §. rr .) zur Verwahrung in den
Schirmkaste» gehörigen Titul und Schriften un-
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verweilt dahin gebracht, und vom Gemeindrath
gegen einen dem Vormund auszustellenden speci-
ficterten Empfangschein übernohmen werden.

§. Er solle die abzulegende Rechnung
wenigstens 14 Tage vor der zur Abnahme be¬
stimmten Zeit in Bereitschaft halten, es seye,
Laß er solche selbst stelle, oder durch jemand der
nächsten Seinigcn oder einen vertrauten Freund,
oder durch den Gcmeindschreiber verfertigen lasse;
und solche, nebst den Beylagen und Belegen,
als Kauffcheinen, Conti, Quittungen, oder an¬
deren Bescheintgungs-Tituln dem Gemeindralhs-
Prästdenten einhändigen.

§. ;6. Zu dem Vermögen seiner Vogtkinder
solle der Vormund oder Vogt, wie zu seinem Ei¬
genthum, die möglichste Sorge tragen, die ein-
gehenden Zinse gefliffen einziehen, die Häuser und
liegenden Gründe in gutem baulichem Zustand
erhalten, vor allem Abgang vergaumen, und we¬
der Käufe noch Täusche, Verleihung oder Ver-
äufferung jeder Art, ohne Vorwiffen und Bewil¬
ligung des Gemeindraths, und wann dieser den
Fall zu wichtig finden sollte- der waisenamllichen
Behörde, aus eigener Gewalt sich erlauben. —>
Eben so soll er, wann es um Capital-Anleihun-
gen, oder Geldaufbrüche, um wichtigere Bauart-
gelegenhetlen, Nechtshändel, Vergliche, u. dergs.
zu thun ist, nichts aus eigener Gewalt verfügen,
sondern in jedem solchen Falle vorerst den Rath



und die Bewilligung des Gemelndraths einholen,
welcher/ nach Maaßgabe des vorliegenden Falls,
entweder selbst das angemessen Findende verfügen,
oder die Sache an das Watsenamt hinweisen wird.
So wie die Vormünder oder Vögte und dersel«
ben Erben, für jeden durch ihre Schuld oder Ver¬
wahrlosung auf die Bevogteten fallenden Schaden
verantwortlich sind, und haften, —eben so wür.
den dieselbe» besonders für denjenigen Schaden ver¬
antwortlich seyn, den sie sich durch Handlungen
zugezogen haben, welche sie sich den Vorschriften
dieses Artikels zuwider, und ohne waisenamtliche
Bewilligung aus eigener Gewalt erlaubt haben,
zumahlen nicht nur das Verhandelte ungültig,
sondern der Vogt oder Vormund schuldig seyn
würde, den daraus erwachsenen Schaden zu ver¬
güten.

§. ?7. Für alles dasjenige, was man einem
Vogt oder Vormund anvertrauen muß, haben
weder die waisenamtlichen Behörden, noch die
Verwandten des Bevogteten nichts zu verantwor¬
ten, sondern wo es einem Vogt oder Vormund
zum Aussaht kommen würde, und mehr oder we-
nigcr Voqtgut an ihm zu fordern wäre, behelfen
sich die Bevogteten der Satzung des Stadt- und
Landrechts( Cap. X. Paragr. 57.) Kraft welcher
das Vogtgut allen unversicherten Schulden, Ge-
neralobltgationen, und auch dem Wetbergut vor¬
geht. Würde aber ein Bogt oder Vormund offen-
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bar betrüblicher Handlungen gegen seine Vogtkin-
der sich schuldig machen, so ist dasjenige gegen
denselben vorzukehren, was im§. 20 bestimmt ist.

§ ?8. Jeder Vormund oder Vogt endlich ist
schuldig, für die seiner Aufsicht anvertrauten Wai>
sen mitVatertreu zu sorge», daß selbige zu einem
sittlichen Lebenswandel liebreich geleitet, wohl be¬
schulet, und zu einem ihrem Stand, Vermögen und
Fähigkeiten angemessenen Beruf erzogen werden.

§. ; y. Sobald einem Vormund oder Vogt,
der aufhört, Vogt oder Vormund zu seyn, oder
den nächsten Erben eines verstorbenen Vormunds
oder Vogts die letzte oder Schlußrechnung adge-
rrohmen worden, ist von dem GemeinSrakh wegen
fernerer Verwaltung des Waisen- oder Vogt-Guts
ungesäumte Vorsehung zu treffen.

§. 40. Wann der Vormund oder Vogt oder
dessen Erben seine letzte Rechnung abgelegt hat,
es seye, daß derselbe seine Stelle ablege, oder
der Fall etntrctte, daß sein Pflegebefohlener der
Vormundschaft gesetzlich entlassen würde, — so hat
man sich nach Vorschrift des2; ten§. zu benehmen.

v . Don der Entlassung der  Vor¬
mundschaft.

§. 41. Eine wegen Minderjährigkeit angeord¬
nete Vormundschaft hört auf:



L. Wann der Pflegebefohlene, männlichen oder
weiblichen Geschlechts, das rsfte Jahr sei¬
nes Alters wirklich anaetretten hat, und bey
selbigem keiner der in §. litt. d. c. 6. be¬
stimmten, die Vormundschaft nach sich zie¬
henden Falle eintrtttet.

b. Wann eine ledige Mannsperson aus beson¬
deren Gründen, und in besonderer Lage
früher, als vor angctrettencm rasten, Alters-
Jahr , die Entlassung von der Vormundschaft
wünscht, so hat sie sich dteßsalls bey ihrem
Gemetndrath zu melden, und dieser das Pe-
titnm, nach vorgegangener Prüfung, dem
Waisenamte zu überweisen, welches dasselbe,
mit seinem Bericht und Befinden begleitet,
der Commission des Innern zum Entscheid
übergeben wird. Falls die Mannsperson,
welche die Entlassung von der Vormundschaft
verlangt, das zwanzigste Allersjahr noch
nicht zurückgelegt, — hat sie sich ebenfalls
an ihren Gemetndsrath zu wenden, dieser
das Begehren, nach vorgegangener Prüfung
dem Waisenamt, und letzteres dasselbe, mit
seinem Bericht und Befinden begleitet, der
Commtßton des Innern zu überweisen, und
ihr die, diese Beschleunigung der Entlassung
nöthig machenden, wichtigen Gründe vorzu¬
stellen, worauf der Kleine Rath, nach an¬
gehörtem Bericht und Gutachten der Com-
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mißion des Inner», über das EntlassungS-
begehren des Mündels entscheiden wird.

e. Durch gesetzmäßige Verheurathung vor dem
rssten Altersjahr.

§. 42. Diejenigen Personen, welche wegen
schwerer Leibs- und Gemüthskrankhett (vi6. §.
litt. b.) unter obrigkeitliche Vormundschaft fal¬
le»/ find derselben durch das Waisenamt( nach
vorher beym Gemeindrath eingeholtem Bericht)
zu entlassen/ wann fie jum völlig freyen Gebrauch
ihres Verstandes oder Körpers so weit gelangt
find/ daß die Besorgung ihrer eigenen Angele¬
genheiten ihnen unbedenklich überlassen werden
kann.

§. 4;. Die Bevogtigung über eine»/ wegen
Ringfinn und Liederlichkeit unter Vormundschaft
gekommene»/ oder gar als Verschwender öffent¬
lich Erklärte» (v . tz. lirr. c ) wird aufgeho¬
ben/ so bald derselbe überzeugende Proben seiner
erfolgten Besserung giebt. Zu Begründung einer
solchen Entlassung ist indessen nur eine anhaltende/
wenigstens durch zwey Jahre erprobte Besserung
als hinreichender Beweis zuzulassen.

In Fällen dieser Art liegt es in der Pflicht deS
Gemeindraths/ die begehrte Entlassung der Be¬
vogtigung eines gebesserten Verschwenders dem
Watjenamt einzuberichten/ welches den Fall
des genauesten prüfen, und in Ueberzeugung, daß



der Fall der Entlassung eintreffe/ ihn dann dem
betreffenden Bezirksgericht als derjenigen Stelle zu
endlicher Verfügung zu überweisen hat/ welcher die
Prodigalttäls-Erklärung ( lt. §. 7. ) gesetzlich
zukommt.

§. 44. Die Vormundschaft über das Vermögen
eines Landesabwesenden(v. §. lire. 6.) hört nur
dann auf/ wann derselbe in sei» Vaterland und
in seine ursprüngliche Heymath zurückkommt/ und
keine gesetzliche Gründe zu Fortsetzung der Vor¬
mundschaft eintreten/ oder wann ein solcher Ab¬
wesender einen von dem Waisenamt tüchtig be¬
fundenen Verwalter selbst über seln Vermögen
bestellt.

§. 4s. Durch den natürlichen Tod jedes Psteg-
befohlenen wird die Vormundschaft aufgehoben.

§. 46. Es solle also kein Vogt oder Vormund/
bey Verantwortlichkeit und unausbleiblicher Ver¬
gütung alles daraus erwachsenden Schadens/ be¬
fugt seyn/ seinen Vogtktndcrn und Pstegebefvhlnen
einen kleinern oder grösser» Theil ihres Vermögens
zu eigner Verwaltung aushtnzugeven/ es sey
dann von den betreffenden waisenamtlichen Be¬
hörden nach obigen Bestimmungen wirklich erkennt
und zugelassen.

§. 47. Was nach erkannter Vormundschafts¬
Entlassung und Aushingebung des Vermögens zu
beobachten seye, ist im §. r ; . bereits bestimmt.
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L. Von der Besoldung der Vögte,
Dormünde u. s. w.

§. 48. Jedem Vormund oder Vogt gebührt,
je nach Maaßgabe seiner mehr oder minder weil»
läuftigen und beschwerlichen Verwaltung, eine
bescheidene Belohnung, welche der Gemetndralh
jedesmahl bey Ablegung der Rechnung bestimmen
wird, und zwar auf das Fundament von2 Fran¬
ken von ivoo Franken, oder2 Batzen von
aoo Franken Capital-Bestand, ttebrigens ist es
zu wünschen, daß, wo geringes Vermögen und
ketn Vorschlag vorhanden, die Vögte oder Vor¬
munde solches unentgcldlich besorgen möchten.

§. 4y. In jedem Fall aber, wo ein Vogt
oder Vormund in Angelegenheiten seines Pflege-
kefohlnen nothwendige Reisen machen, oder andere
Geschäfte für denselben besorgen müßte, — gebührt
Ihm der Ersatz seiner Reisekosten oder anderer für
seine Pflegebefohlene» haar gehabten Auslagen,
worbey jedoch die nothwendige Sparsamkeit zu
beobachten, und solche speeificiert in die Ausgabe
seiner Rechnung aufzunehmen hat.

§. 50. Der Gemeindrath mag für Abnahme
jeder ein- oder mehrjährigen Rechnung begüterter
Waisen oder Bevogteteni Franken von rooo Frk.
Capttalwmh als Sttzgeld beziehen.

§.



H. si . Das Waisenamt bezieht für jede seiner
Ratifikation unterlegte, ein- oder mehrjährige
Rechnung die Hälfte des, von dem Gemeindrath
bezogenen Sitzgelds.

§. sr . Dem Gemeindfchreibersoll für die
Abnahme jeder ein- oder mehrjährigen Rechnung,
Verfertigung des Adschetds, dessen Einprotokollie-
rung, und den dem Vogt zuzufiellenden Aöscheids»
Auszug, bis auf den Capitalwerth von sooo
Franken, r Franken; und bey einem Capitalwerth
über so2o Franken, r Franken, und dem Ge-
meindweibel für das Citieren der zu jeder Rech»
nungsabnahme gehörigen Personen und übrige
Mühewalt bey der Rechnungsabnahme, 4 Batzen
geordnet seyn. Eben so viel als dem Gemeind»
schreibet gebührt dem betreffenden Canzley-Nota»
riat für die Ratifikation der Rechnung und dar-
bey erforderliche Censur und Protokollterung.

§. s?. Wann ein Vogt oder Vormund seine
Rechnung nicht selbst oder durch einen vertrau¬
ten Freund stellt, sondern durch den Gcmeinds-
schreiber verfertigen läßt, — hat der Vogt auS
seinem beziehenden Voatlohn, ohne des Bevogteterr
fernere Kosten, den Gemeindöschreiber dafür be-
scheidentlrch zu befriedigen.

§. 54. Von wichtigen und wettlauftigen GutS»
bcschreibungen, weiche, im Beyseyn eines Mik-

Q



gliedS des GemeindrathS, durch den Gernelnd,
schretber aufqenvhmen werde«/ gebührt dem Mit.
gltede des Gemetndraths für jeden Tag r Fran¬
ken Besoldung. Dem Gemeindschreiber gebührt
das gleiche Tagqeld, wie dem Mitglied des Ge.
meindraths, und überdteß für das ins Reine Schrei-
ben der Inventur, nach Maaßgobe ihrer Wich¬
tigkeit, i bis 4 Franken, welches der Gemeind-
rath jedesmal bestimmen, und bey allenfalls gar
weitläufiger Cvpiatur, die Besoldung um etwas
erhöhen wird. Diese Arbeit solle mit Genau-
hett und ohne alle unnölhige Zögerung vollendet
werden.

Die Regierung verstehet steh, daß sämmtliche
Gemetndräthe und waisenamtlichen Behörden un¬
sers Cantons, so wie jeder bestellte Vormund
oder Vogt, und sämmtliche Cantonsbürger zu
Stadt und Land diese für die Wohlfahrt des gan¬
zen Landes so wichtige, und aus väterlicher Für¬
sorge fliessende Verordnung, in allen Stücken mit
pünktlicher Genauigkeit und unermüdeter Geduld
befolgen, und derselben nachzukommen fich befleis-
sen werden, und wiederholt es nochmalen schließ¬
lich, daß, wo irgend, es sey von waisenamtlichen
Behörden, Vögten oder Verwandten etwas un¬
terlassen würde, was ihre htevor erwähnte beson¬
dere Püicht fordert, und daraus für den Pflege-
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befohlenen einiger Schaden oder Nachtheil erwach,
sen würde, — derjenige Theil, welcher an dem,
es seye aus Arglist oder Nachlässigkeit entstandenen
Schaden Ursache wäre, für selbigen verantwort¬
lich seyn, und solchen btlltgermaaffen zu vergüte»
haben solle.

Jürich, den ss. December rZo?.

Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet;

Der AmtSburgermeister,

Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber-
L « » n k e r.



Zur Erläuterung der vorstehenden Waisen- und

Bevogtigungs- Ordnung , dienen nachstehende Formu¬

lare ' einer Vogt- und Haushaltungs - Rechnung,



Formular.

Rechnung.
S1. N. vonN. als geordneten Vogts des

N. N. vonN. hinterlassenen Kindern,
von Ao. N.



r.
s;6

Name» und Alter der Wittwe, Alndrr-

i « N» N» »» alt ,, 2adre,
2 « N « N » , , ,,

Z« N»N» ,» »» ,»
u. f. w.
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pr>8>r» . 8.

Elngenohmen.

Laut beylegender auf die Inventur sich be¬
ziehender Uebergabe: oder

An alter Reßanz , lvrit meiner ersten Rech¬
nung , oder

An alter Restanz laut der, von dem letzten
Vogt N. N. von N. den — Ao. „ abgelegten
Rechnung.

Nota : obiger Titul ändert sich, je nachdem ein
Vogt seiner ablegenden Rechnung halber sich im
Fall befindet.

Benanntlichen:

st. „ ß. ,, hlr. an Capital,

st. „ ß. „ hlr. an Zinsresianzen.

st. ß. ,, hlr. an laufenden Schulden,

st. „ ß „ hlr. an baarem Geld.
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kixin» z.

Eingenohmen an Zinsen.

Capital. Zinse. Debitoren. Restanzen.

fl. fl- N . N . von. N. fl.

Summa. Summa. Summa»



kaxins q.

2SS

Eingenohmen an . . ^ .

X6 , Sind bestimmte Einnahmen, so werden
solchen besondere Titul gewtedmet.

Z. B. an Grundjlnsen.
„ verkauften Früchten, Wein.
„ verkauften Gütern.

verkauftem Vieh.
«. f. w.



?SZlNS 5.

Eiligen ohmen an Allerley.
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ksxinA 6.

Summa alles Einnehmen-.
>» §» »» hie»

« »»
» ,»

an alter Restanz.
an Capital»Zinse»,
an N. N. u. s. w.
an Allerley.

t



küZin»

S ĵ2

Ausgegeben an . . . .

X6. Sind bestimmte Ausgaben/ so werde»
solche unter besondere Tttul geordnet.

Z. B . Verbauen.
für angekaufte Güter.
» « » - Viehu. f. w.
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ksLins g.

Nach Aözug - es Ausgevens von der Einnahme

verbleiSe ich als Vogt schuldig:

Benanntltchen

ll» >» §« »» hlr»
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ksxins ro.

Zahler.

fl. ,, « hlr. an Capital.

,, ,, » an Zinsrestanzen.

» » ,, an baarem Geld.

Mithin seit der Uekergabe, oder seit meiner
letzten Rechnung Vor - oder Hinterschlag

Venanntlich

fl. ß. hlr.



ksxins » «

S4«

Abschetd.
Den . . . Ao. . . ward diese Rech»

vung vor dem Gemetndrath in Anwesenheit des
Vogts, der Bevogteten, und ihrer nächsten An«
verwandtenN. N. N. N. rc- belesen, und nach rich.
lig Befinden zu Dank abgenohmen; anbey erkennt:

r) Sollen dem Vogt, laut gesetzlicher Anleitung,
zu Vogllohn gebühren rc.

2) Wird derselbe in seiner Vogtstelle bestätigt, —
( oder: ist an dessen Statt zu einem neuen Vogt
verordnet worden: N. N. )

;) Bestimmung der künftigen Rechnungs-Ab-
legung.

4) Gebührt dem Gemetndrath, nach gesetzlicher
Anleitung, an Sitzgeld rc.

5) Sollte etwas wciters verfügt werden, so wird
solches artikuliert in den Abscheid aufge'
nehmen.

N. N.
Gemeindrathschreiber.



ksxwL ! S.

L̂ 7

Erkanntnuß
des

Watsenamts.

Den . . . Ao. . . ward-tese Rech¬
nung vor dem Waiftnamt belesen/ und nach
richtig Befinden ratificiert; anbey des ferneren
erkennt: daß

1) es bey der Verfügung des Gemeindraths sein
ledigliches Verbleiben haben solle.
(Würde das Waiftnamt etwas abzuändern-
oder beyzusetzen nöthig erachten/ so wird sol¬
ches articuliert in die Erkanntnuß gelegt. )

2) Gebührt dem Waiftnamt,nach gesetzlicher Vor¬
schrift/ an Ratifications. Kösten rc.

N. N.

Notariusr« N»

Sl





Formular.

-4s

Haushaltungs- Rechnung
Sl. N. von N. sel. Wittwe und Kinderen, in

Zu- and ihres geordneten vögtliche« Auf¬
sehers N. N. von N.

von Ao.



kstzms r.

Namen und Alter der Wittwe und
Kinder.

Wittwe N. N. alt - Jahre.
Kinderi. N. N. „ —

„ r . N. N. „ — „
,, N > N > ,, —— ,r

V. f. w.

X



ksAINL 2.

Dermahliger Vermögenszustand

an liegendem und fahrendem.

1) Vorhanden an liegendem / wie beyliegendr
Inventur - Ueberaabe . . 6e Ao . .

zeiget / und / laut Bericht des vögtltchen Auf¬

sehers / in einem verbesserten oder verschlim¬

merten Zustand.

2) A -i Fahrnussen . Eben also:

?) An Vieh . Benanntlich:

Pferde . ^
Stieren . !
Kühe . >
Schweine . !

u . s. w. )

4) An wein . Benanntlich : . . Emr.

Au Früchten Benanntlich:

Korn.
Waizen.
Roggen.
Gersten.
Hafer.
Erbsen.
Bohnen,
u. s. w. 1



k,xms Z.

Dermaylige Activa.



k »8>N2.

Dermahlige Passiva.



854

ksxins §.

Nach Abzug dcrPaßiv « von den Activ«Schul«
den bestehet der vormahlige Bermögenszustand
dieser Haushaltung , nebst liegendem und fahren«
dem, in

st. ß. hlr.
Wann also der dermahlige in st. ß. hlr.

bestehende Activ«Zustand mit dem vormahligen in
Vergletchung und Abrechnung gebracht wird , so
zeigt stch Vor - oder Htnterschlag.

Benanntlich:
An des

Zinstragenden Capitals Vermehrung oder Verminderung.
An der liegenden Gütern dito. dito.
An Vieh. dito. dito.
An Wein . . . . dito. dito.
An Früchten . . . dito. dito.
An Fahrnuffen . . . dito. dito.
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? » xilis 6.

Ab sch etd.
Den . . . Ao. . . ward diese Rech¬

nung in Anwesenheit der Bevogtetcn, des vögt»
ltchen Aufsehers und nächster Verwandten belesen,
und nach richtig Befinden zu Dank abgenohmen,
anbey erkennt:
1) Gebührt, laut gesetzlicher Vorschrift, dem

vögtlichen Aufseher zur Besoldung . . .
2) Bestimmung der künftigen Rechnungs »Ablag.

; ) Wird jede weiter nöthig- findende Verfügung
artikuliert.

4) Gesetzliches Sitzgeld dem Gemeindrath. . .

N. N.
Gemeindrathschreibrr.



kSZlNL 7.
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Erkanntnuß
d e s

W a l s e n a m t Z.
Den . . . Ao. . . ward vorstehende

Rechnung, nach richtig Befinden ratificiert und
des ferneren erkennt: daß

i ) Die Verfügungen des Gemetndraths bestätigt
seyn sollen.
(Würde das Waisenamt etwas abzuändern,
ovcr beyzufügen nöthig erachten, so wird
solches in der Erkanntnuß artikuliert. )

r) Gebührt dem Waisenamt, nach gesetzlicher
Vorschrift, an Ratificatlons-Kosten. « »

R. N.

Notarius zu N. N»
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Gesetzliche Verordnung
über die Art der Bewilligung und die

polizey der Tavernenwirthschaften
und Weinschenken.

«̂ ) ir Bürgermeister, Klein und Grosse Räthe
des Kantons Zürich: Nachdem wir, durch ver-
schtedene Umstände und Vorfälle auf die vielen,
in Rücksicht der Tavernen- Wirthschaften und
Weinschenken überhand genommenen Unordnun¬
gen, aufmerksam gemacht worden, und in Betrach¬
tung gezogen haben, wie sehr, besonders durch
die übermäßige Anzahl der Wirthschaften, Sitt¬
lichkeit und gute Polizey gefährdet werde, daß
aber alle bisher gebrauchten Mittel, diesem be¬
denklichen Unwesen zu stenren, unzulänglich ge¬
wesen sind,

verordnen:
i . Es sollen alle Tavernen- Wirthschaften und

Weinschenken, welche vor Anno 1798 bestanden
haben, und diejenigen, welche seit Anno 1798
von der höchsten Landesregierung sind bewilliget
worden, ferner ihr Wirthschaft^ und Wetnschen-
kenrecht ausüben mögen; letztere aber in der Mey¬
nung, daß sie sich bis auf den isten May des
kommenden Jahrs 1804, ihres erlangten Rechts
halber, bey der Commission der innern Angelegen¬
heiten zu legitimiren haben.
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Alle andern Weinschenken und Wirthschaften, ^
welche ohne diese Bewilligung erachtet worden,
oder deren Bewilltgunqszrit verflossen ist, sollen
auf den rsten May 1804 weqqekannt seyn, iind
tn Zukunft obue obrigkeitliche Bewilligung Nie.
wand eine Tavernen-Wirthschaft oder Weinschenke
errichten mögen.

r . Tavernen-WlrthschaftS- oder Weinschenken-
rechte werden von demK!einenRathe,und zwar erstere
vermittelst einer förmlichen obrigkeitlichen Urkunde,
letztere aber durch Bewilligungspatente ertheilt.

Jeder, der ein Tavernenwirthschafts- oder
Weinschenken-Recht verlangt, soll sein Begehren
dem Herrn Amtsburgermetster zu Handen des
Kleinen Raths eingeben. Der Kleine Rath wird
sodann, je nach Befinden, entweder die Petenlen
ohne weiters abweisen, oder ihre Petitionen durch
die Commission der innern Angelegenheiten des
Nähern untersuchen lassen.

4. Bey dieser Untersuchung wird die Com¬
mission der innern Angelegenheiten hauptsächlich
auf das Bedürfniß der Gegend und auf die nö« i
thige Polizey ihr Augenmerk richten, zu welchem
Ende hin der Commtßion überlassen ist, sich nach
Beschaffenheit der Umstände an jede gutstndende
Eemeinds- oder Beztrksbehörde, jedoch auf Ko¬
sten der Petenten, zu wenden, das Resultat ihrer
Untersuchungen aber dem Kleinen Rathe zum
endlichen Entscheid vorzulegen.
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s. Die Bewillignngspatente für Weinschenken
sollen nur für io Jahre ertheilt/ und nach Ber-
fluß derselben sowohl/ als bey jeder Handände¬
rung, ohne förmliche Erneuerung nicht länger gül»
tig seyn. — Auch die von der Regierung bestätig»
ten Weinschenken sollen, nach Verfluß der ersten
ro Jahre, der nämlichen Erneuerungsbewilltgung
unterworfen seyn; wobey sich jedoch die Regierung
vorbehält, aus urkundlich bewiesene Weinschen»
kenrechte Rücksicht zu nehmen.

6. Für die Erhaltung eines neuen Tavernen»
Wirlhschaftsrechts werden roo bis 400 Franken,
und für die Erhaltung jedes auf io Jahre zu
stellenden Weinschenkenpatents, je nach dem mehre¬
ren oder mindern Vortheil derselben, 20 bis ho
Franken bezahlt.

7. Den Weinschenken ist verboten, ihre Gäste
mit warmen Speisen zu bewirthen, oder solche
über Nacht zu beherbergen.

8. Zu Handhabung einer guten Polizey, sol¬
len alle Tavernenwirthschaftenund Weinschenken
an hohen Festtagen gänzlich, an gewöhnlichen
Sonntagen bis nach vollendetem Nachmittags-
Gottesdienst, überhaupt aber, im Winter Abends
nach Uhr, im Sommer nach 10 Uhr, ausge¬
nommen für Fremde, beschlossen seyn.

Alle Tavernenwirthe und Weinschenken sollen
verpflichtet seyn, in ihren Häusern gute Ordnung
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zu beobachten, keinen verdächtigen und liederli-
chen Personen Unterschlauf zu geben, und über«
Haupt nichts zu dulden, was der Sittlichkeit und
der guten Ordnung zuwiderläuft.

in. Jeder, der gegen diese Verordnung han¬
delt, soll von der kompetirlichen Behörde, je nach
Beschaffenheit des Vergehens, mit einer ange¬
messenen Geldbuffe, mit Suspension oder gänzli¬
cher Einziehung der Wirthschaft, ja sogar, bey
wichtigen und wldcrhollen Vergehen, an Leib
oder Ehre gestraft werden.

Gegenwärtige Verordnung soll gedruckt, öf¬
fentlich pubttzlrt, und den Bezirks- und Unter-
statthaltern zur Vollziehung mitgetheilt werden.

Zürich, den 24. December iZvZ.

Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermeister,
Reinhard.

Der Erste Stagtsschreiber,
La v a t e r.



betreffend den Loskauf des grossen trockenen
Zehntens.

i . Unter dem grossen trockenen Zehnten ist zu vet-
stehen, der Zehnten von den nachbenannten Frucht¬
arten und Futterkräutern: a ) Korn; d.) Ker¬
nen und Walzen; c.) Hafer; 6.) Roggen; e)
Bohnen und Erbsen; 5) Gerste; §.) Etchkorn;
K.) Emmer; i.) Wicken; K) Linsen; 1.) Heu und
Emd; m.) Klee und alle künstlichen Grasarten;
n.) Erdapfel. Was diesen letzter«, nämlich den
Erdapfelzehnten anbetrifft, so hat es sein ferne¬
res Verbleiben bey dem dießfalls unterm4ten Junii
r?ys bekannt gemachten Mandat, welches nach¬
folgende Bestimmungen enthält:

„ An denjenigen Orten, wo das Zclgenrecht
„ beobachtet wird, solle von den Erdapfeln, welche
», in die beyden Hauptzelgen, worauf Korn, Wai-

zen, Noagen oder Hafer wächst, gepflanzt wer-
«den; und hingegen au solchen Orten, wo Ein-
,, schlüge und keine Zeigen sind, solle von denje«
,, nigen Erdäpftln, die in Einschläge gepflanzt

werden, worinn, nach bisher geübter Abwechs-
,, luna, ebenfalls Korn, Waizen, Roggen oder
« Hafer gebaut wird, — der Zehnten weiter ge-

treulich entrichtet, und die dießfällige Schätzung



„ mit un̂ unter dem grossen Zehnten, also in
„ Frucht, und zwar mit Ansehung eines Mütts
„Kernen für jede 20 Viertel Erdapfel, vor»
„ genommen werden. "

„ Hingegen aber sollen alle und jede Erdapfel,
„ so in Brachfeldern, Wiesen, Krautgarten, Hanf.

pündke», Reutenen, neuen Aufbrüchen, Wal»
„den, Rebbergen und Gemeindsgütern gepflanzt
„ werden, — des Zehntens gänzlich bcfreyt seyn;
„ in der wettern Meynung jedoch, daß da , wo

der Brachzehnten bezogen wird, derselbe(die
„Erdapfel ausgenommen) von allen andern in
», die Brach gepflanzten Früchten ferner wie bis-
„ dahin abgestattet, und daß ausserdem auch von
„den Matten, die aufgebrochen, und mit Erd-
„ äpfeln bepflanzt werden, - - gleichwohl der etwa
„ darauf liegende Canon von Hengeld oder Zchn-
„ teuer sah weiters ganz bezahlt werden solle. "

r . Auf zehntpflichtigem Land, wo das Zelgen«
recht haftet, wird der Brach-Zehnten von Klee,
und andern künstlichen Grasarten, nur alsdann
an den Decimator bezahlt, wo alte Uebung oder
Titul dafür vorhanden find, und nach Bestimmung
des untermy. Juli 1787 des KleepflanzenS halber
erqangenen Mandats, dessen andurch neuerdings»
bestätigter Inhalt wesentlich dahin geht:
») Was das eigentliche Wiesenanlegen aus zehnl-

raren Acckern, in und aussert den Zelgen, an«
he->



öetrift , — so solle weiterhin von einer Juchart,
zu zs,ooo Schuh gerechnet , guten Lands
i Vrtl . , — mittelmäßigen r Vrlq . — und
geringen r Vrlg . Kernen in Natur oder an
Geld , nach dem Marttnifruchtschlag , Zchnt-
eriatz erstattet werden.

d . Wo Wechs .'lklee , oder sogenannter holländi¬
scher Klee , im Frühjahr in die Sommcrfrüchce,
oder auch in Roggen , Wintergersten , Oelsaa-
men und dergleichen qesäet , und das folgende
Jahr tm Herbst wieder unteraeackert , folglich
nur von der Erndte des ersten Jahres an und
dann das folgende oder sogenannte Brachjahr
hindurch bis zum Saatehret benuzt wird , —
soll kein Zehnten gefordert werden . Bleibt
aber solcher Klee im dritten oder mehreren
Jahren noch stehen , wordurch die Bestellung
des Ackers zur Hanptfrucht behinterl wird , —
so ist der Besitzer r Vrtl . Kernen in Natur,
oder dessen Werth in Geld , als Zehntenersatz
schuldig.

c. Säet man aber den Klee in die Hauptfrucht,
als Korn und Watzen , — so ist in diesem
Jahre der gewohnee Fruchtzehnten zu erstatten,
und dann tm zweyten und allen folgenden
Jahren , so lange solcher Klee stehen bleibt,
der Ersatz des Zehntens jedes Jahr mit r Vrtl«
Kernen in Natur oder Geld zu entrichten.

S
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6. Würde hingegen benannte Kleeart ganz ohne!

Getreide, oder auch Luzerne, eine Gattung
immerwährenden Klees, wozu, um feiner Na.
tur willen, gewöhnlich gutes und nahe gele-
genes Feld genommen wird, gepflanzt, — so
ist davon alljährlichr Vrtl. Kernen in Na>
lur , oder dessen Werth an Geld, von jeder
Juchart als Zehntenersatz zu geben.

e) Dom Espcr, so auch eine lange dauernde Klee-
pflanze ist, in entlegenen schlechten Gütern,
auf Reckholderbücken und entferntem rohem ^
Watdboden angelegt, — soll, erst vorn vierten
Jahre au, i Vrlg. Kernen in Natur, oder
dessen Werth an Geld, als Zehntenersatz be¬
zahlt werden; würde er aber in zelgbarem
und besserem Lande gepflanzt, so ist davon 1
jährlich auchr Vrtl. Kernen in Natur, oder '
das Geld dafür zu geben. §

; . Die unveränderlichen und ffx bestimmte» r
Zehnten sind ebenfalls als grosse Zehnten anzu- r
sehen, und den nämlichen Bestimmungen, wie r
diese, unterworfen.

4. Alle obvenannten Zehntakten(§. i .) kön« ?
neu von den Zehntpfltchtigen losgekauft werden. *i

5. Dieser Loskauf kann jedoch nicht anders, ;
als bey ganzen Zehentenbezirken zugleich statt r
haben. > <



§. Im Falle die Mehrheit der Zehntpffichtigen
Bürger eines Zehntenbezirks, die aber auch mehr
als die Hälfte an den betreffenden Zehnten zu ent¬
richten haben muß, den Lostauf begehrt/ — so ist
die Minderheit der Zehentpstichtigen des nämlichen
Zehntbezirks gehalten/ sich dem Willen dieser ge-
doppelten Mehrheit zu unterziehen.

7. Da, wo mehrere Zehntarten in einem un¬
eben demselben Bezirk abgeherrfchet werden/ —
ist die Gesamtheit(§. 5. ) oder die den Loskauf
übernehmende Majorität der Zehntpflichttgen(§. 6.)
befugt, jede einzelne Zehnt«Art, welche einer be¬
sondern Schätzung unterworfen ist, auch einzeln
loszukaufen.

8. Um den Zchntenertrag nach Stucken zu
finden, wir- der jährliche Ertrag von den der
Revolution unmittelbar vorhergegangenen vier und
zwanzig Jahren, d. h. von 1774 bis und mit
1797, also zum Fundament angenommen, daß
die zwey besten und die zwey schlechtesten Jahre
durchgestrichen, der Rest zusammen gerechnet,
und in zwanzig dlvtdirt wird.

9. Zu Bestimmung deS Geldwerths dieses
Zehntenertrags, wird der jährliche Durchschnitt
der Marktpreise bey dem Kornhaus in Zürich von
den Jahren 1-74 bis und mit 1797 zum Fun¬
dament angenommen, die beyden höchsten und
die beyden niedrigsten dieser Durchschnittspreise
«Mgestrtchen, die zwanzig übrig bleibenden in



zwanzig dividirt, und die also herauskommende
Summe mit fünf und zwanzig mülttpliztrt. Von
diesem Facit werden sodann noch abgezogen:

L. Zehn vom Hundert wegen geringerer Quält«
tät der gewöhnlichen Landfrüchte im Der-
hältniffe mit den Marktfrüchten.

d. Neun und ein halbes vom Hundert theils
für die Perceptionskosten, als: Besoldung
der Zehnkschätzer, Trinkgelder bey der Liefe¬
rung, Verleihungskosten, und alle andern
mit dem Zehntenbezug für den Decimaler
verbundenen, direkten und indirekten Ausla-
gen, — theils aus sonstigen billigen Rücksich¬
ten für die Erleichterung des Zehntpflichtigen.

Was durch diese Operation herauskömmt,
macht den Loskaufspreis aus.

io. Nach dieser Berechnung beträgt der Los«
kaufspreis:

für den Mütt Kernen st. irr Z. V.
« - - Fäsen — 46 ß.
« « - Roaqen oder

M-rsten — 8? - i ; hlk. 4
» » » Bobnen—ioo
» » » Erbsen — nn

* - Hafer — g9 r 6

n . Die soaenannten Zehntebrschatze, Stucke«
Strohgelder, und andere mit dem Zehnten»er«



bundene kleine Utilitäten, sind in eine besondere
Durchschnittsrechnung, nach den oberwähnten vier
und zwanzig Jahren zu bringen, und mit dem
fünf und zwanzigfachen Werth loszukaufen.

r r. Bey Heu- und Emdzehnten muß der Werth
durch die von Zeit zu Zeit geschehenen Verleih»«,
gen oder durch Schätzungen ausgemitrelt werden;
in der Meynung, daß auch diese, so wie auch
diejenigen Posten, welche jährlich in einem Fixum
bezahlt werden, nm den fünf und zwanzigfachen
Werth losgekauft werden müssen.— Um zu erfvr-
derlicher Schätzung zu gelangen, werden von je.
der Seite zween Schätzer gewählt; und— falls
diese in ihren Meynungen getheilt sind, — ent.
scheidet die Ftnanzkommtßton mit Vorbehalt des
Rekurses an den Kleinen Rath.

r ; . Beträgt der loszukanfende Zehnten, nach
geschehener Durchschnittsberechnung, nur zehn
oder weniger sogenannte Stucke, so muß die Los»
kaufssumme auf einmal, — von zehn an bis und
mit dreyßig Stucken in dreymalen, —von dreyßig
an bis und mit hundert Stucken in sechsmalen,—-
und was über hundert Stucke beträgt, in acht»
malen, — getilget werden, jedoch mit nachfol»
genden nähern Bestimmungen:

In demjenigen Jahr , in welchem die Auf»
kündigung geschiehet, wird der Zehnten auf
den alten Fuß, wie vor Ao. 17s? entrichtet
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d. Wenn die Zehntpflichtigen eines Zehntbezirks
ihre Zehntenschuld loskaufen wollen/ — so
müssen sie das Zehntenkapttal spätestens bis
Ende des Monats May schriftlich aufkün-
den / worauf der Decimator die Berechnung
des Kapitals macht, und dem Ausländer
zusendet.

c. Die Bezahlung selbst erfolgt auf Martini des
nämlichen Jahres , in welchem die Aufkün¬
digung vor sich gebet.

6. Die Terminzahlungen geschehen nach und
nach und ununterbrochen, in gleichen jähr¬
lichen Raten . Das über die erste Zahlung
hinaus annoch restirende Capital wird , zu
vier vom Hundert verzinset, und so auch
verhältntßmäßig der nach jeder folgenden Zah¬
lung bis zur gänzlichen Tilgung sich erge¬
bende Capttalsrest.

14. Bis zu gänzlicher Abbezahlung des schul¬
digen Kapitals bleibt der Dectmator für den te¬
stierenden Auskauf bey seinen Rechten, so wie
ihm auch btsanhtn sein Titul in Handen bleibt.

Zürich, den 20. December»803.
Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgrrmetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.
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Gesetz,
betreffend den Loskauf des nassen

Zehntens.

r. Loskauf des nassen Zehntens kann
nicht anders als bey ganzen Zehiitdezlrken Plaj
haben.

2. Im Falle die Mehrheit der Zehntpflichti-
qen Bürger eines ZehnlbezirkS, die aber auch mehr
als die Hälfte an den betreffenden Zehnten zu ent-
richten haben muß, den Loskauf begehrt, — so
ist die Minderheit der Zehntpstichtigen des nemlt-
chen Zehntbeztrks gehalten, sich dem Willen dieser
gedoppelten Mehrheit zu unterziehen.

Um den Zehntertrag dem Maaß nach, in
Saum oder Eimer zu finden, wird der jährliche
Ertrag von den der Revolution unmittelbar vor»
hergeganqenen vier und zwanzig Jahren, d. h. von
!7?4 bis und mit 1797 also zum Fundament
angenommen, daß die zwey besten, und die zwey
schlechtesten Jahre durchgestrichen, der Rest zu¬
sammengerechnet, und in zwanzig divtdtrt wird.

4. Da es bey der grossen Verschiedenheit der
Qualität des im Canton wachsenden WetnS un¬
möglich ist, eine allgemeine Preisbestimmung fest
»u setzen, sondern nothwendig darin merkliche
Abstufungen Platz haben müssen, — so solle das
Rebgelände des ganzen Canlons, nach einer an«



zustellenden sorgfältigen Berathung und Untersu¬
chung, in mehrere Abtheilungen, je nach der
Qualität des wachsenden Weins, eingetheilt, und
für jede dieser Abtheilungen ein besonderer Los»
kaufpreis bestimmt werden.

Diese, sehr genaue Nachfragen und Berech¬
nungen erfordernde Eintheilunq und Preisbestim¬
mung, soll dem grossen Rath bey seiner nächsten
ordentlichen Sitzung im Maymonat, in Form
emcs neuen GefttzesvorschlagS, vorgelegt werden.

5. Der dannzumahl für den Saum oder für
den Eimer Wein sich ergebende Preis, wird,
fünf und zwanztgfach genommen, den Loskaufs-
Preis bestimmen.

6. Bey seiner Zeit zu bestimmendem Preis,
soll zugleich auch in Rechnung gebracht werden,
was, als Percepltonskösten, oder unter allfaüig
andern Tituln abgezogen werden könne.

7. Beträgt die Loskaufssumme eines Zehnt-
heztrks zwölfhundert Gulden oder darunter, so
soll selbige auf einmal, von zwölfhundert bis
viertausend in dreymahl«», von viertausend bis
zwölftausend in sechsmahlen, von zwöiftaiisend bis
zwanzigtausend Gulden und darüber, in neu»
Zahlungen getilaet werden, jedoch unter nachfol«
genden nähernB -stimmungen:
s) In demjenigen Jahr , in welchem die Aufkün¬

digung geschiehet, wird der Zehnten auf den
alten Fuß, wie vor Ao. 1797 entrichtet.
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d) Wenn die Zehntpflichtigen eines Zehntvezirks
ihre Zehntschuld loskaufen wollen , so müssen
sie das Zehnlkapital spätestens bis Ende des
Monats May schriftlich aufkünden , worauf
der Decimator die Berechnung des Kapitals
macht , und dem A Milder zusendet. —

Da nun aber diese Aufkündigungen im kom¬
menden Jahre bis Ende May nicht geschehen
könnten , so wird für das Jahr 1804 der Auf-
kündigungstermin bis Ende Julii verlängert,

c) Die Bezahlung selbst erfolgt auf Martini des
nemlichen Jahrs , in welchem die Aufkündi¬
gung vor sich gehet.

6 . Dte Terminzahlungen geschehen nach und nach
und ununterbrochen in gleichen jährlichen Ra¬
ten. Das über die erste Zahlung hinaus an-
noch restirende Capital wird , zu vier von»
Hundert verzinset , und so auch verhältnißmäs-
sig der nach jeder folgenden Zahlung bis zur
gänzlichen Tilgung sich ergebende Capitalsrest.

8. Bis zu gänzlicher Abbezahlung des schul¬
digen Kapitals bleibt der Decimator für den te¬
stierenden Auskauf bey seinen Rechten , so wie
ihm auch bis dahin sein Titul in Handen bleibt.

Zürich, den 22. December igoz.
Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber/
L a v a t e r.
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Gesetz,
betreffend die fortdauernde Aufhebung

des kleinen Zehntens.

r. von der ehemaligen helvetischen Re¬
gierung unterm roten November 1798 gesetzlich
erkennte, und durch spätere Dekrete der verschie¬
denen helvetischen Ccntralregierungen wiederholt
bestätigte unentqeldltche Aufhebung des sogenann¬
ten kleinen Zehntens, solle weiterhin in gesetzlicher
Kraft verbleiben.

r . Diese Bestimmung solle, gleichwie die
übrigen gesetzlichen Verfügungen in Betreff der
ferneren Entrichtung und der Loskäufltchkett des
grossen Zehntens und der Grund- Boden- und
Erblehenjinse, öffentlich bekannt gemacht werden. !

Zürich, den rz. December iZvZ- !

Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:
!̂

Der Amtsburgermeister,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r.



Gesetz,
betreffend den Loskauf der Grund - Boden«

und Erblehen - Zinse.

i . ^ üle und jede Grund- Boden- und ErS-
lebenzinfe können von den Zinspfltchtigen losge¬
kauft werden.

». Der Loskauf kann jedoch nur von ganzen
Tragereyen gemeinsam geschehen und nicht von
einzelnen Einzinsern für ihren betreffenden Antheil
begehrt werden.

Zu Bestimmung des Loskaufpreises wird
der jährliche Durchschnittspreis jeder Fruchtart, so
wie sich derselbe in den Jahren 1774 bis und
mit 1797 bey dem Kornhaus in Zürich ergeben
hat, — zum Fundament angenommen. Es wer¬
den nämlich die zwey höchsten und die zwey nied¬
rigsten Durchschnittspreiseausgestrichen, — der
Totalbetrag-er übrigen zwanzig Durchschnitts¬
preise in zwanzig dtvidirt, und das Factt mit
fünf und zwanzig multipliztrt. Die also heraus¬
kommende Summe macht den Grundzinsloskauf-
preis von einem Stuck trockener Frucht auS.

4. Geld, Hühner, Eyer, Pfeffer, Fisch, Wachs
u. dergl. werden( solche Posten mögen nun ein¬
zeln für sich bestehen, oder mit Fruchtzinsen ver¬
bunden seyn) um den fünf und zwanzigfacheu
Geldwcrth losgekauft.
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5. Der Werth-es Zlnswetns wir- auf die
iramliche Weise, wie derjenige des Zehntens von
«äffen Früchten, bestimmt.

6. Von dem Betrag der Loskaufssumme stn.
bet, in Uebereinstimmung mit den, für die Zehn.
tenpsiichkigen, in dem Gesetz vom rosten Christ¬
monati 8o; , in Ansehung des trockenen grossen
Zehntens festgesetzten Erleichterungen, ein ange.
meffener Abzug statt.

7.  Nach obigen Bestimmungen und dem eben
gedachten Abzug( § 6.) beträgt der Loskaufprets
für die trockenen Früchte:

Vom Mütt Kernen. . . . st. 140.
. - Fasen . . . . — sr i/r.
- - Roggen oder Gersten— 941/4.
, . Bohnen . . . — n ;.
. - Erbsen. . . . — ir ; .
- » Hafer . . . . — si i/ 4.

8. Der Loskauf selbst wird auf nachstehende
Weise bewerkstelliget:

r. Die Aufkündigungen müssen ein halbes
Jahr vor der Verfallszeit erfolgen, und
die allfälliqen alten Restanzen sogleich ab»
bezahlt werden.

b. Bey einer Traqerey, die mehr als fünf»
zehn Stuck enthaltet, mögen sechs—von
fünfzehn inclufive bis auf sechs Stuck in- z
rlustve herab, drey, — und da, wo die
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Traqerey weniger als sechs Stuck betragt,
nur eine Zahlung statt finden.

c . Die Zahlungen geschehen nach einander
ununterbrochen in gleichen jährlichen Ra-
ten . Gleichwie in dem Auftündigungs-
jähr der Grundzins ganz und wie ehevor
gegeben wird , also muß da , wo die Til¬
gung des Capitals in Terminen erfolgt,
auch in den folgenden Jahren , und btS
zu gänzlicher Abbezahlung des Capitals,
der Grundzins x>ro rnen des annoch te¬
stierenden Betrags auf den nämlichen Fuß
entrichtet werden.

9 . Jede Terminweise erfolgende und abgerich¬
tete Bezahlung soll in den Zinsbüchern , Instru¬
menten und Urbarien bey den betreffenden Posten
deutlich bemerkt , und auch derjenigen Notariats-
Canzley , in welche die Unterpfands gehören , un-
verweilt angegeben , und von ihr eingeschrieben
werden . Das Schuldinstrument selbst aber wird
durch den Eigenthümer des Grund - Boden - oder
Erblehenztnses erst dannzumal aus Handen gege¬
ben , wenn die letzte Terminbezahlung erfolgt ist.

Zürich , den ssten December rZoz.
Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet;

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a v a t e r°
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Gesetz,
betreffend die indirekten Abgaben.

folgende  indirekte  Abgaben sollen einst»
weilen beybehalten werden:

r. Stempel. Abgabe.
2. Handels- Abgabe.

Wirthschaft. Abgabe.
I.

Stempel » Abgabe.
r. Alle Zuschriften an irgend eine öffentliche

Behörde sowohl, als an einzelne öffentliche Be¬
amten, ferner alle kanzleyischen Akten, Zeugnisse
und Dokumente jeder Art, so wie auch alle Obli¬
gationen, Kauf- und Schuldbriefe, wenn sie Gül¬
tigkeit vor den Gerichten haben, oder von den
Behörden und einzelnen Beamten anerkennt wer¬
den sollen,müssen aufStempelpapiergeschrieben seyn.

Zu diesem Gebrauch wird das gemeine Stem-
pelpapter in folgendem Preis verkauft:

Das einfache Oktavblatt» ; Rp.
, - Quartblatt a 6 Rp.
» - Folioblatt a i Bz.
- grosse Doppelfoltoa ; Bz.

2. Von dieser Vorschrift find einzig ausge¬
nommen:



s. Empfangscheine oder Quittungen für Conti
oder andere Zahlungen, welche unter dem
Werth von 80 Franken sind.

b. Alle in amtlichen Angelegenheiten von ei-
ner öffentlichen Behörde an die andere
gerichteten Akten, Correspondenzen und
Empfangschetne; ferner die RechnungS-
Handels- und Hausbücher, und die Ori¬
ginal. Rechnungs- und Correspondenz-
Scripturen der Partikularen und Han¬
delsleute, so wie auch Vogtrechnungen
unter 4000 Franken, und alle Rechnun¬
gen von Armen- und Kirchengütern; alle
Zuschriften an kirchliche, Erztehungs- und
Armenbehörden.
Von nachstehenden Gegenständen soll die

Stempelgebühr auf folgende Weise bezogen werden:
2. Von Zeitungen und Berichtsblättcrn.

Don einem Quartblakti Rp.
- . Foltoblattr Rp.

b. Für alle Arten Publikationen, Anzeigen,
Anschlags- und Berichtszedel, die nicht
von einer Behörde ausgehen, von jedem
Stück; Rp.

e. Für einen Viehschetn oder Sanitatspaß
6 Rp., in der Meynung, daß der dahe-
rtge reine Ertrag dem Sanitätskolleqium
übergeben, und von demselben ausschiieß-



lich zur Errichtung und Unterhaltung ei¬
ner Vieh-Assekuranzkassa verwendet wer¬
den soll.

11 .

Handels - Abgabe.
4. Von allen Handelsleuten, Fabrikanten,

Krämern, und von jedem Gewerbe, das mtt Han¬
del verbunden ist, soll unter nachfolgenden Be¬
stimmungen eine Handelsgebühr bezogen werden:

Die Festsetzung dieser Gebühr wird nach Maaß¬
gabe der Capitalien bestimmt, welche die Han¬
delsleute, Fabrikanten, Krämer und andere Ge-
werbsarten tu ihrem Handel anzuwenden erach¬
tet werden, mtt Rücksicht auf die Wichtigkeit un-
Ausdehnung ihres Gewerbes.

Tarif.
Diejenigen, so erachtet werden, daß in ihrem

Handel rooo Fr. Capital angewendet werden,
bezahleni Fr.
Was über io »o bis rooo Fr. ist, bezahltr Fr.

- » rooo » ; oo « - - - 4 »fNz.
- » gooo » 4000 » - 6 -
- » 4000 - sooo « - » 10 »

und so in fortschreitendem Verhältnisser Fr. für
jedes iooo.

Detatlhändler, Fabrikanten und solche Be-
gangenschaften, die unter iooc> Fr. Handelska¬

pital



pllal in ihrem Gewerbe anzuwenden erachtet wer¬
den/ sind von der Abgabe ausgenommen.

Wetnhändler oder Partikularen, welche Wein
im Grossen verkaufen, zahlen, mit Ausnahme
eigenen Gewächses:
Von jedem Eimer Wein . . . iBj. 6Rp.

» - - Most . . . i »
- einer TonneBler,(4vbls5oMaaß) r .

5. Der kleine Rath ist begwältigt, fremde
Krämer und Hausirer, denen, nach der Poiizey-
Verordnung, die Ausübung ihres Gewerbs gestat¬
tet wird, mit einem ihrem Gewerbe angemessenen
Patent zu belegen.

III.
Wirthschafts - Abgabe.

6. Jeder, der ein Wirthshaus, Schenkhaus,
oder ein Kaffehaus bewirbt, und Gesellschaften
mit Speise oder Getränke besorgt, solle gehalten
seyn, nach Maaßgabe der Ausdehnung seiner
Wirthschaft, eine fixlrte Wirthschaftsabgabe zu be¬
zahlen, und dieselbe alljährlich zu erneuern.

7. Der Preis dieser Abgabe wird von 16 bis
Zoo Fr. bestimmt; sie soll vor Ende Aprils jedes
Jahrs bezogen werden.

8. Eigenes Gewächs von Most und Wein
darf ohne Wirthschaftsbewiüigung im Kleinen,
jedoch nur über die Gasse oder vom Zapfen, ohne
Leute im Hause zu setzen, ausgeschenkt werden.

T
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IV.

Bestimmung - er Strafe «.
Alle gegen dieses Abgabenqesetz Handelnden

sollen auf folgende Weise bestraft werben:

Für Uebertrettung des Stempels.

i . Jede Zuschrift an irgend eine öffentliche
Behörde , oder an einzelne Beamten , so wie
auch kanzlcyische Akten , Zeugnisse , Obligationen,
Kauf - und Schuldbriefe , die nicht auf Stempel-
papier geschrieben sind , werden zurükgewiefen,
und , wenn in besonders dringenden Fällen der
einzelne B - amte eine ungestempelte Zuschrift oder
Akte annehmen würde , so ist derselbe verpflich¬
tet , die Unterlassung dem Aufseher des Stempels
zu laiden , welcher folgende Busse beziehen soll:

LFr.
r -
i -

r -

für r Doppelfolioblatt.
5 Bz . - i Einfachfolioblatt.
5 - - i Quartblatt.

- i Oktavblatt.

Gemeinen

»Stempel¬

papiers.

r . Ein Zeitungsblatt , das nicht gestempelt
ist , bezahlt für jedes gedrilltes Quartblatt s Bj.
und für jedes qedruktes Folioblatt r Fr.

? . Ein jedes Blatt Publikationen , Anschlag,
Berichtzedel , welche nicht gestempelt sind , bezahlt
die Busse von i Franken.

4- Alle richterlichen Behörden sollen bey Anflcht
der Unterlassung des Stempels die obbenannten
Bussen beziehen , und zu Handen des Staats dar¬
über Rechnung halten . Alle diejenigen Bussen
hingegen , welche nicht in die Cassa einer richter-



ltchen Behörde fallen, werden von dem Aufseher
des Stempels bezogen.

Die Beamten sind für die Unterlassung der
Anzeige der Fehlbaren für den Betrag der tm
IV. Abschntt§. i . fetzqesrtzten Bussen verantwort¬
lich. Die nämliche Verantwortlichkeit haben die
gerichtlichen Behörden, falls sie unterlassen wür¬
den, nach Anweisung des Abschnitts IV. Z. r.
die gesetzlich bestimmten Bussen zu beziehen.

6. Handels « Abgabe.
Falls die Angabe der Gebühren für ein Han¬

delspatent zu gering angegeben erachtet wird, so
sind die mir dem Bezug beauftragten Beamten be¬
fugt, die betreffende Person durch Experten taxte.
ren zu lassen, und falls dieselbe diese Taxation
nicht annehmen würde, — die genaueste Unter¬
suchung vorzunehmen.

Für jedes iooo Fr. , so der Fehlbare, nach
Untersuchung, zu wenig angegeben, bezahlt der¬
selbe ir Fr. an den, mit dem Bezug beauftrag¬
ten Beamten, zu Handen des Staats.

Ein Weinhändler ist der nämlichen Taxation
und anfälligen Untersuchung unterworfen, und
bezahlt, so wie ein Partikular, der eine Portion
Wein im Grossen verkauft, ( mit Ausnahme eige¬
nen Gewächses) für jeden Eimer Wein, Most,
oder Tonne Bier 4 Fr. Busse.

6 . Wirthschafts - Abgabe.
Jedem Gastwirth oder Schenkwirth, welcher

seine Wtrthschaftsabgabe vor Ende Aprils jedes
Jahrs nicht bezahlt haben wird, soll von dem
Dollzichungsbeamten die Wirthschaft beschlossen,
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und derselbe im Weigerungsfälle dem Bezirksge¬
richt überwiesen werden, welches ihn für diese
Weigerung zur Bezahlung der doppelten Wirth¬
schaftsabgabe, die ihm sixtrt worden ist, anhal¬
ten soll. Erst nach Bezahlung dieser Busse, und
nach der Entrichtung der Wirthschaftsadgabe be¬
sonders, ist der Fehlbare befugt, seine Wirthschaft
wieder fortzusetzen.

Die Beamten sind für Unterlassung der An¬
zeige der Fehlbaren für den Betrag der im Ab¬
schnitt IV. §. i bis 4 festgesetzten Busse verant¬
wortlich. Die nemliche Verantwortlichkeit haben
die gerichtlichen Behörden, falls sie unterlassen
würden, nach Anweisung des AbschnittsIV. tz. i.
bis 4 die gesetzlich bestimmte Busse zu beziehen,

v.
Anordnung und Ausführung

dieses G e se tze s.
Der Kleine Rath ist bevollmächtiget, alle

nöthigen Maaßregeln, vermittelst der Ftnanzcom-
Mission, zu Vollziehung des gegenwärtigen Ge¬
setzes zu treffen. So bald dasselbe in Kraft er¬
wachsen,— ist das Ariflagen-Gesetz vom iy. Der.
i8oo. ,so wie alle späteren, von der helvetischen
Regierung erqangenen Gesetze und Beschlüsse, in
so wett sie die indirekten Auflagen betreffen, auf¬
gehoben. Die Dauer dieses Gesetzes ist bis zum
Ende des Jahrs i 8os festgesetzt.

Zürich, den December iZoz.
Im Namen des Grossen Raths unterzeichnet:

Der Amtsburgermetster,
Reinhard.

Der Erste Staatsschreiber,
L a » a t e r.
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